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I. 


Die  Literatur. 

Die  Frage  einer  öffentlich-rechtlichen  Interessenvertretung  der 
Privatangestellten  ist  aufs  engste  verknüpft  mit  dem  Problem  der 
Arbeitskammern.  Sie  ist  aus  diesem  heraus  entstanden,  ist  eine  sekun- 
däre Erscheinung,  zu  deren  Untersuchung  die  Kenntnis  der  primären, 
der  Arbeitskammerfrage,  notwendig  ist.  Sie  ist  noch  jüngeren  Datums 
und  erst  in  dem  Augenbhck  brennend  geworden,  als  das  Problem  der 
Arbeitskammern  seiner  Lösung  entgegen  zu  gehen  schien.  Das  ist  der 
eine  Grund,  weshalb  die  über  diese  Frage  vorliegende  Literatur  eine 
ziemlich  geringe  und  spärliche  ist;  der  zweite,  diesen  Literaturmangel 
erklärende  Grund  ist  die  Tatsache,  daß  die  Bewegung  der  Privat- 
angestellten noch  verhältnismäßig  jung  ist,  und  daß  sie  deshalb  die  Auf- 
merksamkeit der  Wissenschaft  noch  nicht  in  dem  Maße  auf  sich  gelenkt 
hat,  wie  sie  es  wohl  in  Anbetracht  der  ihr  sicher  zukommenden  Be- 
deutung für  unser  gesamtes  Wirtschafts-  und  Gesellschaftsleben  ver- 
dient hat. 

Erst  seit  etwa  einem  Jahrzehnt  wird  dem  neuen,  mächtig  sowohl 
an  Zahl  wie  an  innerer  Kraft  sich  entwickelnden  „neuen  Mittelstand" 
auch  in  der  Nationalökonomie  eine  eingehendere  wissenschaftliche  Be- 
handlung zuteil,  seinen  Problemen  und  seiner  sozialen  Lage  größere 
Aufmerksamkeit  geschenkt.  Die  neue  Schicht  war  in  ihrer  impulsiven 
Entwickelung  der  wissenschaftUchen  Bearbeitung  vorausgeeilt,  und 
so  galt  es  zuerst,  um  den  neuen  Stand  in  seinen  Beziehungen  zu  den 
übrigen  Gesellschaftsklassen  erfassen  zu  können,  den  Mangel  an 
statistischem  Grundmaterial  zu  beheben.  Dann  erst  konnte  die  soziale 
Lage  der  Privatangestellten  erforscht  und  einzelnen  wichtigen  Problemen 
der  neuen  Bewegung  eingehende  Behandlung  zuteil  werden.  So  ist  es 
zu  verstehen,  daß  dem  für  den  Stand  der  Privatangestellten  so  be- 
deutungsvollen Problem  der  öffentlich-rechtHchen  Interessenvertretung 
seitens  der  nationalökonomischen  Wissenschaft  wenig  Beachtung  ge- 
schenkt worden  ist,  und  daß  die  Untersuchung  dieser  Frage  sich  zu 
einem  großen  Teil  auf  das  in  den  Organisationen  der  Privatangestellten 
ruhende  Material  stützen  muß. 

Als  spezielle  Literatur  für  diese  Arbeit  kommen  nur  in  Betracht 
eine  Schrift  von  Dr.  Harms  aus  dem  Jahre  1906:  „Arbeitskammern 
und  Kaufmannskammern",  eine  Broschüre  von  Dr.  Heinz  Pott- 
hoff: „Die  Vertretung  von  Angestellten  in  Arbeitskammern",  1904, 
eine  Untersuchung  des  Bromberger  Handelskammersyndikus  M.  K  a  n  d  t 
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in  den  Volkswirtschaftlichen  Blättern  1904:  „Arbeiterkammern  und 
Handlungsgehilfenkammern",  sowie  die  allerdings  zahlreichen  Abhand- 
lungen und  Schriften,  die  seitens  der  interessierten  Angestelltenverbände 
veröffentlicht  wurden.  Den  letzteren  darf  besondere  Bedeutung  beigelegt 
werden.  Bisher  ist  alle  SozialpoHtik  für  die  Privatangestellten  ohne  deren 
unmittelbare  Mitarbeit  betrieben  worden;  es  fehlt  daher  in  diesen  Kreisen 
oft  an  dem  wünschenswerten  Verständnis,  an  Anerkennung  für  sozial- 
politische Maßregeln,  nicht  selten  werden  sie  mißverstanden,  erregen 
selbst  Verbitterung,  weil  den  Angestellten  jeder  Einfluß  auf  die  Gesetz- 
gebung gefehlt  hat,  weil  ihren  Wünschen  und  Forderungen  nicht  Gehör 
geschenkt  wurde.  Diesem  Uebelstand  soll  durch  die  zu  schaffende  Inter- 
essenvertretung abgeholfen  und  bei  allen  sozialen  Maßnahmen  die  tätige^ 
Anteilnahme  der  Interessenten  gesichert  werden.  Um  so  weniger  ab^r 
dürfen  die  Meinungen  der  Angestellten  überhört  werden,  wenn  es  sich 
um  die  Einrichtung  dieser  Vertretung  handelt;  hier  muß  bereits  der 
ihr  zugedachte  Zweck  nach  Möglichkeit  verwirklicht  werden. 

Größere  Arbeiten  liegen  auch  über  das  Problem  der  Arbeits- 
kammern nicht  in  besonders  großer  Anzahl  vor,  wenngleich  das 
diesbezügliche  Material  weit  ausgedehnter  ist.  Auch  hier  dominiert 
Dr.  Harms  mit  seinen  Schriften:  „Deutsche  Arbeitskammern",  1904, 
und  seinen  Untersuchungen  über  die  ausländischen  Arbeitskammern, 
speziell  „Die  holländischen  Arbeitskammern,  ihre  Entstehung,  Organi- 
sation und  Wirksamkeit",  1903.  An  zweiter  Stelle  ist  die  Gesell- 
schaft für  soziale  Reform  zu  nennen.  In  mehreren  Heften 
veröffentlichte  sie  Abhandlungen  über  die  ausländischen  Arbeitskammem 
und  Vorschläge  zur  Gestaltung  der  Arbeitskammern  in  Deutschland 
(21.  Heft).  Sehr  eingehend  hat  sich  mit  dem  Arbeitskammerproblem 
der  bekannte  Sozialpolitiker  Prof.  Hitze  beschäftigt,  der  im  Jahre 
1898  einen  vorzüghch  ausgearbeiteten  Vorschlag  in  seinen  „Leitsätzen 
betr.  Einrichtung  von  Arbeitskammern"  veröffentlichte,  die  sowohl  über 
die  Bedeutung  des  Problems  als  auch  über  die  von  den  Kammern  zu 
erfüllenden  Aufgaben  eingehend  orientieren.  Ferner  liegen  vor  eine 
Anzahl  kürzerer  Untersuchungen  von  Nationalökonomen  und  Sozial- 
politikern, die  sich  mit  Einzelfragen  des  Problems  befassen,  unter  denen 
die  Streitfrage,  ob  Arbeitskammer  oder  Arbeiterkammer,  einen  be- 
sonders breiten  Raum  einnimmt. 

Ueber  die  Geschichte  des  Arbeitskammerproblems  und  seine  Be- 
handlung seitens  der  politischen  Parteien  im  Reichstage  bis  zum  Jahre 
1904  informiert  eine  Schrift  des  Abgeordneten  Erzberger:  „Die 
Industrie-  (Arbeits-)  Kammern  im  Reichstage",  1905.  Weiteren  Auf- 
schluß geben  die  stenographischen  Berichte  und  Drucksachen  des 
Reichstags. 


n. 


Entwickelung,  Begriff,  Umfang  und  Bedeutung  des 
Privatangestelltenstandes. 

Ein  verhältnismäßig  noch  wenig  beachtetes  Problem  wird  auf- 
gerollt, wenn  man  von  der  Privatangestelltenbewegimg  spricht.  Des- 
halb wenig  beachtet,  weil  es  einmal  erst  jüngeren  Datums  ist,  —  schon 
die  Bezeichnung  „Neuer  Mittelstand"  (Schmoller)  sagt,  daß  es  sich  um 
neue  Erwerbsschichten  handelt,  —  vor  allem  aber  auch,  weil  ein 
größeres,  wichtigeres,  breitere  Massen  unseres  Volkes  umfassendes 
Problem,  das  der  Arbeiterfrage,  einer  schnellen  Lösung  dringend  be- 
dürftig, die  deutsche  Sozialpolitik  die  letzten  Jahrzehnte  hindurch  be- 
herrscht hat. 

Die  letzte  Periode  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  brachte  uns 
als  Folge  des  großkapitalistischen  Charakters  unserer  Volkswirtschaft 
jene  Umwälzung  innerhalb  der  Gesellschaftsordnung,  die  ganz  besonders 
gekennzeichnet  wird  durch  die  steigende  Zahl  der  im  Erwerbsleben 
stehenden  unselbständigen  Existenzen.  Seitdem  der  Großbetrieb  mit 
der  Summe  der  in  ihm  festgelegten  Großkapitalien  im  Erwerbsleben 
das  Uebergewicht  erlangt  hat,  ist  der  Mehrzahl  der  Erwerbstätigen  der 
Schritt  zur  Selbständigkeit  unmöglich  geworden.  Die  soziale  Frage,  die 
damit  entstand,  war  vor  allem  die  Arbeiterfrage.  Während  der 
Staat  aber  seine  erste  Hilfe  der  Arbeiterklasse  zuteil  werden  ließ, 
bildete  sich  inzwischen  jene  neue  Massenerscheinung,  der  Privat- 
angestelltenstand, heraus,  der,  wenn  auch  heute  noch  in  den  ersten 
Stadien  seiner  Entwickelung  stehend,  sich  bereits  aus  den  übrigen  Ge- 
sellschaftsklassen deutlich  herausgeschält  hat,  schon  festgefügte  Organi- 
sationsformen aufweist,  und  mit  aller  Energie  und  zielbewußt  die  staat- 
liche Fürsorge  nun  auch  für  sich  in  Anspruch  nimmt. 

Die  oben  angedeutete  Wirkung  der  neuzeitlichen  Wirtschafts- 
entwickelung, der  Verlust  der  Selbständigkeitsmöglichkeiten,  zeigt  sich 
wie  für  die  Arbeiter  so  auch  in  gleicher  Weise  hinsichthch  der  in  Handel 
und  Industrie  tätigen  Privatangestellten,  der  „Kopfarbeiter'',  jener 
Gruppe  von  Erwerbstätigen,  die  gegen  Gehalt  beschäftigt  werden. 
Dienste  höherer  Art,  Geistesarbeit,  verrichten  und  zwischen  Arbeitern 
und  Unternehmern  eine  eigentümliche  Mittelstellung  einnehmen.  Ihre 
Masse  ist  auf  dem  Boden  der  neuzeitlichen  Entwickelung  gewachsen, 
die  infolge  der  rapiden  Ausdehnung  unserer  industriellen  und  kommer- 
ziellen Unternehmungen,  der  bis  ins  kleinste  gehenden  damit  verbundenen 
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Arbeitsteilung  neue  Arbeitsgelegenheiten  für  vorwiegend  geistige  Ver- 
richtung geschaffen  hat,  und  dadurch  jenes  Heer  wirtschaftlich  Un- 
selbständiger entstehen  Heß. 

Es  ist  unendUch  schwierig,  den  Begriff  „Privatangestellte"  zu  um- 
grenzen; eine  allen  Anforderungen,  den  wissenschafthchen  als 
praktischen,  genügende  Definition  ist  bis  heute  wohl  kaum  gefunden 
worden.  Der  Grund  dazu  liegt  in  der  Tatsache,  daß  der  Personenkreis, 
den  man  unter  der  Bezeichnung  „Privatangestellte"  zu  sammeln  pflegt, 
in  sich  sehr  differenziert  und  die  soziale  Lage  dieser  Personen  im  all- 
gemeinen und  auch  innerhalb  einzelner  Gruppen  äußerst  mannigfaltig 
ist.  Nach  einer  Spezifierung,  die  im  Auftrage  der  Gesellschaft  für  soziale 
Reform  aufgestellt  wurde,^)  werden  heute  als  Privatangestellte  be- 
zeichnet: 

A.  KaufmännischeAngestellte:  1.  Kontorpersonal,  2.  Ver- 
käufer, 3.  Lageristen,  4.  Angestellte  im  Fracht-  und  Export- 
geschäft, 5.  Buchhandlungsgehilfen,  6.  Handlungsreisende,  7.  Bank- 
beamte, 8.  Angestellte  in  Warenhäusern,  9.  Angestellte  in  Konsum- 
vereinen, 10.  Versicherungsbeamte,  11.  Handlungsgehilf innen. 

B.  Technische  Angestellte:  12.  industrielle  Techniker 
(Maschinen-  und  Elektrotechniker),  13.  Bautechniker,  14.  Chemiker, 
15.  Zuckertechniker  und  verwandte  Berufe,  16.  Werkmeister, 
17.  Bergbeamte,  18.  seemännische  Angestellte,  19.  Seemaschinisten, 
20.  Angestellte  von  Privateisenbahnen,  21.  Brennmeister,  22.  Brau- 
und  Malzmeister,  23.  Faktoren,  24.  Zeichner,  25.  Zuschneider, 
26.  Techniker  im  Gemeindedienst,  27.  Techniker  im  Staatsdienst 
(besonders  Eisenbahntechniker). 

C.  Landwirtschaftliche  Angestellte:  28.  Güterbeamte, 
29.  Forstbeamte,  30.  Trichinen-  und  Fleischbeschauer. 

D.  B  u  r  e  a  u  b  e  a  m  t  e  :  31.  Rechtsanwaltsbeamte,  32.  Beamte  der 
Berufsgenossenschaften,  Krankenkassen  usw.,  33.  Bureaubeamte 
der  Handelskammern,  Landwirtschaftskammern,  Vereine  usw. 

E.  Liberale  Berufe:  34.  Lehrer,  35.  Organisten,  36.  Orchester- 
musiker, 37.  Schauspieler,  38.  Chorpersonal,  39.  Redakteure, 
40.  Volkswirte,  41.  Apotheker,  42.  Aerzte,  43.  weibKche  Haus- 
beamte. 

Diese  Aufstellung  läßt  auf  den  ersten  Bhck  erkennen,  daß  sich 
Schwierigkeiten  einstellen  müssen,  wenn  man  versucht,  die  große  An- 
zahl der  verschiedenartigen  Gruppen  unter  eine  sie  ohne  Ausnahme  um- 
fassende Definition  zu  bringen.  Von  Interesse  ist,  wie  das  neue  Ver- 
sicherungsgesetz für  Angestellte  den  Kreis  der  hier  im  Gegensatz  zur 
Arbeiterversicherung  versicherungspflichtigen  Personen  faßt,  nämlich: 


^)  Siehe  Staatslexikon  der  Görres-Gesellschaft  „Privatbeamte".  Bd.  IV. 

S.  351. 
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a)  Angestellte  in  leitender  Stellung. 

b)  Betriebsbeamte,  Werkmeister  und  andere  Angestellte,  ohne  Rück- 
sicht auf  ihre  Vorbildung. 

c)  Bureauangestellte,  soweit  nicht  niedere,  lediglich  mechanische 
Dienstleistungen  in  Betracht  kommen. 

d)  Handlungsgehilfen  und  Gehilfen  in  den  Apotheken. 

e)  Bühnen-  und  Orchestermitglieder  ohne  Rücksicht  auf  den  Kunst- 
wert ihrer  Leistungen. 

f)  Lehrer  und  Erzieher. 

g)  Die  in  höheren  Stellungen  befindlichen  Angestellten  der  Schiffs- 
besatzungen deutscher  Seefahrzeuge  und  der  Binnenschiffahrt. 

h)  Inländer,  die  im  Ausland  bei  einer  amtlichen  Vertretung  des 
Reiches  oder  eines  Bundesstaates  oder  bei  deren  Leitern  oder  Mit- 
gliedern beschäftigt  sind. 

i)  Personen,  welche  eine  ähnliche  Tätigkeit  wie  bei  a — h  auf  eigene 
Rechnung  ausüben,  nach  besonderen  Bestimmungen  des  Bundes- 
rats. 

Alle  genannten  Personen  ferner  ohne  Rücksicht  auf  die  Art  der 
Lohnzahlung  (Gehalt  oder  Lohn,  Gewinnanteil,  Tantiemen,  Sach-  oder 
andere  Bezüge,  Gegenleistungen). 

„Ganz  im  allgemeinen  läßt  sich  nur  sagen,  daß  zu  den  Privat- 
angestellten alle  diejenigen  unselbständig  berufstätigen  Personen  zu 
rechnen  sind,  welche  nicht  als  Arbeiter,  also  nicht  bloß  manuell  be- 
schäftigt werden.  Daß  der  Begriff  nicht  durch  ein  positives  Kriterium 
eindeutig  präzisiert  werden  kann,  liegt  daran,  daß  den  darunter  gefaßten 
Personenkreisen  im  Betriebe  ganz  heterogene  Funktionen  obliegen,  und 
daß  trotzdem  die  Kennzeichnung  der  Angestellten  gegenüber  den  Ar- 
beitern nur  erfolgen  kann  durch  einen  Hinweis  auf  ihre  technischen 
Funktionen."  2) 

Die  Masse  der  unter  den  Sammelnamen  Privatangestellte  fallenden 
Personen  hat  sich  zwischen  1882  und  1895  um  233  Prozent,  und  zwischen 
1895  und  1907  um  60  Prozent  vermehrt,  während  in  den  gleichen  Perio- 
den die  Gesamtbevölkerung  Deutschlands  um  14,5  bezw.  19,2  Prozent 
gewachsen  ist.  Potthoff  ^)  berechnet  ihre  absolute  Zahl  für  1907  auf 
rund  zwei  Millionen.  Zwar  hat  diese  Berechnung  durch  Lederer*) 
eine  Korrektur  erfahren;  immerhin  resultiert  auch  aus  Lederers  Auf- 
stellung die  ansehnliche  Zahl  von  1%  MilKonen,  die  mit  ihren  An- 
gehörigen rund  4  Milhonen,  d.  h.  V^g  des  deutschen  Volkes  repräsen- 
tieren.   Sowohl  in  der  Industrie  als  im  Handel  ist  der  relative  Zuwachs 


2)  Lederer:  Die  Privatangestellten  in  der  modernen  Wirtschafts- 
entwickelung.   Tübingen.    1911.   S.  24. 

^)  Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik. 
XXXII.  Bd.  Potthoff:  Die  deutsche  Privatbeamtenschaft  nach  der  Be- 
rufs- und  Betriebszählung  von  1907. 

*)  A.  a.  0.  S.  32. 


der  b-Personen  in  der  Statistik  der  stärkste.  Gegenüber  1882  °)  hat  die 
Zahl  der  Unternehmer  in  Industrie  und  Bergbau  abgenommen  um 
7,09  Prozent,  die  der  Arbeiter  zugenommen  um  109,78  Prozent,  und  die 
der  Angestellten  ist  gewachsen  um  592,40  Prozent.  In  dieser  Haupt- 
gruppe ist  der  Anteil  der  Angestellten  von  allen  Beschäftigten:  1882: 
1,54  Prozent,  1895:  3,18  Prozent,  1907:  6,09  Prozent.  In  der  Haupt- 
gruppe  Handel  und  Verkehr  vermehrten  sich  zwischen  1882  und  1907 
die  Selbständigen  um  44,28  Prozent,  die  Arbeiter  um  169,43  Prozent,  die 
Angestellten  aber,  ohne  die  als  c-Personen  in  der  Statistik  aufgeführten 
Kommis,  Verkäufer  und  Verkäuferinnen,  um  257,41  Prozent.  Auch  hier 
wuchs  der  Anteil  der  b-Personen  am  raschesten;  er  betrug  1882: 
8,37  Prozent,  1895:  11,19  Prozent,  und  1907:  14,54  Prozent.  Die 
Privatangestelltenschaft  bewegt  sich  also  numerisch  und  relativ  auf 
stark  steigender  Linie.  Nicht  allein  innerhalb  der  Betriebe,  sondern 
auch,  und  das  ist  ein  wichtiges,  wesentliches  Moment,  in  bezug  auf  ihre 
lokale  Verteilung,  durch  starke  Konzentration  in  den  Großstädten. 
Lederer  gibt  für  diese  Tatsache  folgende  Zahlen  an: 
In  Großstädten  lebten: 

Erwerbstätige  der  Prozent  der 

Hauptgruppen  A — C:  Erwerbstätigen: 

1882:     1083  609 

1895:     2  428  393 

1907:     3  262  511 
Hiervon  Selbständige: 

1882: 

1895: 

1907:       800  769  18,8 
Angestellte: 
1882: 
1895: 


346  657  31,9 
589  438  24,3 


69  626  6,5 
205  092  8,9 
541 857  12,7 


1907 

Arbeiter: 
1882: 
1895: 

1907:     2  919  885  68,5 


667  326  61,6 
1  633  863  67,3 


Die  hieraus  ersichtliche  zunehmende  Konzentration  der  Privat- 
angestellten in  den  Großstädten  gibt  ihnen  in  Verbindung  mit  ihrer 
wachsenden  Bedeutung  innerhalb  der  Betriebe  in  immer  größerem  Maße 
die  Möglichkeit,  sozial  und  politisch  eine  stärkere  Wirksamkeit  zu  ent- 
falten. 

Der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Lage  eines  so  außergewöhnlich 
schnell  wachsenden  Bruchteils  der  Gesamtbevölkerung  ist  durch  die 
Aufklärungsarbeit  und  die  Selbsthilfe  der  Interessenverbände  heute  leb- 


^)  L  e  d  e  r  e  r ,  a.  a.  0.  S.  29. 
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haftere  Aufmerksamkeit  zuteil  geworden.  Die  statistischen  Erhebungen, 
die  seitens  der  Regierung  und  der  Angestelltenorganisationen  in  den 
letzten  10  bis  15  Jahren  zum  Zwecke  einer  Angestellten-Schutz-  und 
Versicherungsgesetzgebung  vorgenommen  wurden,  haben  zum  Teil  sehr 
unerfreuliche  Zustände  enthüllt.  Nicht  für  alle  Kategorien  der  Privat- 
angestellten in  gleicher  Weise.  Zwar  würden  sich  für  die  wirtschaftUche 
und  soziale  Lage  größerer  Gruppen  unter  ihnen  gemeinsame  Merkmale 
finden  lassen;  einzelne  Berufskategorien  weisen  jedoch  besonders  bezüg- 
lich der  Gehaltsverhältnisse  so  große  Verschiedenartigkeit  auf,  daß  es 
sich  empfiehlt,  sie  besonders  zu  beleuchten.  Eingehende  Untersuchungen 
können  hier  nicht  angestellt  werden,  ich  muß  mich  bei  der  gewaltigen 
Fülle  des  Stoffes  auf  das  Notwendigste  beschränken.^) 

Ich  beginne  mit  der  größten  Gruppe :  den  kaufmännischen 
Angestellten.  Ihre  wirtschaftliche  Lage  charakterisiert  sich  aus- 
reichend durch  die  Tatsache,  daß  sich  ihr  Einkommen  durchschnittlich 
von  dem  der  Lohnarbeiter  nicht  weit  entfernt.  Es  ist  des  häufigeren 
schon  darauf  hingewiesen  worden,  daß  die  im  Jahre  1903  in  der  Denk- 
schrift des  Reichsamts  des  Innern  ermittelte  Durchschnittsgehaltshöhe 
der  Privatangestellten  von  2064,31  Mark  ein  völlig  falsches  Resultat  er- 
geben hat.  Als  zu  hoch  muß  es  deshalb  erscheinen,  weil  sich  nach- 
gewiesenermaßen in  unverhältnismäßig  hoher  Zahl  bessergestellte,  ver- 
heiratete Privatangestellte  und  weniger  die  breiten  Massen  derjenigen, 
an  die  man  bei  dem  Begriff  Privatangestellte  zu  denken  gewohnt  ist, 
an  diesen  Erhebungen  beteiligt  haben.  In  Wirklichkeit  kommt  das  Ge- 
halt der  übergroßen  Mehrheit  der  Angestellten  nie  an  dieses  Durch- 
schnittsgehalt heran.  Ganz  besonders  gilt  das  von  den  kaufmännischen 
Angestellten,  männlichen  und  weiblichen.  Im  Folgenden  ist  nur  von 
ersteren  die  Rede,  die  ganz  besonderen  V,erhältnisse  der  weiblichen  An- 


^)  Ich  verweise  hier  auf  die  neuere  allgemeine  Literatur: 
„Die  wirtschaftliche  Lage  der  Privatangestellten 
Deutschland s."   Denkschrift  über  die  im  Oktober  1903  angestellten  Er- 
hebungen.   Bearbeitet  im  Reichsamt  des  Innern.    Berlin  1907.  Heymanns 
Verlag. 

Dr.  Emil  Lederer:  „Die  Privatangestellten  in  der  modernen  Wirt- 
schaftsentwickelung."   Tübingen  1912.    J.  C.  B.  Mohr. 

Dr.  R  e  i  n  h.  J  ä  c  k  e  1 :  „Statistik  über  die  Lage  der  technischen 
Privatbeamten  in  Groß-Berlin".    Jena  1908.    Gust.  Fischer. 

Dr.  H.  C.  K  r  u  e  g  e  r  :  „Die  wirtschaftliche  und  soziale  Lage  der 
Privatangestellten."  I.  u.  II.  Heft  30 — 33  der  Schriften  der  Ges.  für  soziale 
Reform.    Jena  1912.    G.  Fischer. 

Spezielle  Literatur  für  einzelne  Berufsgruppen  bei  der  Besprechung 
dieser.   Veraltet  sind  die  Schriften  von 

GeorgHiller:  „Die  Lage  der  Handlungsgehilfen."  Leipzig  1895,  und 

Adler,  P.:  „Die  Lage  der  Handlungsgehilfen  gemäß  den  Erhebungen 
der  Kommission  für  Arbeiterstatistik."   Stuttgart  1900.  Cotta. 
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gestellten  werden  später  berührt.  Das  von  der  erwähnten  Denkschrift 
von  1903  für  die  im  Handel  beschäftigten  Privatangestellten  ermittelte 
Durchschnittsgehalt  von  1947,70  Mark,  sowie  das  schon  kleinere  von 
1877  Mark,  das  aus  den  „Erhebungen  v  o  n  W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s - 
rechnungen  minderbemittelter  Familien"  des  Kaiser- 
lichen statistischen  Amtes  hervorgeht,  müssen  noch  als  zu  hoch  be- 
rechnet erscheinen.  Den  Anspruch  auf  größere  Genauigkeit  hat  eine  im 
Jahre  1908  durch  den  Deutschnationalen  Handlungsgehilfen- Verband 
veranstaltete  Umfrage^),  deren  Resultat  auf  33  611  brauchbar  beant- 
worteten Fragebogen  fußt.  Nach  diesen  Erhebungen  entfielen  auf  ein 
Gehalt  ,  j 

bis    900  Mark        6,71  Prozent 


von 

901  „  1200 

55 

20,94 

55 

1201  „  1800 

55 

39,39 

55- 

?? 

1801  „  2400 

55 

20,63 

55 

)V 

2401  „  3000 

55 

7,98 

55 

?? 

3001  „  3600 

55 

2,49 

55 

über  3600 

" 

1,86 

55 

Der  größte  Prozentsatz,  39,39  Prozent,  entfiel  also  auf  die  Stufe 
von  1200  bis  1800  Mark,  das  Durchschnittseinkommen  dieser  Klasse 
war  1533,20  Mark.  Unter  2000  Mark  bewegte  sich  das  Gehalt  von 
75,09  Prozent  der  Befragten.  Nach  Altersstufen  berechnet  war  das 
Durchschnittsgehalt  für  Handlungsgehilfen 

bis  zum  18.  Jahre    908,21  Mark 
„     „    20.     „     1101,95  „ 
„     „    25.     „     1474,66  „ 
„     „    30.     „     2023,62  „ 
und  später  2521,38  „ 
Das  allgemeine  Durchschnittseinkommen  wurde  auf  1714  Mark  berechnet. 

Sehr  interessant  ist  eine  Beleuchtung  der  wirtschaftlichen  Lage  der 
Handlungsgehilfen,  wie  sie  Dr.  T  e  w  e  s  in  seiner  Schrift:  „Der  Tarif- 
vertrag und  der  Dienstvertrag  der  Privatbeamten"  (Essen  1909)  vor- 
nimmt. Er  nimmt  zum  Gegenstand  seiner  Betrachtungen  die  in  den 
Verbandszeitschriften  angebotenen  Stellen  und  deren  Gehälter,  und  teilt 
z.  B.  mit,  daß  nach  den  in  einem  Verbandsblatt  veröffenthchten 
Vakanzen  bei  686  im  Jahre  1907  ausgeschriebenen  Verkäuf erstellen  das 
angebotene  Durchschnittsgehalt  1409,45  Mark,  für  835  Buchhalterstellen 
1622,21  Mark  betrug.  Dabei  ist  noch  zu  berücksichtigen,  daß  die  Berufs- 
verbände für  Stellen,  die  nicht  ein  ihrer  Meinung  nach  befriedigendes 
Gehalt  bieten,  keine  Bewerber  vermitteln. 

Die  niedrige  Wertung  der  Arbeitskräfte  seitens  der  Unternehmer 
ist  zum  Teil  eine  Folgeerscheinung  der  Arbeitsteilung,  die  dem  einzelnen 
Beschäftigten  nur  Teilarbeiten  übrig  läßt,  deren  Erledigung  nur  wenig 


^)  „Die  wirtschaftliche  Lage  der  deutschen  Handlungsgehilfen."  Schrift 
des  D.  H.-V.   Hamburg  1910. 
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Anforderungen  an  besondere  Befähigimg  stellt  und  deren  Charakter 
wenig  individuell  gefärbt  ist,  so  daß  bei  dem  stets  vorliegenden  großen 
Angebot  von  Arbeitskräften  der  Angestellte  jederzeit  leicht  ersetzbar  ist. 

Sehr  bemerkenswert  ist  ferner,  daß  die  Gehälter  der  Handlungs- 
gehilfen nicht  eine  der  allgemeinen  Lebensmittelverteuerung  ent- 
sprechende Steigerung  erfahren  haben.  Der  Verband  Deutscher  Hand- 
lungsgehilfen, Leipzig^),  hat  eine  Berechnung  angestellt,  derzufolge  in 
den  Jahren  1901  bis  1910  der  durchschnittliche  Lebensmittelaufwand 
der  Privatangestellten  eine  Verteuerung  von  17,3  Prozent  erfahren  haben 
soll,  während  die  Gehälter 

der  Verkäufer  mit  freier  Station  um  12  Prozent 

„  Verheirateten  „    8  „ 

„  Kontoristen  „  10  „ 

„  Reisenden  „  11,5  „ 

„  Verkäufer  ohne  freie  Station  „  7  „ 
gestiegen  wären.  Man  mag  wegen  der  agitatorischen  Tendenz  dieser 
Angaben  ihre  Zuverlässigkeit  und  Genauigkeit  in  Frage  stellen;  daß 
aber  ein  Mißverhältnis  zwischen  Lebensmittelverteuerung  und  Gehalts- 
aufbesserung besteht,  ist  schon  seit  einigen  Jahren  die  ständige  Klage 
nicht  nur  der  Handlungsgehilfen,  sondern  aller  Kategorien  der 
Privatangestellten.  Sie  werden  diese  Tatsache  um  so  stärker  empfinden 
müssen,  als  die  Ausgaben  für  Lebensmittel  im  Haushalt  der  Privat- 
angestellten stets  40  bis  50  Prozent  aller  Ausgaben  ausmachen.®) 

Die  wirtschaftliche  Lage  der  technischen  Angestellten 
ist  statistisch  hauptsächlich  erfaßt  worden  durch  eine  Erhebung,  die 
1907  mit  Unterstützung  des  Bundes  der  technisch-industriellen  Beamten 
durch  das  Bureau  für  Sozialpolitik  in  Berlin  vorgenommen  wurde.^'^) 
Nach  diesen  Feststellungen  hatten  ein  Einkommen  von 

unter  1200  Mark    4,58  Prozent  der  Befragten 

1200—1800     „  32,61 

1800—2400     „  30,38 

2400—3000     „     14,48       „  „ 

3000—3600     „      8,09       „  „ 

3600  M.  u.  darüber  9,86       „  „ 
Das  Durchschnittseinkommen  betrug  2228,29  Mark;  und  zwar  für 
Angestellte  ohne  Hochschulbildung  2091,23  Mark,  für  solche  mit  Hoch- 
schulbildung 2630,22  Mark.   In  Altersstufen  erfaßt  wurde  das  Bild^^): 

Es  hatten  im  Alter  von 
unter  20  Jahren   81,82  Prozent  ein  Einkommen  von  unter  1200  Mark, 
20-25      „       83,26       „       „  „  „      „     1800  „ 

25-30      „       69,73       „       „  „  „      „     2100  „ 


»)  27.  Schrift  des  D.  H.-V.   Leipzig  19n. 
»)  Lederer,  a.  a.  0.,  S.  100  ff. 
^'^)  Dr.  Reinh.  Jäckel,  a.  a.  0.,  bes.  S.  59  ff. 
")  A.  a.  0.  S.  54. 
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Weitere,  diese  Zahlen  im  allgemeinen  bestätigende  Angaben  finden 
sich  in  einer  Enquete  des  Deutschen  Technikerverbandes  von  1907,  so- 
wie in  speziellen  Untersuchungen  für  einzelne  Kategorien  der  tech- 
nischen Angestellten.^^) 

L  e  d  e  r  e  r  kommt  bei  seinen  Untersuchungen  zu  dem  Ergebnis, 
„daß,  trotzdem  generelle,  den  größeren  Teil  der  Angestelltenschaft  um- 
fassende Erhebungen  nicht  vorliegen,  mit  großer  Sicherheit  vermutet 
werden  kann,  daß  die  Besoldung  der  technischen  Angestellten  im  Durch- 
schnitt 2500  Mark  auch  in  den  Großstädten  und  in  den  großen  Betrieben 
nicht  erreicht;  daß  die  Situation  des  Arbeitsmarktes  ganz  mechanisch 
wirkt  und  infolgedessen  die  günstige  Position  der  akademisch  vorgebil- 
deten Angestellten,  zumal  es  einen  Befähigungsnachweis  für  die  Beklei- 
dung irgendwelcher  Stellungen  nicht  gibt,  ganz  beseitigt  hat;  daß  aus 
diesen  Umständen  heraus  die  wirtschaftliche  Lage  der  technischen  An- 
gestellten so  prekär  ist,  daß  sie  vielfach  ihren  Kindern  nicht  mehr  die- 
selbe Bildung  angedeihen  lassen  können,  als  sie  selbst  genossen  haben." 

Die  Bankbeamten  genossen  bis  vor  kurzer  Zeit  den  Ruf,  die- 
jenige Gruppe  der  Privatangestellten  zu  sein,  deren  wirtschaftliche  Lage 
die  erträglichste,  ja  zum  Teil  eine  recht  günstige  sei.  Doch  ist  heute 
zugegeben,  daß,  abgesehen  von  den  wenigen,  allerdings  relativ  hoch 
besoldeten  leitenden  Stellungen,  die  Lage  der  großen  Masse  der  Bank- 
beamten keine  besonders  gute  ist.  Auch  im  Bankgewerbe,  vor  allem 
wo  es  als  Großbetrieb  in  der  Form  von  Aktiengesellschaften  auftritt, 
hat  die  Arbeitsteilung  die  Lage  der  Angestellten  ungünstig  beeinflußt, 
ihrer  Leistung  den  Stempel  des  Individuellen  genommen  und  ihre  Person 
ersetzbar  gemacht.  Daher  auch  hier  die  niedrige  Wertung  der  Arbeits- 
kraft, trotz  des  von  den  Banken  in  letzter  Zeit  angewandten  Usus,  nur 
Bewerber  mit  höherer  Schulbildung,  ja  sehr  häufig  nur  solche,  die  im 
Besitz  des  Reifezeugnisses  sind,  einzustellen.  Die  Denkschrift  des 
Reichsamts  des  Innern  ermittelte  für  die  Bankbeamten  ein  Durchschnitts- 
einkommen von 

1064  Mark  bei  einem  Alter  von  20 — 24  Jahren, 
1954     „      „      „         „      „    25    29  „ 
2265     „      „      „         „      „    30-34  „ 

Die  vom  Zentralverband  des  Deutschen  Bank-  und  Bankier- 
gewerbes in  seinen  Erhebungen      ermittelten  höheren  Durchschnitts- 


z.  B.  Dr.  J.  Neumann:  „Ueber  das  technische  Personal  der  deut- 
schen Schiffbauindustrie."  Jahrbuch  für  die  soziale  Bewegung  der  Industrie- 
beamten. 1910.   3.  Heft.   S.  205  ff. 

Ferner  eine  Gehaltsstatistik  der  Berliner  Eisenkonstrukteure  in  der 
Deutschen  Industriebeamtenzeitung  vom  27.  Januar  und  10.  Februar  1911 
u.  a.  m. 

A.  a.  0.  S.  75. 

Bericht  über  die  Vorarbeiten  des  Z.-V.  d.  D.  B.  u.  B.  G.  in  Sachen 
der  Bankbeamten- Versicherung.  Dem  Deutschen  Bankiertag  erstattet  von 
dem  Geschäftsführer  des  Z.-V.,  Rechtsanw.  Max  Wittner.   Berlin  1907. 
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Ziffern  ergeben  ein  falsches  Bild  durch  die  unverhältnismäßig  großen 
Gehälter  der  Direktoren  und  Prokuristen.  Im  übrigen  verweise  ich 
auf :  eine  Tübinger  Dissertation  von  B  a  u  m  s  t  e  i  g  e  r  (1911),  die  über 
die  Lage  der  Bankbeamten  sehr  bemerkenswertes  Material  zusammen- 
getragen hat. 

Bei  weitem  schlechter  ist  indessen  die  Lage  der  Bureau- 
beamten  bei  Notaren,  Rechtsanwälten,  Gerichtsvollziehern,  Kassen, 
Versicherungsanstalten  und  in  ähnlichen  Kontoren.  In  den  Nachrichten 
des  Verbandes  Deutscher  Bureaubeamten  wurden  in  den  Jahren  1905 
bis  1907  Erhebungen  veröffentlicht,  die  ein  sehr  ungünstiges  Resultat 
ergaben.  So  wurde  z.  B.  festgestellt,  daß  53  Prozent  der  Bureaubeamten 
ein  Gehalt  von  weniger  als  100  Mark  bezogen,  „daß  62  Prozent  der 
Lehrlinge,  50  Prozent  der  Gehilfen  und  49  Prozent  der  Bureauvorsteher 
ihre  Arbeitskraft  für  einen  Preis  verkaufen,  der  nicht  zur  Deckung  eines 
angemessenen,  oft  nicht  zur  Deckung  des  notwendigsten  Lebensunter- 
haltes ausreicht." 

Nicht  viel  besser  ist  die  wirtschaftliche  Lage  der  in  der  Landwirt- 
schaft tätigen  Privatangestellten,  der  Bureaubeamten  sowohl  als  der 
Güterbeamten,  Inspektoren  usw.^^) 

Ganz  besondere  Beachtung  verdient  die  Tätigkeit  der 
weiblichen  Angestellten  im  Handelsgewerbe.  Sie 
hat  —  auch  eine  Begleiterscheinung  des  Kapitalismus  —  heute  einen 
derartigen  Umfang  angenommen  und  so  schreiende  Mißstände  hervor- 
gerufen, daß  man  der  Frauenarbeit  im  Handelsgewerbe  mit  vollem 
Recht  in  der  Sozialpolitik  heute  erhöhte  Aufmerksamkeit  schenken  muß. 
In  welchem  Maße  die  Frauen  in  das  Handelsgewerbe  eingedrungen  sind, 
geht  aus  den  Berufs-  und  Gewerbestatistiken  von  1882,  1895  und  1907 
hervor.  So  vermehrten  sich  die  weiblichen  Angestellten  zwischen  1882 
und  1895  um  115  Prozent,  die  männlichen  dagegen  um  60  Prozent;  von 
1895  bis  1907  stieg  die  Zahl  der  Weiblichen  um  195  Prozent,  die  der 
Männhchen  um  75  Prozent.  Interessant  ist  es  ferner,  festzustellen,  daß 
gerade  das  Handelsgewerbe  —  und  zwar  aus  sehr  verständlichen  Grün- 
den —  von  den  Erwerb  suchenden  Frauen  bevorzugt  wird;  während 
nämlich  von  1882  bis  1895  die  Gesamtzahl  aller  erwerbstätigen  Frauen, 
also  einschließhch  der  Dienstmädchen,  Fabrikarbeiterinnen  usw.,  nur  um 
18,7  Prozent  gestiegen  ist,  vermehrte  sich  in  diesem  Zeitraum  die 
Frauenarbeit  im  Handel  um  115  Prozent.  Für  die  Periode  1895  bis  1907 
sind  die  entsprechenden  Zahlen  44,3  Prozent  und  195  Prozent.  Leider 


1905:  S.  28— 3Ö,  46—49,  355—356,  371—372. 
1906:  S.  65  ff. 
1907:  S.  15  ff. 
")  Dr.  Te  wes,  a.  a.  0.  S.  26. 

Vgl.  F.  P  ü  s  c  h  e  1 :  ,,Die  Güterbeamtenfrage."    Eberswalde  1908. 
E.  u.  G.  Müller. 

Dr.  Krüger:   „Die   wirtschaftl.   und  soziale  Lage   der  Privat- 
angestellten."  Bd.  1. 
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ist  es  eine  Folge  dieses  fast  unnatürlich  starken  Eindringens  gewesen, 
daß  die  wirtschaftliche  und  soziale  Lage  dieser  Frauen  unter  dem  Druck 
des  übergroßen  Angebots  eine  sehr  schlechte  geworden  ist.  Die  große 
Reservearmee  der  in  der  Familie  beschäftigungslos  gewordenen,  Tätig- 
keit suchenden  und  in  jedem  Augenblick  zur  Verfügung  stehenden 
Mädchen  drückt  stark  die  Löhne.  Sie  sind  infolge  ihrer  wirtschaftlichen 
Schwäche  und  des  Mangels  an  großen  Organisationen  der  Gefahr  über- 
mäßiger Ausnutzung,  körperhcher  und  sittHcher  Schädigungen,  nament- 
lich in  den  Großstädten,  ausgesetzt.  Ihre  billige  Arbeitskraft  bedroht 
die  Existenz  der  männlichen  Angestellten,  kurz,  Mißstände  verschie- 
denster Art  sind  bezeichnend  für  die  Lage  der  Frauen,  die  im  Handels- 
gewerbe Unterkunft  suchen.  Bei  der  Fülle  des  Stoffes  sind  weitere  Aus- 
führungen hier  nicht  möglich;  ich  verweise  deshalb  auf  die  Ausführungen 
von  Professor  Wilbrandt  im  Handbuch  der  Frauen- 
bewegung ^^),  auf  eine  Tübinger  Doktordissertation  von  Sittel: 
„Frauenarbeit  im  Handelsgewerbe",  auf  die  Schrift  von  Ida  Kisker: 
„Die  Frauenarbeit  in  den  Kontoren  einer  Großstadt"  ^^),  und  auf  die 
Ausführungen  von  Martin  Weigert  in  seiner  Schrift:  „Die  Hand- 
lungsgehilfenfrage" ^^). 

Das  Gesamtresultat  der  vorstehenden  kurzen  Beleuchtung  der 
wirtschaftlichen  Lage  der  männlichen  und  weiblichen  Angestellten  nach 
ihren  Hauptgruppen  ist  kein  günstiges.  Abgesehen  von  verschwindend 
kleinen  Ausnahmen,  ist  die  Mehrzahl,  die  große  Masse  der  Privat- 
angestellten in  ihren  wirtschaftlichen  Verhältnissen  sehr  beschränkt  und 
kommt  vielfach  darin  der  Lage  der  Lohnarbeiter  sehr  nahe.  Auch  die 
allgemeinen  sozialen  Verhältnisse  weisen  trotz  des  nicht  zu  leugnenden 
mittelständischen  Momentes  in  der  Angestelltenschaft  mit  denen  der 
Arbeiter  große  Aehnlichkeiten  auf.  Das  ist  vor  allem  in  der  Unsicher- 
heit der  wirtschaftlichen  Existenz,  der  Abhängigkeit  vom  Kapitalisten, 
der  Möglichkeit  der  Stellenlosigkeit  der  Fall.  Aussichten  auf  spätere 
Selbständigkeit  sind  für  die  Privatangestellten  so  gut  wie  nicht  mehr 
vorhanden.  Kaum  4  Prozent  der  Angestellten  gelangten  nach  einer 
unter  den  größeren  Organisationen  veranstalteten  Rundfrage  zur  Selb- 
ständigkeit, noch  weniger,  1  bis  1,2  Prozent,  nach  den  Erhebungen  des 
Deutschnationalen  Handlungsgehilfen- Verbandes.  Eines  der  größten 
Uebel,  dem  die  Privatangestellten  ausgesetzt  sind,  ist  die  Stellenlosig- 
keit, die  in  viel  eingreifenderer  Weise  das  Leben  des  Privatangestellten 
beeinflußt,  als  die  Existenz  des  Arbeiters,  weil  sie  begreiflicherweise  von 
längerer  Dauer  ist.  Sie  trifft  die  technischen  Beamten  schwerer  als  die 
kaufmännischen,  da  die  Konjunkturschwankungen  die  ersteren  unmittel- 


")  Bd.  IV  (Handlungsgehilfinnen).  Handb.  der  Frauenbewegung. 
Herausgegeben  von  Helene  Lange  und  Gertrud  Bäumer.  Berlin  1902.  Mosers 
Verlag. 

Eine  Studie  über  die  Leipziger  Kontoristinnen  mit  einem  Anhang 
über  die  Berufsvereine  der  Handlungsgehilfinnen.  Tübingen  1911. 
Berlin  und  Leipzig  1911  (bes.  S.  46  ff). 
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barer  ergreifen.^^)  Eng  damit  verknüpft  ist  die  Frage  der  Reform  des 
kaufmännischen  und  technischen  Arbeitsnachweises.  Er  ruht  heute  zur 
Hauptsache  in  den  Händen  der  Angestelltenverbände,  deren  Vermitie- 
lungstätigkeit  aber  nur  beschränkte  Erfolge  aufzuweisen  vermag.  Die 
Bestrebungen  nach  einer  Verbesserung  des  Arbeitsnachweises  sind  in 
Zusammenhang  mit  dem  Gegenstand  der  vorliegenden  Arbeit,  den 
Arbeitskammern,  gebracht  worden;  ihrer  soll  deshalb  an  besonderer 
Stelle  gedacht  werden.  Auch  auf  sonstige  soziale  Mißstände,  denen  die 
Privatangestellten  in  ihrer  Betätigung  ausgesetzt  sind,  als  z.  B.  Kon- 
kurrenzklausel, Arbeitszeit,  Sonntagsarbeit  usw.,  wird  zweckmäßig  in 
einem  besonderen  Abschnitt,  in  dem  die  Aufgaben  einer  Interessenver- 
tretung behandelt  werden  sollen^  näher  eingegangen. 

Zusammenfassend  ist  zu  sagen,  daß  die  wirtschaftHche  und  soziale 
Lage  der  Privatangestellten  zu  berechtigten  Klagen  Anlaß  geben  muß, 
und  daß  den  Organisationen  der  Angestellten  ein  großes  Betätigungs- 
gebiet gegeben  ist.  Nach  zwei  großen  Richtungen  hin  üben  sie  eine 
planmäßige  sozialpolitische  Tätigkeit  aus:  einmal  gilt  es  als  ihr  Ziel, 
die  wirtschaftliche  Lage  der  Privatangestellten  durch  ein  umfassendes 
privates  Versicherungs-  und  Unterstützungswesen  auf  ein  höheres 
Niveau  zu  heben;  andererseits  sind  sie  bestrebt,  die  vom  Gesetzgeber 
inaugurierte  Angestellten-Sozialpolitik  zu  verbessern  und  in  ihrem 
Sinne,  nach  ihren  Wünschen  und  Forderungen  zu  dirigieren.  Großen 
Wert  legen  sie  dabei  auf  die  Erzielung  eines  guten  Verhältnisses  mit  den 
Unternehmern.  Sie  wünschen  eine  persönhche  Fühlungnahme  und  Aus- 
sprache mit  diesen,  um  über  Fragen  des  Dienstvertrages  ihre  gegen- 


Lederer  (a.  a.  0.  S.  93)  stellt  für  den  Umfang  der  Stellenlosigkeit 
bei  den  Privatangestellten  folgende  Zusammenstelhmg,  die  einen  Vergleich 
der  Arbeitslosigkeit  bei  den  Mitgliedern  von  11  Angestelltenverbänden  (6  kauf- 
männische, 2  Bureaubeamten-  und  3  Technikerverbände)  und  52  Arbeiter- 
fachverbänden ermöglicht,  auf: 


Mitglieder  der 
berichtenden 
Verbände 

Zahl  der  Stellen- 
losen 

prozentuell 

Dauer  der  Stel- 
H  lenlosigkeit 

bei  den  unter- 
«  stützten  Stel- 
lenlosen 

bei  den  kauf- 
männisch. Ver- 
bänden allein 

bei  den  Tech- 
nikerverbänden 
allein 

bei  den  deutsch. 
Fachverbänden 
(Arbeiter) 

iii 

"-i  aj 

30.  Juni 

1908  . 

.  155.391 

1758 

1,6 

1,6 

2,9 

30.  Sept. 

1908  . 

.  160.611 

2770 

1,7 

51,2 

1,7 

2,7 

16,3 

31.  Dez. 

1908  . 

.  156.562 

2445 

1,6 

52,2 

1,6 

4,4 

17,6 

31.  März 

1909  . 

.  183.472 

3154 

1,7 

50 

1,4 

4,6 

3,5 

22,7 

30.  Juni 

1909  . 

.  209.233 

3543 

1,4 

56 

1,4 
1,6 

2,9 

2,8 

17,8 

30.  Sept. 

1909  . 

.  203.436 

3705 

1,8 

65 

2,7 

2,1 

18 

3L  Dez. 

1909  . 

.  296.841 

4650 

1,6 

57 

1,4 

2,7 

2,6 

17 

31.  März 

1910  . 

.  324.490 

4697 

1,4 

56 

1,2 

3,2 

1,8 

18 

30.  Juni 

1910  . 

.  329.581 

4541 

1,4 

59 

1,2 

2,9 

2,0 

15 

30.  Sept. 

1910  . 

.  329.293 

5254 

1,6 

56 

1,5 

2,4 

1,8 

13 

31.  Dez. 

1910  . 

.  332.325 

4257 

1,3 

54 

1,2 

2,0 

2,1 

14 

31.  März 

1911  . 

.  339.005 

4582 

1,4 

54 

1,3 

2,0 

1,9 

16 

30.  Juni 

1911  . 

.  371.001 

4283 

1,1 

54 

1,0 

1,9 

1.6 

14 
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zeitigen  Interessen  abzuwägen  und  eine  Verständigung  herbeizuführen. 
Als  bedeutsames  Mittel  zur  Erreichung  dieser  Ziele  erscheint  ihnen  die 
tätige  Teilnahme  an  der  sozialen  Gestzgebung  durch  eine  öffenthch- 
rechtliche  Interessenvertretung,  die  den  Privatangestellten  Gelegenheit 
geben  soll,  mit  den  Prinzipalen  zu  verhandeln,  dabei  Mißstände  öffent- 
lich klarzustellen,  Reform  Vorschläge  zu  unterbreiten,  Gutachten  an 
Staats-  und  Gemeindebehörden  abzugeben  usw.,  kurz,  die  als  Sprach- 
rohr für  ihre  Wünsche  und  Meinungen  dienen  soll. 

Das  Problem  einer  derartigen  autoritativen  Interessenvertretung 
ist  entstanden  aus  der  Arbeitskammerfrage  und  brennend  geworden,  als 
Regierung  und  Reichstag  bei  der  Beratung  der  Vorlage  eines  Arbeits- 
kammergesetzes im  Dezember  1910  beschlossen,  die  kaufmännischen 
Angestellten  von  der  Anteilnahme  an  dieser  Einrichtung  auszuschließen 
und  ihnen  eine  besondere  Vertretung,  eigene  Kammern  zu  schaffen,  die 
ihren  Interessen  zweckdienlicher  seien. 

Es  ist  deshalb  notwendig,  zuerst  die  Arbeitskammerfrage  einer 
Beleuchtung  zu  unterziehen. 


m. 


Die  Privatangestellten  und  die  Arbeitskammer- 


1.  Die  im  Folgenden  wiederkehrenden  Begriffe:  Arbeitskammer, 
Arbeiterkammer,  Arbeitsamt  usw.  bedürfen  einer  begrifflichen  Klar- 
stellung. Bei  seiner  „Terminologie  der  gesetzlichen  Vertretungen  von 
Arbeiterinteressen"  bezeichnet  H  a  r  m  s  ^s)  als  gesetzHche  Interessen- 
vertretung „eine  gesellschaftliche  oder  wirtschaftliche  Organisation, 
welche  die  Wahrnehmung  der  Interessen  der  Organisationsangehörigen 
oder  der  durch  die  Organisation  Vertretenen  zur  Aufgabe  hat.  Dabei 
ist  unter  „Wahrnehmung  der  Interessen  jede  auf  die  Erlangung  oder 
Behauptung  von  Vorteilen  gerichtete  Betätigung  zu  verstehen.  Diese 
Vorteile  können  materielle  und  ideelle  sein.  Welcher  Art  sie  im  ein- 
zelnen sind,  ist  prinzipiell  belanglos".  Wenn  nun  im  weiteren  Verlauf 
der  Arbeit  auch  von  paritätischen  Kaufmannskammern  als  von  Inter- 
essenvertretungen der  Privatangestellten  gesprochen  wird,  so  ist  das 
deshalb  berechtigt,  weil  sie  ja  auch  die  besonderen  Interessen  der  An- 
gestellten wahrzunehmen  berufen  sein  sollen;  ob  diese  Interessenver- 
tretung nun  durch  einseitige  Angestelltenkammern  oder  durch  pari- 
tätische Kaufmannskammern  geschieht,  ist  im  Prinzip  gleichgültig. 
Beide  sind  infolge  der  ihnen  zugedachten,  auf  Wahrnehmung  der  Inter- 
essen der  Privatangestellten  gerichteten  Aufgaben  „Interessenver- 
tretungen". 

Diese  soll  geschehen  durch  „Kammern"  und  „Aemter".  Die  beiden 
Bezeichnungen  deuten  schon  den  öffentlich-rechtlichen  Charakter  der 
Vertretungsform  an.  Die  „Kammer"  setzt  sich  aus  gewählten  Vertretern 
der  Interessenten  zusammen,  im  „Amt"  dagegen  wirken  angestellte  Be- 
amte. 

Zu  unterscheiden  sind  dann  ferner  die  Begriffe  „Arbeitskammer" 
und  „Arbeiterkammer".  Das  Wort  Arbeitskammer  bezeichnet 
nach  dem  heutigen  Sprachgebrauch  „eine  gesetzlich  organisierte  Ver- 
tretung von  Arbeitern  und  Arbeitgebern  zur  Wahrung  ihrer  mit  dem 
Arbeitsvertrage  zusammenhängenden  Interessen". Das  Kriterium  be- 
ruht auf  dem  Prinzip  der  Parität,  auf  dem  gemeinschaftlichen  Zusammen- 
arbeiten von  Unternehmern  und  Arbeitern.  Eine  Arbeite  rkammer 


')  „Deutsche  Arbeitskammern."    1904.  Tübingen.  S.  1. 

')  Elsters  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  Bd.  I.  „Arbeitskammern." 


A.  Die  Arbeitskammerfrage. 
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dagegen  ist  „eine  gesetzlich  organisierte  Vertretung  der  Arbeiter  zur 
Wahrung  ihrer  Klasseninteressen".  Der  Schwerpunkt  liegt  hier  also 
auf  der  Einseitigkeit  der  Zusammensetzung  und  auf  der  Behandlung 
lediglich  der  Klasseninteressen,  während  es  zur  Aufgabe  von  Arbeits- 
kammern gehört,  alle  mit  dem  Arbeitsvertrag  zusammenhängenden 
Interessen,  folghch  auch  die  der  Arbeitgeber,  in  den  Kreis  der  Be- 
handlung hineinzuziehen. 

Erzberger^s)  glaubt,  für  die  Arbeitskammern  eine  treffendere 
Bezeichnung  mit  dem  Wort  „Industriekammern"  gefunden  zu  haben, 
mit  der  Begründung,  daß  diese  Kammern  nichts  anderes  als  eine  Ver- 
tretung der  Industrie  darstellen  sollten,  und  sich  so  in  die  Reihe  der 
Landwirtschafts-,  Handwerks-  und  Gewerbekammern  einfügen  würden. 
Diese  Bezeichnung  hat  sich  indessen  nicht  einzubürgern  vermocht,  und 
zwar  nicht  zum  Schaden  der  Klärung  der  Begriffe.  Mit  Recht  polemisiert 
Potthoff  gegen  diese  neuerhche  Begriffsverwirrung,  indem  er 
darauf  hinweist,  daß  die  Industrie  tatsächhch  schon  eine  ausreichende 
Vertretung  in  den  Handelskammern  besitze,  und  daß  der  Deutsche 
Handelstag  seinerzeit  bei  einer  Auseinandersetzung  mit  dem  Zentral- 
verband deutscher  Industrieller  festgestellt  habe,  daß  zwei  Drittel  sämt- 
licher Handelskammermitglieder  der  Gewerbeabteilung  „Industrie"  an- 
gehörten. Die  Bezeichnung  Industriekammer  ist  deshalb  m.  E.  wenig 
zweckmäßig. 

Analog  der  oben  gegebenen  Begriffsdefinitionen  bauen  sich  die  im 
Verlauf  unserer  Untersuchungen  ebenfalls  häufiger  erscheinenden  Be- 
zeichnungen: Kaufmannskammer,  Privatangestelltenkammer,  Handlungs- 
gehilfenkammer usw.  auf.  Die  Bezeichnung  „Kaufmannskammer"  in- 
volviert analog  dem  Wort  Arbeitskammer  den  Begriff  der  Parität,  der 
gleichmäßigen  Zusammensetzung  der  Kammer  aus  Unternehmern  und 
Angestellten.  Die  Begriffe  „Privatangestelltenkammer"  und  „Hand- 
lungsgehilfenkammer" dagegen  lassen  schon  die  Tendenz  einer  ein- 
seitigen Interessenvertretung,  ohne  Teilnahme  der  Arbeitgeber,  er- 
kennen; im  ersten  Falle  erfolgt  die  Zusammensetzung  aus  allen  Kate- 
gorien der  Privatangestellten,  im  letzteren  lediglich  aus  kaufmännischen 
Angestellten. 

2.  Zum  Ausgleich  der  in  unserer  kapitalistischen  Wirtschafts- 
ordnung beruhenden  latenten  Gegensätze  im  Verhältnis  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  und  deren  widerstrebenden  Interessen  hat  die 
Gesetzgebung  Einrichtungen  geschaffen,  durch  welche  die  beiden  Parteien 
sich  auf  neutralem  Boden  zusammenfinden  sollen.  Keine  dieser  In- 
stitutionen hat  es  jedoch  bis  heute  vermocht,  wirtschaftlichen  Kämpfen 
in  wirksamer  Weise  vorzubeugen.  Weder  die  zu  Einigungsämtern  aus- 
gebauten Gewerbegerichte,  noch  die  fakultativen  oder  obligatorischen 

E  r  z  b  e  r  g  e  r  :   „Die   Industrie-(Arbeits)kammem   im  Reichstag." 
Jona  1905. 

^*')  P  0  1 1  h  0  f  f :  ,,Die  Vertretung  von  Angestellten  in  Arbeits- 
kammern."  Jena  1905.    S.  36  ff. 
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Arbeiterausschüsse,  noch  die  paritätisch  zusammengesetzten  Organe  der 
Verwaltung  und  Rechtsprechung  unserer  sozialen  Versicherungen  haben 
in  dieser  Hinsicht  namhafte  Erfolge  aufzuweisen.  Eine  andere,  nach 
Ansicht  hervorragender  Sozialpohtiker,  der  Regierung,  der  politischen 
Parteien  und  großer  Massen  der  Arbeiter  selbst  besser  geeignete  Ein- 
richtung soll  die  Aufgabe  übernehmen  und  durchführen:  die  Arbeits- 
kammer. 

Gustav  Schönberg  hat  1871  als  erster  in  seiner  Schrift 
„Arbeitsämter,  eine  Aufgabe  des  Deutschen  Reichs" 
eine  unserem  heutigen  Arbeitskammerproblem  verwandte  Idee  ent-, 
wickelt.  Fünf  Jahre  später  tauchte  im  Reichstage  ein  ähnlicher  Ge- 
danke bei  der  zweiten  Lesung  des  Hilfskassengesetzes  auf,  der  1877 
einem  Antrag  auf  Einrichtung  von  „Gewerbekammern"  zugrunde  lag. 
Bis  1884  ruhte  er  im  Schöße  einer  Kommission  und  wurde  in  den  folgen- 
den Jahren  gelegentlich  aufgegriffen;  die  Verhandlungen  führten  in- 
dessen zu  keinem  Resultat.  In  ein  vollständig  neues  Stadium  trat  die 
Frage  dann,  als  Kaiser  Wilhelm  in  den  bekannten  Kaiser- 
lichen Februarerlassen  von  1890  über  diese  Angelegen- 
heit ausführte: 

„Für  die  Pflege  des  Friedens  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern sind  gesetzliche  Bestimmungen  über  die  Formen  in  Aussicht 
zu  nehmen,  in  denen  die  Arbeiter  durch  Vertreter,  welche  ihr  Vertrauen 
besitzen,  an  der  Regelung  gemeinsamer  Angelegenheiten  beteiligt  und 
zur  Wahrnehmung  ihrer  Interessen  bei  Verhandlung  mit  den  Arbeit- 
gebern und  mit  den  Organen  meiner  Regierung  befähigt  werden.  Durch 
eine  solche  Einrichtung  ist  den  Arbeitern  der  freie  und  friedliche  Aus- 
druck ihrer  Wünsche  und  Beschwerden  zu  ermöglichen  und  den  Staats- 
behörden Gelegenheit  zu  geben,  sich  über  die  A^erhältnisse  der  Arbeiter 
fortlaufend  zu  unterrichten  und  mit  den  letzteren  Fühlung  zu  erhalten."- 

Als  noch  in  demselben  Jahre  seitens  des  Bundesrats  dem  Reichs- 
tag ein  Entwurf  über  die  Einrichtung  der  Gewerbegerichte  vorgelegt 
wurde,  der  neben  der  richterlichen  Tätigkeit  diesen  auch  ein  sozial- 
politisches Arbeitsfeld  in  der  Form  von  Einigungsämtern,  Erstattung 
von  Gutachten  über  gewerbliche  Fragen,  Einreichen  von  Anträgen  usw. 
anwies,  war  man  sich  bereits  darüber  klar,  daß  dieses  zweite  Be- 
tätigungsgebiet, das  den  geplanten  Arbeitskammern  einen  wichtigen 
Teil  ihrer  Aufgaben  vorwegnahm,  diese  Kammern  keineswegs  über- 
flüssig machen  würde. 

Die  klare  Erkenntnis  dieser  Tatsache  und  das  Bewußtsein,  daß 
mit  dieser  Einrichtung  den  Arbeiterinteressen  keineswegs  im  Sinne  der 
Kaiserhchen  Erlasse  gedient  sei,  ließ  dann  auch  in  den  folgenden 
Reichstagssessionen  wiederum  eine  Reihe  von  Anträgen  und  Inter- 
pellationen entstehen,  die  immer  wieder  die  Regierung  an  die  Erfüllung 
der  Februarerlasse  ermahnten.  Trotzdem  aber  kam  die  Arbeitskammer- 
frage einer  Lösung  nicht  näher;  vielmehr  blieb  sie  zwischen  den  beiden 
Sessionen  1894/95  und  1898/1900  unbehandelt,  bis  von  selten  mehrerer 
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Fraktionen  erneute  Anträge  im  Reichstage  einliefen.  In  der  Zwischen- 
zeit hatte  aber  das  Problem  eine  eingehende  Behandlung,  ein  gründ- 
liches Studium  und  neue  Vorschläge  erfahren  durch  Prof.  Hitze,  der 
auf  der  Generalversammlung  des  Verbandes  „Arbeiterwohl"  am 
13.  Oktober  1898  über  die  Frage  der  Arbeitskammern  ein  tief  in  die 
Materie  eindringendes  Referat  hielt.  Seine  Vorschläge  sind  für  die 
spätere  Entwickelung  der  Arbeitskammerfrage  von  grundlegender  Be- 
deutung geworden.  Sie  seien  deshalb  hier  in  ihren  Grundzügen  mit- 
geteilt. 

Die   Wirksamkeit   paritätisch   gedachter   Arbeitskammern  faßt 
Hitze  unter  Abschnitt  13  seiner  Leitsätze  wie  folgt  zusammen: 
„Die  Arbeitskammern  lenken 

a)  die  Arbeiter  auf  nächste,  praktische  Ziele;  sie  drängen 

b)  Arbeiter  und  Arbeitgeber  zu  gegenseitiger  Aussprache  der  Be- 
schwerden, Klagen  und  Wünsche;  sie  bereiten  so 

c)  die  Würdigung  derselben  und  die  gegenseitige  Verständigung  vor; 
sie  lehren  andrerseits 

d)  mit  Schwierigkeiten  und  Grenzen  der  Erfüllung  der  Wünsche 
rechnen;  sie  brechen  so 

e)  neuen,  vernünftigen  und  maßvollen  Anschauungen  und  Be- 
strebungen im  Stande  der  Arbeiter  wie  der  Arbeitgeber  Bahn,  als 
sie  bisher  vielfach  dort  herrschen,  und  wirken  dadurch  ins- 
besondere auch 

f)  der  Sozialdemokratie  mit  Erfolg  entgegen." 

Die  Organisation  dieser  Arbeitskammern  gestaltet  sich  nach 
Hitze  folgendermaßen. 

„Es  sind  lokale  (für  größere  Gemeinden  resp.  Kreise)  und  B  e  - 
z  i  r  k  s  kammern  für  größere  (Regierungs?)  Bezirke  (nach  Vorbild  der 
Handelskammern)  zu  bilden. 

Lokale  Arbeitskammern  sollen  in  allen  Städten  respektive  Kreisen 
eingerichtet  werden,  in  welchen  die  Industrie  in  einem  gewissen  Um- 
fange vertreten  ist.  Bezirks-Arbeitskammern  sollen  (etwa  für  den  Um- 
fang eines  Regierungsbezirks)  allgemein  errichtet  werden. 

Die  Bezirks-Arbeitskammern  sollen  ihren  Zusammenschluß  finden 
in  einem  Reichs-Arbeitsam  t." 

Als  dringend  wünschenswert  erscheint  es  ferner  Prof.  Hitze,  daß 
die  konkreten  Industrie-  und  Arbeitsverhältnisse  möghchst  treu  zum 
Ausdruck  gebracht  werden,  was  erreicht  werden  soll  durch  eine  be- 
rufliche Ghederung  der  Kammern,  durch  Bildung  von  Sektionen  für 
die  Hauptgruppen  der  Industrie,  so  daß  mit  Genehmigung  der  Kammer 
gesonderte  Sektionsberatungen  mit  selbständiger  Beschlußfassung  statt- 
finden können.  Ebenso  können  Ausschüsse  ständig  oder  für  bestimmte 
Zwecke  bestimmt  werden. 

Die  Aufgaben  der  lokalen  Kammern  können  nach 
Hitze  sein: 
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a)  Gutachten  und  Vorschläge  —  auf  Aufforderung  hin 
oder  aus  eigener  Initiative  —  auszuarbeiten,  und  zwar 

I.  für  die  Gemeindeverwaltung,  und  sich  dabei  be- 
ziehen auf  das  Verkehrswesen  (Fahrplan,  Tarife,  Schutzeinrich- 
tungen der  Straßenbahn),  auf  die  Einrichtung  und  Organisation 
der  Sparkassen,  ferner  auf  die  öffentHche  Gesundheits-  und  Wohl- 
fahrtspflege, auf  die  Fürsorge  für  bessere  Wohnungsverhältnisse 
und  für  Fortbildungs-  und  Fachschulen.  Sie  können  ferner  be- 
stimmt sein  für  die  Gemeinde  als  Arbeitgeber,  indem 
sie  sich  beziehen  auf  Anstellung  und  Löhnung  der  Beamten  und 
Arbeiter,  Bedingungen  bei  der  Vergebung  öffentlicher  Arbeiten, 
insofern,  als  dabei  bezüglich  der  Löhne,  der  Arbeitszeit,  Berück- 
sichtigung der  ortsansässigen  Arbeiter  von  den  Bewerbern  Kon- 
zessionen erlangt  werden  können.  Ihre  Vorschläge  und  Anträge 
können  sich  erstrecken  auf  Schaffung  und  Unterstützung  gemein- 
nütziger Anstalten  und  Organisationen,  wie  Arbeitsnachweis,  Für- 
sorge für  Arbeitslose,  Volksbureaus  usw.,  und  schheßlich  auf  die 
Durchführung  der  in  der  Gewerbeordnung  (§  119  a  und  105  b) 
und  in  der  Krankenversicherung  zugewiesenen  Vollmachten: 
Ortsstatutarische  Regelung  der  Lohnzahlung,  der  Sonntagsruhe 
im  Handelsgewerbe,  der  Ausdehnung  des  Krankenversicherungs- 
zwanges durch  Ortsstatut,  Festsetzung  der  ortsüblichen  Tage- 
löhne usw. 

II.  Für  die  Polizeiverwaltung  und  die  untere  Ver- 
waltungsbehörde, soweit  diesen  Behörden  soziale  Aufgaben  zu- 
gewiesen sind.    Dahin  gehört: 

Der  Erlaß  von  Polizeiverordnungen  (auf  Grund  der  §§  120  a 
bis  120  c  der  GO.)  zum  Schutz  von  Gesundheit  und  Sittlichkeit 
in  den  Betriebsstätten,  die  Zulassung  von  Ausnahmen  bezüglich 
der  Arbeiter-Schutzvorschriften,  betreffend  Sonntagsruhe  (§  105 f), 
der  Beschränkung  der  Frauen-  und  Kinderarbeit  (§138a,  139)  usw., 
die  Durchführung  der  Wohnungspolizei  für  Mietwohnungen 
(Wohnungsinspektion). 

III.  Für  Wohlfahrts-Bestrebungen  und  -Ver- 
eine. (Vereine  für  Arbeitsnachweis,  Wohnungsfürsorge,  Volks- 
bildung, Haushaltungsschulen,  Volkswohl,  Bekämpfung  des  Miß- 
brauchs geistiger  Getränke  usw.) 

b)  Klarstellung  der  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse: Entwickelung  der  Industrie,  Lage  der  Arbeiter,  Kosten 
der  Lebenshaltung,  Stand,  Fortschritte  der  Löhne  usw., 

der  Wohnungsverhältnisse, 

der  sanitären,  sozialen  und  sitthchen  Mißstände  (bezügUch 
Arbeitszeit,  Verhältnis  der  Kinder  zu  ihren  Eltern,  Beschäftigung 
verheirateter  Frauen,  Mißbrauch  geistiger  Getränke  usw., 

der  Wirkung  der  Sozialgesetzgebung  für  Lebenshaltung,  Ge- 


sundheit,  Familienleben,  Zufriedenheit;  der  Mängel  der  Durch- 
führung usw., 

der  wichtigsten   sozialen  Ereignisse,   wirtschafthcher  Krisen, 
Fortschritte,  Streiks  und  Aussperrungen; 

durch  statistische  Erhebungen  und  eventuell  Vernehmungen; 

c)  regelmäßige  Berichterstattung  über  die  vorstehend 
bezeichneten  Verhältnisse  und  Einrichtungen. 

d)  Vorstellungen  und  Anregungen  an  Arbeit- 
geber und  Arbeiter  im  Interesse  des  wirtschaftlichen, 
sozialen  und  sittlichen  Fortschrittes  und  des  guten  Einvernehmens 
von  Arbeitgebern  und  Arbeitern. 

Die  Aufgaben  der  Bezirkskammern  bewegen  sich 
wesentlich  in  der  gleichen  Richtung: 

a)  Gutachten  und  Vorschläge, 

b)  statistische  Erhebungen, 

c)  regelmäßige  Berichterstattung. 

Die  Aufgaben  des  Reichs-Arbeitsamts  ergeben 
sich  aus  seiner  Eigenschaft  als  Zentralstelle  der  gesamten  Organisation 
von  selbst. 

Man  sieht,  Hitze  hat  den  geplanten  Arbeitskammern  ein  un- 
geheuer großes  Betätigungsfeld  zugedacht,  es  scheint  fast,  als  sei  für 
ihn  die  Schaffung  von  Arbeitskammern  gleichbedeutend  gewesen  mit 
der  Lösung  der  sozialen  Frage.  Es  wird  aber  nicht  möglich  sein,  daß 
eine  Lokalkammer,  wenn  sie  erfolgreich  arbeiten  will,  sich  nach  allen 
diesen  Richtungen  hin  betätigen  kann.  Vieles  wird  man  deshalb  aus 
dem  Aufgabenkreis  namentlich  der  lokalen  Kammern  streichen  müssen; 
die  großen,  hauptsächlichsten  Aufgaben  sind  jedoch,  wie  Hitze  sie 
charakterisiert  hat,  den  Arbeitskammern  zuzuweisen. 

Aus  der  weiteren  Geschichte  der  Arbeitskammerfrage  ist  be- 
merkenswert, daß  in  der  Reichstagssession  1903/04  die  Regierung  einen 
Entwurf  für  Kaufmannsgerichte  vorlegte,  der  an  dieser  Stelle  besonders 
wegen  seines  §  16  interessiert,  in  welchem  dieser  neuen  Institution  da- 
mals schon  Aufgaben  zugewiesen  wurden,  welche  die  Grundlage  der 
heute  verlangten  und  seitens  der  Regierung  in  Aussicht  gestellten  Kauf- 
mannskammern bilden.   Diese  Bestimmung  lautete: 

§  16.  Gutachten  und  Anträge  der  Kaufmannsgerichte.  „Das 
Kaufmannsgericht  ist  verpflichtet,  auf  Ansuchen  der  Staatsbehörden 
oder  des  Vorstandes  des  Kommunalverbandes,  für  welchen  es  er- 
richtet ist,  Gutachten  über  Fragen  abzugeben,  welche  das  kauf- 
männische Dienst-  oder  Lehrverhältnis  betreffen. 

Das  Kaufmannsgericht  ist  berechtigt,  in  den  bezeichneten  Fragen 
Anträge  an  Behörden,  an  Vertretungen  von  Kommunalverbänden 
und  an  die  gesetzgebenden  Körperschaften  der  Bundesstaaten  oder 
des  Reichs  zu  richten. 

Zur  Vorbereitung  oder  Abgabe  von  Gutachten  sowie  zur  Vor- 
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bereitung  von  Anträgen  können  Ausschüsse  aus  der  Mitte  des  Kauf- 
mannsgerichtes gebildet  werden. 

Die  Ausschüsse  müssen,  sofern  es  sich  um  Fragen  handelt, 
welche  die  Interessen  beider  Teile  berühren,  zu  gleichen  Teilen  aus 
Kaufleuten  und  Handlungsgehilfen  zusammengesetzt  sein. 
Das  Nähere  bestimmt  das  Statut." 
Soweit  der  Entwurf  der  Regierung;  er  wurde  ergänzt  durch  folgen- 
den Artikel  15  a: 

„Das  Kaufmannsgericht  kann  bei  Streitigkeiten  zwischen  Kauf- 
leuten und  Handlungsgehilfen  oder  Handlungslehrlingen  über  die 
Bedingungen  der  Fortsetzung  oder  Wiederaufnahme  des  Dienst-  oder 
Lehrverhältnisses  als  Einigungsamt  angerufen  werden.  Auf  die  Zu- 
sammensetzung und  das  Verfahren  des  Einigungsamtes  finden  die 
Bestimmungen  der  §§  63  bis  74  des  Gewerbegerichtsgesetzes  ent- 
sprechende Anwendung.'' 

Am  4.  Februar  1908  brachte  dann  endlich  die  Regierung  den  schon 
lange  angekündigten  Entwurf  eines  Arbeitskammergesetzes  ein,  den  sie 
jedoch  infolge  der  von  allen  Seiten  einsetzenden,  geradezu  vernichten- 
den Kritik  schleunigst  zurückzog,  um  ihn  in  fast  vollständig  veränderter 
Form  am  25.  November  desselben  Jahres  wieder  vorzulegen.  Das 
Plenum  des  Reichstags  verwies  ihn  an  eine  Kommission,  die  ihn  jedoch 
infolge  der  innerpolitischen  Nöten  des  Jahres  1909  (der  Reichsfinanz- 
reform) nicht  mehr  erledigen  konnte. 

In  der  Zwischenzeit  befaßte  sich  aber  auch  das  Reichsamt  des 
Innern  nochmals  mit  der  Materie  und  gelangte  zu  einem  dritten  Entwurf, 
den  es  dem  Reichstag  am  11.  Februar  1910  überreichte,  und  bei  dessen 
Beratung  sich  immer  mehr  neben  der  Frage  der  Wählbarkeit  der 
Arbeitersekretäre  diejenige  in  den  Vordergrund  drängte,  ob  die  tech- 
nischen Angestellten  der  Industrie  (Techniker,  Werkmeister,  Betriebs- 
beamte) und  die  kaufmännischen  Angestellten  in  Industrie  und  Handel 
in  die  Arbeitskammern  hineinzuziehen  seien.  Nach  eingehenden 
Kommissionsverhandlungen  gelangte  man  auf  den  Standpunkt,  daß  die 
technischen  Angestellten  der  Industrie  an  den  Kammern  teilnehmen 
sollten  in  der  Weise,  daß  ihnen  innerhalb  dieser  besondere,  paritätisch 
zusammengesetzte  Abteilungen  errichtet  würden;  dagegen  seien  alle 
Handlungsgehilfen  und  die  kaufmännischen  Angestellten  der  Industrie 
davon  auszuschließen.  Deshalb  wurde  dem  Plenum  folgende  Resolution 
zur  Annahme  empfohlen:  Der  Reichstag  wolle  beschließen:  „die  Ver- 
bündeten Regierungen  zu  ersuchen,  dem  Reichstage  baldmöglichst  einen 
Gesetzentwurf  vorzulegen,  durch  welchen  auch  für  die  Angestellten  des 
Handelsgewerbes  eine  Standesvertretung  im  Sinne  des  Kaiserlichen  Er- 
lasses vom  4.  Februar  1890  in  einer  paritätisch  gestalteten  Kammer 
geschaffen  wird."  In  der  Sitzung  vom  6.  Dezember  1910  stimmte  der 
Reichstag  in  zweiter  Beratung  den  Kommissionsvorschlägen  zu;  das 
ganze  Gesetz  scheiterte  jedoch  an  der  Frage  der  Wählbarkeit  der  Organi- 
sationsbeamten und  der  Teilnahme  der  in  staatlichen  Betrieben  stehen- 
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den  Arbeiter.  Die  Hoffnungen  auf  ein  Kompromiß  zwischen  Regierung 
und  Reichstag  erfüllten  sich  nicht,  und  so  blieb  der  Entwurf  zwischen 
dieser  zweiten  und  der  dritten  Lesung  stecken.  Es  ist  Aussicht  vor- 
handen, daß  die  Verhandlungen  demnächst  wieder  aufgenommen  wer- 
den, da  für  die  Session  1912/13  eine  Anzahl  von  Anträgen  ein- 
gegangen ist,  sowohl  solche,  die  sich  auf  Arbeitskammern  beziehen 
(Antrag  Schädler  u.  Gen.  Nr.  109,  Antrag  Mumm  u.  Gen.  Nr.  144,  Antrag 
Brandys  u.  Gen.  Nr.  188),  als  auch  ein  solcher  Mumm  u.  Gen.  Nr.  142 
auf  Einrichtung  von  Kaufmannskammern,  der  einen  vollständigen  Ent- 
wurf eines  Kaufmannskammergesetzes  enthält.  Auf  diesem  Punkt  ist 
heute  die  Arbeits-  bezw.  Kaufmannskammerfrage  angekommen. 

3.  In  Kürze  seien  hier  noch  berührt  die  bereits  in  anderen  Ländern 
bestehenden,  unseren  angestrebten  Kammern  mehr  oder  weniger  nahe 
kommenden  Einrichtungen,  wie  wir  sie  in  Belgien,  Holland,  Frankreich, 
Italien,  der  Schweiz  und  in  Oesterreich  finden.  Es  ist  längst  anerkannt, 
daß  alle  ausländischen  Arbeitskammern  nicht  den  Erwartungen  ent- 
sprochen haben,  die  man  auf  sie  gesetzt  hat. 

Als  erster  Staat  war  Belgien  mit  der  Schaffung  seiner  „conseils 
de  l'industrie  et  du  travail"  auf  dem  Plan,  die  dem  Gesetz  vom 
16.  August  1880  ihre  Entstehung  verdanken.  Jede  Gemeinde  kann 
durch  königliche  Verordnung  einen  Industrie-  und  Arbeitsrat  errichten. 
Jeder  Rat  enthält  soviel  Sektionen,  als  verwandte  Gewerbegruppen  vor- 
handen sind;  in  ihnen  sitzen  6  Arbeitgeber  und  höchstens  12  Arbeit- 
nehmer, die  sich  mindestens  einmal  im  Jahre  zu  einer  Sitzung  ver- 
sammeln. Der  Gesetzgeber  wies  ihnen  einen  dreifachen  Aufgabenkreis 
zu:  Wahrnehmung  gemeinsamer  Interessen  von  Unternehmern  und 
Arbeitern,  Einigungsvermittelung  bei  Arbeitsstreitigkeiten,  und  Er- 
stattung von  Gutachten  an  die  Behörden.  Letztere  Tätigkeit  ist  von 
einiger  Bedeutung  geworden,  ebenso  haben  sie  sich  hinsichtlich  der 
Begutachtung  sozialpolitischer  Gesetzentwürfe  als  recht  fruchtbar  und 
anregend  erwiesen.  Für  die  Schlichtung  von  Streitigkeiten,  Verhin- 
derung von  Streiks  und  Aussperrungen  haben  sie  jedoch  so  gut  wie  ver- 
sagt, hauptsächUch  deshalb,  weil  der  Verhandlungszwang  fehlt,  weil  die 
Unternehmer  im  allgemeinen  wenig  Lust  zeigen,  die  Vermittelung  der 
Kammer  zu  beanspruchen  oder  an  den  Sitzungen  teilzunehmen.  Haupt- 
sächhch  krankt  die  belgische  Institution  auch  am  Mangel  an  Geldmitteln; 
besoldete  Beamte  können  nicht  unterhalten  werden,  und  die  ehrenamt- 
liche Tätigkeit  des  Vorsitzenden  und  der  Beisitzer  kann  den  Anforde- 
rungen, die  an  eine  Interessenvertretung  gestellt  werden  müsssen,  nicht 
genügen. 

In  Holland  kam  ein  Arbeitskammergesetz,  das  „Wet  op  de 
Kamers  von  arbeid",  am  2.  Mai  1897  zustande,  wozu  das  Vorbild  der 
belgischen  conseils  de  l'industrie  et  du  travail  und  die  1890  in  Deutsch- 
land ins  Leben  gerufenen  Gewerbegerichte  beigetragen  haben.  Die 
Kamers  von  arbeid  werden  in  Holland  überall  da,  wo  ein  Bedürfnis  dazu 
vorhegt,   für  verwandte  Gewerbegruppen  geschaffen.    Ihre  Tätigkeit 
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erstreckt  sich  in  der  Hauptsache  auf  die  Schlichtung  von  Lohnstreitig- 
keiten, wozu  besondere  „Versöhnungskommissionen"  eingesetzt  werden. 
Erhebungen  über  Höhe  der  Arbeitslöhne,  Arbeitszeit,  Arbeitsverträge 
usw.,  die  von  den  Kammern  zu  veranstalten  sind,  werden  in  einer  oberen 
Instanz,  dem  Statistischen  Zentralbureau,  gesammelt,  verarbeitet  und 
veröffentlicht.  Ferner  finden  kommunale  Angelegenheiten  in  ihnen  Be- 
handlung, soweit  sie  für  die  Arbeiterinteressen  von  Nutzen  sind. 

Auch  die  holländischen  Kammern  sind  aus  Unternehmern  und 
Arbeitern  zusammengesetzt,  deren  Zahl  zwischen  8  und  12  schwankt; 
mindestens  vierteljährlich  finden  die  Zusammenkünfte  statt. 

Professor  Harms  kommt  bei  einer  Besprechung  der  Kamers  von 
arbeid^^)  zu  folgendem  Resultat:  „Die  Frage,  ob  die  holländischen 
Arbeitskammern  den  auf  sie  gesetzten  Hoffnungen  entsprochen  haben, 
läßt  sich  heute  schon  ziemhch  sicher  dahin  beantworten,  daß  dies, 
selbst  unter  Berücksichtigung  ihrer  kurzen  Arbeitsdauer,  nicht  der  Fall 
ist.  Auf  keinem  einzigen  der  in  Frage  kommenden  Gebiete  haben  die 
Kammern  durchschlagende  Erfolge  erzielt.  Obwohl  überall  anerkennens- 
werte Einzelleistungen  zu  verzeichnen  sind,  hat  keine  Kammer  die  zu- 
gewiesenen Aufgaben  vollständig  durchzuführen  vermocht.  Der  beab- 
sichtigte große  Einfluß  auf  das  gewerbliche  Leben  ist  ausgeblieben." 
Als  Grund  des  Mißerfolges  gibt  Harms  an:  „Gemeinsame  Interessen- 
vertretungen von  Unternehmern  und  Arbeitern  können  nur  da  erfolg- 
reich wirken,  wo  die  berufliche  Organisation  der  Arbeiter  bereits  so  weit 
vorgeschritten  ist,  daß  letztere  bei  der  Festsetzung  der  Arbeits- 
bedingungen maßgebenden  Einfluß  ausüben  können  Diese  Vor- 
aussetzung trifft  aber  in  Holland  keineswegs  zu.  Es  genügt,  zu  kon- 
statieren, daß  in  den  Niederlanden  die  Voraussetzung  für  eine  ersprieß- 
liche Tätigkeit  der  Arbeitskammern  fehlt.  Unternehmer  und  Arbeiter 
stehen  sich  hier  in  so  ungleicher  Stärke  gegenüber,  daß  ersterem.  vor 
einem  ungewissen  Ausgang  eines  Interessenkampfes  nicht  zu  bangen 
braucht."  Daß  selbst  in  Städten  wie  Rotterdam  und  Amsterdam,  in 
denen  die  Gewerkschaften  der  Arbeiter  doch  immerhin  beachtenswert 
sind,  die  Arbeitskammern  mit  so  geringem  Erfolg  gearbeitet  haben,  liegt 
nach  Harms  Urteil  an  ihrem  zweiten  Hauptfehler,  der  mangelhaften 
Organisation.  „Die  Dezentrahsation  der  Kammern  hat  sich  über  Er- 
warten schlecht  bewährt.  Die  durch  sie  bedingte  Zusammenfassung  der 
verschiedensten  Gewerbe  in  ein  und  derselben  Kammer  ist  der  ganzen 
Institution  zum  Verhängnis  geworden." 

Die  conseils  du  travail,  die  „Arbeitsräte"  in  Frankreich,  sind 
durch  eine  Verordnung  des  Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  Millerand 
am  17.  September  1900  geschaffen  worden.  Die  Arbeitsräte  bestehen  im 
wesentlichen  aus  Körperschaften,  die  aus  einer  gleichen  Anzahl  von  Ver- 
tretern der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  zusammengesetzt  sind.  Sie 
sollen  zugleich  Berater  der  Regierung  und  Organe  für  Vermittlung  und 
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Schiedsgericht  in  den  Konflikten  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
sein.^^)  Durch  Entschließung  des  Handelsministers  können  sie  in  jedem 
Industriegebiet  errichtet  werden,  wo  sie  als  Bedürfnis  empfunden  wer- 
den. Jeder  conseil  du  travail  ist  in  Sektionen  eingeteilt,  von  denen  jede 
aus  Vertretern  desselben  oder  ähnlicher  Gewerbe  und  in  gleicher  Zahl 
aus  Arbeitgebern  und  Arbeitern  zusammengesetzt  ist.  Das  Wahlrecht 
steht  den  Unternehmersyndikaten,  Arbeitergewerkschaften  und  Gewerbe- 
gerichten zu,  ein  Verfahren,  das  unter  den  Arbeitskammersystemen  aller 
Staaten  einzig  dasteht.  Auch  ihrer  Tätigkeit  waren  nach  dem  Urteil 
Professor  Jays  besondere  Erfolge  nicht  beschieden. 

In  Italien  bestehen  die  cameres  di  lavoro,  Arbeitskammern,  die 
nicht  durch  Gesetz  oder  Verordnung,  sondern  als  selbständige  Organe 
der  Lohnarbeiterschaft  geschaffen  worden  und  vollständig  frei  und  un- 
abhängig in  ihrer  Tätigkeit  sind.  Sie  genießen  zum  Teil  staatliche  und 
kommunale  Unterstützung.  Infolge  ihrer  einseitigen  Zusammensetzung 
ergehen  sie  sich  häufig  in  unfruchtbaren  Hadikalismus  und  verlieren  in- 
folgedessen bei  ihren  Beschlüssen  und  Forderungen  an  Wertschätzung 
seitens  der  öffenthchen  Meinung  und  der  Regierung. 

Die  in  der  Schweiz  in  Zürich  und  in  Genf  bestehenden  Arbeits- 
kammern sind  gleicherweise  Institutionen  der  Gewerkschaften  ohne  jede 
größere  Bedeutung. 

Oesterreich,  das  schon  im  Jahre  1874  sich  mit  der  Arbeits- 
kammerfrage zu  befassen  hatte,  ist  zu  einer  Lösung  noch  nicht  ge- 
kommen. Ein  Teil  der  den  Arbeiterkammern  zugedachten  Aufgaben 
w^urde  1898  dem  Arbeitsstatistischen  Amte  im  Handelsministerium  zu- 
gewiesen, dem  zur  Unterstützung  ein  Arbeitsrat  zur  Seite  gestellt  wurde. 

B.  Aufgaben  einer  Interessenvertretung  der  Privatangestellten. 

1.  Für  die  Pflege  des  Friedens  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer, so  beginnt  die  Kaiserliche  Botschaft,  soll  die  zu  errichtende  Ver- 
tretung der  Arbeiter  geschaffen  werden;  dadurch,  daß  dieser  Gedanke 
an  der  Spitze  der  Ausführungen  steht,  wird  schon  gesagt,  daß  die  Pflege 
des  Friedens  grundlegende  Aufgabe  der  zu  errichtenden  Kammern  sein 
soll.  Eine  zweite  Zweckbestimmung  tritt  hinzu:  „den  Arbeitern  den  freien 
und  friedlichen  Ausdruck  ihrer  Wünsche  und  Beschwerden  zu  ermög- 
lichen" und  dadurch  drittens  „den  Staatsbehörden  Gelegenheit  zu  geben, 
sich  über  die  Verhältnisse  der  Arbeiter  fortlaufend  zu  unterrichten  und 
mit  letzteren  Fühlung  zu  behalten". 

Nach  diesen  drei  Gesichtspunkten  gruppieren  sich  in  der  Haupt- 
sache die  Aufgaben,  zu  deren  Lösung  die  zu  errichtenden  Kammern 
berufen  sein  sollen. 

Das   patriarchahsche   Arbeitsverhältnis   der   zünftlerischen  Ver- 
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fassimg  mit  seiner,  wenn  auch  durch  die  christliche  Lehre  .^gemilderten, 
tatsächhch  aber  vorhandenen  Bevormundung  des  Arbeiters,  hat  im  Zeit- 
alter des  Kapitals  eine  tiefgehende  Aenderung  erdulden  müssen.  Die 
wirtschaftlichen  und  technischen  Grundlagen  jenes  auf  dem  festgefügten 
Familienorganismus  sich  aufbauenden  Systems  sind  in  gleicher  Weise 
geschwunden  wie  die  psychologischen.  Dem  von  manchesterhchen  Dok- 
trinen stark  beeinflußten  Unternehmertum  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts entstand  als  unausbleibUche  Reaktion  in  den  Gewerkschaften 
der  Arbeiter  ein  zielbewußter,  starker  Gegner,  dem  die  Waffen  der 
Arbeitseinstellung,  des  Streiks,  zur  Verfügung  standen.  Es  blieb  nicht 
beim  Klassengegensatz;  es  kam  vielmehr  zu  Klassenkämpfen,  die  den 
direkt  Beteihgten  ebenso  nachhaltigen  Schaden  zufügten,  wie  der  ge- 
sunden Entwickelung  des  ¥/irtschaftslebens. 

Es  dürfte  nicht  erforderlich  sein,  auf  die  Notwendigkeit  und  Zweck- 
mäßigkeit einer  zwischen  Arbeiter  und  Unternehmer  vermittelnden  In- 
stanz hier  näher  einzugehen.  Die  Statistik  der  Streiks  und  Aussperrungen 
spricht  deutlich  genug,  und  Ereignisse  wie  der  letzte  große  Bergarbeiter- 
streik im  Ruhrrevier  reden  eine  eindringliche  Sprache. 

Nicht  so  leicht  vermag  man  indessen  über  die  Frage  sich  hinweg- 
zuheben, ob  auch  das  Verhältnis  zwischen  Angestellten  und  Unter- 
nehmern ein  besonderes  Friedensorgan  erforderhch  macht.  Zweifellos 
hat  sich  auch  hier  das  Arbeitsverhältnis  gewaltig  verändert.  Heute  lebt 
die  übergroße  Mehrzahl  der  Angestellten  nicht  mehr  wie  ehedem  in 
engem  Famihenanschluß  an  den  Prinzipal,  nicht  mehr  in  enger  persön- 
licher Fühlungnahme  mit  ihm.  Der  Kapitahsmus  und  sein  Großbetrieb 
mit  den  oft  nach  Hunderten  und  Tausenden  in  ihm  konzentrierten  An- 
gestelltenmassen verhindert  jede  persönKche  Aussprache,  die  für  ein 
friedliches ,  vertrauliches  Verhältnis  zwischen  Untergebenen  und  Vor- 
gesetzten von  ausschlaggebender  Bedeutung  ist.  Das  Angestelltensein 
ist  nicht  mehr  wie  ehedem  Uebergangsstadium,  es  ist  Lebensberuf  ge- 
worden. Die  neue  soziale  Position  der  Angestellten  rief  in  deren  Be- 
wußtsein einen  Gegensatz  zwischen  ihren  Interessen  und  denjenigen 
ihrer  Arbeitgeber  wach,  und  die  Erkenntnis,  daß  ihr  individuelles  Schick- 
sal immer  mehr  das  Ergebnis  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  wurde, 
verwies  sie  auf  den  Weg,  den  andere  Gesellschaftsklassen,  insbesondere 
die  Arbeiterschaft,  mit  Erfolg  bereits  betreten  hatten,  auf  die  Organi- 
sationen. Anfänglich  war  ihre  Aufgabe  nicht  nur  Wahrnehmung  ihrer  Be- 
rufsinteressen —  neben  rein  wirtschaftlichen  Zielen  verfolgten  sie  Neben- 
absichten der  verschiedensten  Art,  wie  gesellschaftliche,  Bildungs-  und 
religiöse  Zwecke,  oder  aber  sie  legten  Nachdruck  auf  Zusammenarbeit 
mit  den  Unternehmern  und  nahmen  diese  als  Mitglieder  auf.  Neuerdings 
haben  auch  „moderne",  rein  gewerkschaftliche  Verbände  unter  den  An- 
gestellten Anklang  gefunden  neben  solchen,  die  Wert  darauf  legen,  ein 
reiner  Gehilfenverband  zu  sein,  ohne  dadurch  eine  „Gewerkschaft"  zu 
werden.  Ob  diese  Organisationsformen  den  Interessen  der  Angestellten 
mehr  zum  Vorteil  gereichten,  soll  hier  nicht  untersucht  werden.  Jedenfalls 
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hat  man  in  der  Angestelltenbewegung  auch  mit  diesen  Erscheinungs- 
formen zu  rechnen.  Je  mehr  aber  die  das  Moment  der  unselbständigen 
Berufstätigkeit  verkörpernden  Organisationen  an  Boden  gewinnen,  um  \ 
so  mehr  liegt  die  Gefahr  der  Verschärfung  des  Gegensatzes  vor;  um  so 
mehr  erscheint  es  notwendig,  daß  Vorbeugungsmittel  angewandt  wer- 
den. Zweifellos  muß  zugegeben  werden,  daß  die  hier  in  Erscheinung 
tretenden  Gegensätze  das  Maß  der  zwischen  Arbeiter  und  Unternehmer 
entbrannten  Kämpfe  noch  lange  nicht  erreicht  haben;  daß  aber,  wie 
andererseits  nicht  verkannt  werden  kann,  die  Gefahr  einer  Erbitterung 
auch  hier  vorliegt,  sollte  Veranlassung  sein,  zweckdienliche  Mittel  zu 
suchen,  die  eine  Ueberbrückung  der  Gegensätze  herbeizuführen  ver- 
mögen. Wer  des  öfteren  die  Organe  der  Angestellten-Organisationen 
sowohl  als  die  der  Detaillisten-  und  Grossisten- Verbände  liest,  wird  er- 
staunt sein  über  den  erbitterten  Grundton,  die  ausgesprochene  Kampfes- 
stimmung, die  manchmal  aus  den  Erörterungen  herausklingt,  bei  denen 
es  sich  handelt  um  beiderseitig  berührende  Interessen,  wie  Konkurrenz- 
klausel, Arbeitszeit,  Ladenschluß  und  dergleichen. 

Es  ist  an  dieser  Stelle  nicht  möglich,  Einzelheiten  anzugeben. 
Ueber  Maßregelungen,  Beschränkungen  der  Koalitionsfreiheit  und  ähn- 
liches geben  das  in  den  Angestellten-Organisationen  ruhende  Material 
und  die  alljährlich  bei  Gelegenheit  der  Verbandstage  wiederkehrenden 
Klagen  in  überreichem,  unerfreulichem  Maße  Aufklärung.  Einigend  zu 
vermitteln,  ein  friedliches  Verhältnis  zu  bewahren  und  herzustellen,  den 
Gedanken  des  Gegensatzes  im  Bewußtsein  von  Angestellten  und  Unter- 
nehmern in  den  der  Zusammengehörigkeit  und  der  Interessensolidarität 
zu  verwandeln,  soll  vornehmste  Aufgabe  der  zu  errichtenden  Interessen- 
\  ertretung  werden. 

Alle  besonderen  Interessen  der  Angestellten,  alle  ihre  einzelnen 
sozialen  Wünsche  und  Forderungen  sozialer  Natur  lassen  sich  zu- 
sammenfassen in  das  eine  große  Ziel:  tätige  Anteilnahme  an  der  sozialen 
Gesetzgebung.  Sie  wünschen,  daß  ihnen  Gelegenheit  gegeben  werde, 
an  der  Sozialpolitik  des  Reiches,  der  Bundesstaaten  oder  auch  der  Ge- 
meinden durch  persönHche  Mitarbeit,  durch  Kundgebung  ihrer  speziellen 
Interessen,  durch  freien  und  friedlichen  Ausdruck  ihrer  Wünsche  und 
Beschwerden  teilzunehmen.  Das  ist  der  zweite  Aufgabenkreis,  den  die 
Kaiserliche  Botschaft  den  Arbeitskammern  zuweist,  und  der  in  gleicher 
Weise  auf  die  Interessenvertretung  der  Angestellten  Anwendung  finden 
soll.  Es  soll  dadurch  an  die  Stelle  der  bisher  geübten  „Experimentier- 
politik", wie  Harms  sie  einmal  nennt,  eine  Sozialpohtik  treten,  die  unter 
der  Mitarbeit  derjenigen  zustande  kommt,  für  die  sie  betrieben  wird. 
Es  ist  leicht  begreiflich,  daß  alle  soziale  Gesetzgebung  mit  viel  mehr 
Dank  und  größerem  Verständnis  aufgenommen  wird,  wenn  die  daran 
Interessierten  bei  ihrem  Zustandekommen  selbst  mitgewirkt  haben.  Ohne 
Frage  wäre  die  Erbitterung  weiter  Kreise  der  Arbeiterschaft  und  leidet 
heute  auch  schon  der  Privatangestellten  nicht  so  groß,  sicherlich  würde 
unsere  Arbeiterschutz-  und  Versicherungsgesetzgebung  heute  mit  an- 
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deren,  wohlwollenderen  Augen  betrachtet  werden,  wenn  die  Arbeiter 
bezw.  Angestellten  durch  Vertreter,  welche  ihr  Vertrauen  besitzen,  Ge- 
legenheit gehabt  hätten,  ihre  Wünsche  und  Ansichten  in  autoritativen 
Körperschaften  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Dazu  sollen  ihnen  die  zu 
errichtenden  Kammern  verhelfen,  die  dann  nach  ihrer  dritten 
Zweckbestimmung  zugleich  den  Staatsbehörden  Gelegenheit 
geben  sollen,  sich  über  die  Verhältnisse  der  Angestellten  fortlaufend  zu 
unterrichten  und  mit  ihnen  Fühlung  zu  unterhalten. 

2.  Fassen  wir  diesen  dreifachen  Aufgabenkreis  ins  Auge  und  fragen 
wir  uns,  ob  es  nicht  heute  bereits  Einrichtungen  gibt,  die  diesen  Zwecken 
in  hinreichender  Weise  dienen. 

Für  die  Pflege  des  Friedens  und  die  Behebung  sozialer  Konflikte 
zwischen  Angestellten  und  Prinzipalen  könnten  vorerst  in  Betracht 
kommen  die  Organisationen  der  Angestellten  selbst,  von 
deren  Tendenz  und  deren  Zielen  es  im  wesentHchen  abhängt,  wie  das 
Verhältnis  der  zu  ihnen  zählenden  Angestellten  zu  ihren  Prinzipalen 
sich  psychologisch  gestalten  wird.  Eine  Organisation,  zu  deren  Grund- 
sätzen es  gehört,  auf  ein  friedliches,  verträgliches  Verhältnis  mit  den 
Arbeitgebern  hinzuarbeiten,  wird  tatsächlich  wertvoll  arbeiten  können. 
Besonders  paritätisch  zusammengesetzte  Verbände  werden  nach  dieser 
Richtung  hin  Friedensarbeit  verrichten,  weil  in  ihnen  die  Möglichkeit 
gegenseitiger  Aussprache  bei  beiderseitig  berührenden  Interessen  ge- 
geben ist.  Die  Parität  bewahrt  vor  Interessenegoismus,  leitet  auf 
mittlere  Verständigungslinien  hin  und  wird  deshalb  von  praktischer  Be- 
deutung. Sie  beseitigt  durch  persönliches  Verhandeln  Mißverständnisse, 
räumt  mit  Vorurteilen  auf  und  verwischt  dadurch  Gegensätze.  Aller- 
dings nur  in  beschränktem  Maße,  und  zwar  deshalb,  weil  sich  an  diesen 
paritätischen  Organisationen  nur  der  den  Kleinhandel  verkörpernde  Teil 
der  Unternehmer  erfahrungsgemäß  beteihgt,  während  das  Großunter- 
nehmertum, Industrie  und  Großhandel,  sich  tatsächlich  von  diesen 
Organisationen  im  allgemeinen  ferngehalten  hat.  Ein  typisches  Beispiel 
dieser  Organisationsform  ist  der  Verband  katholischer  kauf- 
männischer Vereinigungen  Deutschlands  (Sitz 
E  s  s  e  n  -  II  u  h  r),  der  mit  seinen  zurzeit  zirka  35  000  Mitgliedern  sich 
aus  Angestellten  und  Prinzipalen,  die  in  ihrer  übergroßen  Mehrheit  dem 
Kleinhandel  angehören,  zusammensetzt.  Er  hat  unzweifelhaft  den  Be- 
weis dafür  erbracht,  daß  ein  friedliches  Zusammenarbeiten  bei  gutem 
Willen  beider  Teile  mögUch  ist,  und  daß  auch  für  scheinbar  unlöshche 
Interessenkonflikte  stets  ein  mittlerer  Ausweg  gefunden  werden  kann. 
So  zeigt  sein  soziales  Programm,  wie  die  Fragen  der  für  die  Angestellten 
und  Prinzipale  gleich  wichtigen  Konkurrenzklausel,  der  Sonntagsruhe, 
der  Bureauarbeitszeit  und  dergleichen  befriedigend  für  beide  Teile  gelöst 
werden  können,  zeigt,  wie  berechtigte  Sonderinteressen  der  Ange- 
stellten die  unumwundene  Zustimmung  der  Prinzipale,  und  umgekehrt 
solche  der  Arbeitgeber  die  Billigung  der  Angestellten  finden.  Eine 
größere,  im  Prinzip  paritätische  Organisation  ist  der  Verein  der 
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Handlungskommis  von  1858  (Sitz  Hamburg).  Unter 
seinen  102  633  Mitgliedern  29)  befinden  sich  jedoch  nur  10  412  Selb- 
ständige, so  daß  hier  von  einer  MögUchkeit  persönlicher  Fühlungnahme 
beider  Parteien  vielfach  nicht  wird  gesprochen  werden  können. 

Andererseits  gibt  es  auch  reine  Angestellten- Verbände,  die  ein 
gedeihliches  Verhältnis  zur  Prinzipalität  herzustellen  zu  einem  hervor- 
ragenden Teil  ihrer  sozialen  Tätigkeit  gemacht  haben.  Das  ist  vor  allem 
von  dem  Deutschen  Bankbeamten-Verein  zu  sagen  (zur- 
zeit zirka  30  000  Mitglieder),  der  mit  dem  Zentralverband  des  Deutschen 
Bank-  und  Bankier-Gewerbes-  in  dauernder  guter  Verbindung  steht,  und 
dadurch  für  seine  Mitglieder  bedeutende  Erfolge  (z.  B.  den  Samstag- 
Frühschluß  und  vor  allem  die  Pensions-  und  Hinterbliebenen-Versiche- 
rung, zu  der  die  Angestellten  als  Prämie  4  Prozent,  die  Prinzipale  da- 
gegen 4^2  Prozent  des  Gehaltsdurchschnitts  beitragen)  erzielt  hat. 

Die  an  Mitgliederzahl  größeren  Organisationen  sind  indessen  die 
reinen  Gehilfen-Verbände.  Neben  dem  den  reinen  Klassen- 
kampfstandpunkt verkörpernden,  unter  sozialdemokratischem  Einfluß 
stehenden  Zentralverband  der  Handlungsgehilfen 
Deutschlands  (1910:  12  380  Mitgheder)  ist  als  solcher  Verband 
vor  allem  der  Deutschnationale  Handlungsgehilfen- 
Verband  (1910:  120  289  Mitglieder)  zu  nennen.  Wenngleich  er  auch 
bemüht  ist,  zu  betonen,  daß  er  auf  friedliches  Verhandeln  mit  dem  Unter- 
nehmertum Wert  legt,  verrät  doch  sein  Vorgehen  sehr  oft  wenig  Ent- 
gegenkommen an  die  Prinzipalität,  was  andererseits  zur  Folge  hat,  daß 
seitens  der  Unternehmerverbände  gegenüber  dem  D.  H.  V.  (Deutsch- 
nationaler Handlungsgehilfen-Verband)  eine  schroff  ablehnende  Haltung 
eingenommen  wird,  und  von  einem  Zusammenarbeiten  leider  keine  Spur 
zu  finden  ist. 

In  ein  ähnliches  Fahrwasser  scheint  der  Verband  deutscher 
Handlungsgehilfen  (Leipzig)  [1910:  92  301  Mitglieder]  hin- 
einzusteuern, der  zwar  seinen  Statuten  nach  „eine  Vereinigung  von 
Kaufleuten  zu  gegenseitiger  Hilfe  und  Hebung  des  Kaufmannsstandes" 
sein  soll,  sich  aber  durch  die  Konkurrenz  anderer  Verbände  veranlaßt 
sieht,  mit  seiner  einseitigen  Interessenvertretung  hinter  jenen  nicht 
zurückzubleiben. 

In  stärkerem  Maße  finden  sich  bei  den  technischen  An- 
gestellten gewerkschaftliche  Bestrebungen.  Sie  konnten  deshalb 
festeren  Boden  fassen,  weil  einmal  die  technischen  Angestellten  zu 
großen  Teilen  in  Großbetrieben  beschäftigt  sind,  und  ihre  Tätigkeit  inner- 
halb  dieser  den  Charakter  des  Individuellen  verliert  und  den  des  Mecha- 
nischen gewinnt  (ähnlich  den  Verrichtungen  der  Arbeiter);  andererseits 
weil  die  gewerkschaftlichen  Erfolge  der  Arbeiterschaft,  mit  der  sie  im 
Betrieb  in  enger  Berührung  stehen,  ihnen  den  Weg  gewiesen  haben.  Der 
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materielle  und  soziale  Zusammenhang  zwischen  der  Masse  der  tech- 
nischen Angestellten  und  der  Unternehmerschaft  ist  in  Aktiengesell- 
schaften und  Riesenbetrieben  schon  ganz  unterbrochen;  sie  sind  aber 
auch  nicht  bemüht,  ihn  vermittels  ihrer  Organisationen  wieder  herzu- 
stellen. Mit  Ausnahme  des  Deutschen  Techniker-Verban- 
des (dem  konservativen  Moment  in  den  Techniker- Verbänden) 
nehmen  sie  deshalb  nicht  Prinzipale  als  Mitgheder  auf.  Von  einer 
„Friedenstätigkeit"  ist  also  hier  keine  Rede. 

Fassen  wir  die  Möglichkeiten  der  vermittels  der  Angestellten- 
Organisationen  zu  erreichenden  friedlichen  Verständigung,  der  Pflege 
des  Friedens,  wie  es  in  der  Kaiserlichen  Botschaft  heißt,  nach  dem  Ge- 
sagten zusammen,  so  resultiert,  daß,  abgesehen  von  Einzelerfolgen,  Be- 
deutendes nicht  erwartet  werden  kann.  Die  paritätischen  Organi- 
sationen umfassen  nicht  die  Gesamtheit  der  organisierten  Angestellten, 
und  die  Zahl  der  in  ihnen  korporierten  Selbständigen  ist  zu  klein,  um 
größeren  Einfluß  ausüben  zu  können.^^) 

Vielmehr  bedeutet  die  Entwickelung  zu  reinen  Gehilfenverbänden 
eher  einen  Schritt  zur  Entfremdung  und  macht  eine  intensivere  Ver- 
mittelungstätigkeit  um  so  mehr  nötig. 

Für  die  Wahrnehmung  der  besonderen  Interessen  der  An- 
gestellten können  deren  Organisationen  von  größerer  Bedeutung  sein, 
zu  diesem  besonderen  Zwecke  sind  sie  ja  geschaffen.  So  wird  als  Zweck 
des  Deutschnationalen  Handlungsgehilfen-Verbandes  in  seinen  Statuten 
angegeben:  §  2.  Der  Zweck  des  Verbandes  ist  der  Zusammenschluß 
der  deutschen  Handlungsgehilfen  auf  deutschnationaler  Grundlage  zur 
gemeinsamen  Vertretung  ihrer  Interessen.  Zu  diesem  Zwecke  strebt  er 
Verbesserungen  an  auf  dem  Gebiete  der  Standesvertretung  (Kaufmanns- 
kammern), des  Dienstvertrages  (Konkurrenzklausel),  Kündigungsfristen, 
Lehrlingswesen,  der  Rechtsprechung  (Kaufmannsgerichte),  der  Schutz- 
gesetzgebung (Sonntagsruhe,  Arbeitszeit,  Handelsinspektoren,  Beschrän- 
kung der  Frauenarbeit),  der  Versicherungsgesetzgebung  (Kranken-,- 
Alters-,  Invahden-  und  Hinterbliebenenversicherung),  der  Entlohnung 
(Festsetzung  und  Vereinbarung  von  Mindestgehältern). 

Zweifellos  sind  die  Organisationen  die  geeignetste  Stelle,  die  den 


Nach  dem  Statistischen  Jahrbuch  1911  und  dem  Jahresbericht  des 
sozialen  Ausschusses  von  Vereinen  technischer  Angesteilten  war  das  Ver- 
hältnis wie  folgt  (Lederer,  a.  a.  0.  S.  15): 

MitgL  a.  31.  12.  1911    Davon  Angestellte 

A.  Kaufmännische  Verbände   ...    540  659  455  147 

B.  Techniker-Verbände   126  920  118  865 

C.  Verband  der  Bureauangestellten     23  450  21  223 

D.  Verband  landw.  Angestellter  .    .     20  647  17  843 

E.  Verschiedene    73  795  68  628 


Unter   785  471  Mitgl.  also  681  704  AngesteDte. 
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Wünschen  der  Angestellten  Ausdruck  zu  verleihen  vermag,  sind  sie  von 
den  Bedürfnissen  ihrer  Mitglieder  am  besten  unterrichtet,  sind  sie  die 
genauesten  Kenner  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Lage  der  Privat- 
angestellten. Zum  Erfolg  ist  aber  notwendig  ein  Eingreifen  in  die  Räder 
der  Gesetzgebungsmaschine,  und  es  fragt  sich,  in  welchem  Maße  sie 
dazu  geeignet  sind.  Ihre  Mitarbeit  an  der  sozialen  Gesetzgebung  be- 
schränkt sich  heute  auf  gutachtliche  Tätigkeit,  zu  der  sie  seitens  der 
Regierung  oder  des  Parlaments  aufgefordert  werden  oder  auf  Anträge, 
die  sie  an  diese  Körperschaften  richten.  Aber  diesen  ist  oft  die  MögHch- 
keit  wohlwollender  Rücksichtnahme  genommen  durch  die  auch  in  rein 
wirtschaftUchen  Fragen  von  größter  Bedeutung  zutage  tretende  Mei- 
nungsverschiedenheit der  Verbände.  Es  sei  hier  nur  erinnert  an  die  über 
ein  Jahrzehnt  lang  im  Vordergrund  der  Angestellteninteressen  stehende 
Frage  eines  Versicherungsgesetzes  für  Angestellte,  die  kürzlich  gelöst 
wurde.  Die  Meinungsdifferenzen  waren  hier  so  stark,  daß  lange  Zeit 
hindurch  ein  gedeihliches  Arbeiten  der  Regierung  infolge  der  von  allen 
Seiten  auf  sie  einstürmenden  ganz  divergenten  Vorschläge  und  Wünsche 
einfach  unmöglich  war.  Die  Erkenntnis  der  in  der  Uneinigkeit  begrün- 
deten Erfolglosigkeit  hat  dann  schließlich  zu  einem  Zusammenschluß 
der  Verbände  unter  zwei  Gesichtspimkten  geführt,  nämhch  zur  Bildung 
des  „Hauptausschusses  für  die  staatliche  Pensionsversicherung  der 
Privatangestellten",  der  eine  Sonderversicherung  erstrebte,  und  der  so- 
genannten „Berliner  Freien  Vereinigung",  die  mit  derselben  Energie 
die  Versicherung  der  Angestellten  durch  den  entsprechenden  Ausbau 
der  Arbeiterversicherung  durchzusetzen  versuchte.  Das  endliche  Zu- 
standekommen des  Gesetzes,  das  den  Wünschen  des  „Hauptausschusses" 
Rechnung  getragen  hat,  konnte  indessen  den  Gegensatz  noch  nicht  aus 
der  Welt  schaffen,  und  so  konnte  man  das  Schauspiel  erleben,  daß  die 
im  Herbst  1912  stattgefundenen  Vertrauensmännerwahlen  unter  dem 
Zeichen  eines  erbitterten  Kampfes  vor  sich  gingen.  Ein  typisches  Bei- 
spiel der  Meinungsverschiedenheiten  ist  auch  die  Frage  der  Frauen- 
arbeit im  Handelsgewerbe.  Auch  hier  die  denkbar  größten  Gegensätze: 
auf  der  einen  Seite  wird  der  weiblichen  Betätigung  im  Handelsgewerbe 
jegüche  Berechtigung  abgesprochen  und  ihre  Beseitigung  nachdrücklich 
verlangt  —  auf  der  anderen  Seite  ihre  Gleichberechtigung  ausdrücklich 
anerkannt. 

Geteilte  Ansichten  liegen  ferner  vor  über  die  Frage  der  Regelung 
des  Dienstverhältnisses,  der  Möglichkeit  von  Mindestgehältern  und 
Tarifverträgen,  der  Konkurrenzklausel,  und  was  besonders  für  unsere 
Untersuchung  interessant  ist,  und  aus  dem  Folgenden  noch  hervorgehen 
wird,  über  die  Frage  einer  öffentlich-rechtlichen  Interessenvertretung. 
Eine  Wahrnehmung  von  an  sich  gleichen,  allgemeinen  Interessen  einer 
großen  Masse  wird  aber,  wenn  sie  in  dieser  Weise  unternommen  wird, 
wenig  erfolgreich  sein,  und  die  Geschichte  der  Sozialpolitik  der  An- 
gestellten hat  das  deutlich  bewiesen.  Mit  vollem  Recht  konnte 
P  0  1 1  h  0  f  f  auf  dem  Verbandstage  1911  des  Verbandes  deutscher 
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Handlungsgehilfen  in  Köln  sagen i^^)  „Wenn  Sie  den  Reichstag  fragen, 
so  wird  einer  die  Schuld  (daß  seit  dem  Jahre  1900  mit  Ausnahme  des 
Gesetzes  über  die  Kaufmannsgerichte  im  Jahre  1905,  also  in  den  letzten 
fünf  Jahren  nicht  das  geringste  von  den  Wünschen  der  Handlungsgehilfen 
gesetzgeberisch  erfüllt  worden  ist)  auf  den  anderen  schieben,  und 
der  Reichstag  im  ganzen  auf  den  Bundesrat  ...  Es  ist  nicht  meine 
Aufgabe,  diese  Schuldfrage  zu  verfolgen,  ich  möchte  sie  deshalb  in  einer 
Weise  beantworten,  die  durchaus  unparteiisch  ist.  Ich  möchte  sagen: 
Im  Grunde  liegt  die  Schuld,  daß  die  letzten  zehn  Jahre  so  wenig  ge- 
bracht haben,  an  Ihnen  selbst!  .  .  .  Ich  brauche  nicht  auseinander- 
zusetzen, welche  organisatorischen  Fehler  in  der  Handlungsgehilfen- 
schaft bestehen.  Das  wissen  Sie  besser  wie  ich.  Sie  wissen  ganz  genau, 
was  es  bedeuten  würde,  wenn  diese  Million  von  Handlungsgehilfen  ein- 
heitlich geschlossen  ihre  ganze  Kraft  auf  die  Verbesserung  dieser  Zu- 
stände legen  würde." 

Für  einen  Zusammenschluß  aller  Angestellten-Organisationen 
sind  aber  heute  noch  und  auf  absehbare  Zeit  bei  dem  großen  Gegen- 
satz in  prinzipiellen  Fragen  keine  Aussichten  vorhanden.  Man 
wird  deshalb  die  Organisationen  der  Privatangestellten  als  Interessen- 
vertretung nur  in  so  weit  gelten  lassen  können,  als  sie  die  Interessen 
ihrer  Mitgheder  immerhin  durch  Aufdeckung  bestehender  Mißstände  und 
Mitarbeit  an  deren  Beseitigung  wahrnehmen.  Der  Erfolg  wird  jedoch 
durch  ihre  ZerspHtterung  in  Frage  gestellt.  Deshalb  ist  die  Schaffung 
eines  Organs  notwendig,  das  die  Meinungen  und  Wünsche  der  An- 
gestelltenschaft möglichst  unmittelbar  zum  Ausdruck  bringt. 

Als  Friedensorgan  und  Interessenvertretung  der  Angestellten 
könnten  ferner  in  Betracht  kommen  die 

Gehilfenausschüsse  bei  Handelskammern, 

wie  sie  in  einigen  Bundesstaaten  (Bayern,  Sachsen)  obligatorisch,  in 
anderen  fakultativ  auf  Drängen  der  Privatangestellten  hin  errichtet 
worden  sind.  Es  sei  hier  kurz  die  Organisation  der  durch  königliche 
V erordnung  vom  25.  Februar  1908  ins  Leben  gerufenen  „Ausschüsse  der 
Handlungsgehilfen  und  technischen  Angestellten  an  den  Handels- 
kammern des  Königreichs  Bayern"  mitgeteilt. 

Bei  jeder  Handelskammer  wird  ein  Ausschuß  von  6  bis  14  Ver- 
tretern der  Handlungsgehilfen  und  technischen  Angestellten  gebildet. 
Die  Mitgheder  dieser  Ausschüsse  sind  zu  Beratungen  der  Handels- 
kammern, sofern  sie  Angelegenheiten  der  Handlungsgehilfen  und  tech- 
nischen Angestellten  betreffen,  heranzuziehen.  Wahlberechtigt  sind  die 
volljährigen  männlichen  Handlungsgehilfen  und  technischen  An- 
gestellten, wählbar  diejenigen  von  ihnen,  die  das  25.  Lebensjahr  voll- 
endet haben.  Die  Wahlen  finden  nach  den  Grundsätzen  des  Proportional- 
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Wahlsystems  statt.  Die  Mitglieder  werden  auf  sechs  Jahre  gewählt,  alle 
drei  Jahre  scheidet  die  Hälfte  aus. 

Wenn  seinerzeit  die  Angestellten  derartige  Gehilfenausschüsse  ge- 
wünscht haben,  so  waren  sie  sich  doch  darüber  klar,  daß  damit  das  Ziel 
ihrer  Wünsche,  eine  öffentlich-rechtliche  Interessenvertretung  durch  be- 
sondere Kammern,  keineswegs  zurücktreten  dürfe.  Man  hat  vielmehr 
von  Anfang  an  diese  Einrichtung  lediglich  als  ein  Uebergangsstadium 
zu  selbständigen  Kammern  betrachtet  und  ihnen  allzu  große  Bedeutung 
nicht  beigemessen.  Wenn  auch  von  einzelnen  Handelskammern  ein  er- 
freuliches Zusammenarbeiten  von  Kammer  und  Ausschuß  gemeldet 
worden  ist,  wie  das  z.  B.  von  der  Kölner  Handelskammer  berichtet 
wurde,  so  hat  man  jedoch  andererseits,  ganz  besonders  in  Bayern,  den 
Wunsch  äußern  hören,  sie  wieder,  weil  völlig  unbrauchbar,  fallen  zu 
lassen.  Es  wird  hier  eben  viel  von  dem  Geschick  des  Vorsitzenden 
und  von  dem  sozialen  Verständnis  der  Kammermitglieder  abhängen,  ob 
Ersprießliches  geleistet  wird;  andererseits  muß  aber  auch  gesagt  werden, 
daß  hier  von  einer  wirksamen  Interessenvertretung  der  Angestellten 
keine  Rede  sein  kann.  Wirksam  ist  sie  erstens  deshalb  nicht,  weil  diese 
Einrichtung  nicht  das  ganze  Reichsgebiet  umfaßt,  sondern  nur  in  zwei 
Einzelstaaten  obligatorisch  und  sonst  fakultativ  Anwendung  findet;  eine 
Interessenvertretung  der  gesamten  Angestelltenschaft  findet  somit 
nicht  statt.  Zweitens  aber  ist  sie  deshalb  wenig  von  Bedeutung,  weil 
die  Angestellten  in  der  Handelskammer  in  der  Minderheit  sind  und  daher 
mit  ihren  Beschlüssen  und  Gutachten  gegenüber  der  Majorität  der  Unter- 
nehmer zumeist  nicht  durchzudringen  vermögen.  Immerhin  mag  zu- 
gegeben werden,  daß  durch  die  stattfindende  persönliche  Aussprache 
manches  Mißverständnis  geklärt  und  manches  Vorurteil  vernichtet  wird, 
daß  also  soziale  Friedenstätigkeit  möglich  ist.  Aber  diese  Einrichtung 
kann  auch  ins  Gegenteil  umschlagen,  besonders  wenn  durch  die  Minorität 
der  Angestellten  in  diesen  das  Gefühl  aufsteigt,  nur  Mitglieder  zweiter 
Klasse  zu  sein,  und  diesem  Empfinden  durch  das  Verhalten  der  Arbeit- 
geber-Mitglieder Nahrung  gegeben  wird,  wie  das  in  Bayern  der  Fall  zu 
sein  scheint.  Hier  haben  sich  nämlich  die  Hoffnungen,  die  man  an  die 
Einrichtung  der  Gehilfenausschüsse  geknüpft  hat,  in  keiner  Weise  er- 
füllt. In  Nr.  41  des  Organs  des  Bayerischen  Industriellen- Verbandes,  der 
„Bayerischen  Industrie"  vom  11.  Oktober  1911  wird  nachgewiesen,  daß 
den  Gehilfenausschüssen  bisher  noch  kein  praktischer  Erfolg  zuteil  ge- 
worden ist,  und  daran  anschließend  der  Wunsch  geäußert,  die  Aus- 
schüsse baldigst  wieder  von  der  Handelskammer  zu  trennen.  „So  wie 
es  jetzt  ist,  kann  es  nicht  weitergehen,  wenn  nicht  die  Wirksamkeit  der 
Handelskammern  ernstlich  Schaden  leiden  soll.  Die  Regierung  kann 
auch  einmal  irren,  aber  gefährlich  wäre  es,  wenn  sie  in  diesem  Irrtum 
beharren  würde." 

Bezeichnend  für  die  Wirksamkeit  der  bayerischen  Ausschüsse  ist 
ferner  eine  Eingabe  der  katholischen  kaufmännischen  Vereinigungen 
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Bayerns  an  das  Staatsministerium  und  an  die  Kammern,  in  der  es  unter 
anderem  heißt:  „Zwistigkeiten  zwischen  Prinzipalen  und  Angestellten, 
wie  dieselben  jetzt  in  den  Handelskammern,  in  welchen  die  Gehilfen- 
Mitglieder  nur  einen  kleinen  Bruchteil  der  Gesamtmitgliederzahl  bilden, 
an  der  Tagesordnung  sind,  sind  jedenfalls  nicht  geeignet,  den  sozialen 
Frieden  im  Handelsgewerbe  zu  fördern.  Der  Gehilfe  fühlt  sich  in  den 
Handelskammern  als  Mitglied  zweiter  Klasse  und  wird  auch  von  einer 
Reihe  von  selbständigen  Kammermitgliedern  als  solches  behandelt  .  .  . 
Da  die  Aiisschüsse  ein  so  überaus  schlechtes  Resultat  zeitigten,  ist  es 
nicht  verwunderlich,  wenn,  wie  dieses  die  Münchener  Gehilfenschaft  zu 
tun  gedenkt,  die  beteiligten  Kreise  darauf  verzichten,  in  die  Ausschüsse 
Vertreter  zu  entsenden  .  .  ."  Wenn  auch  bezüglich  dieser  Gehilfen- 
ausschüsse wiederum  nicht  verkannt  werden  soll,  daß  sowohl  hinsicht- 
lich der  Friedensbestrebungen  als  auch  der  Vertretung  der  besonderen 
Angestellteninteressen  bei  gutem  Willen  beider  Teile  in  beschränktem 
Maße  mit  Erfolg  gearbeitet  werden  kann,  so  muß  doch  auch  hier  als 
Resultat  festgehalten  werden:  eine  Interessenvertretung  im  Sinne  der 
Kaiserlichen  Februarerlasse  sind  sie  nicht. 

Festzustellen  bleibt  dann  drittens,  ob  die  Kaufmanns- 
ger i  c  h  t  e  ,  die  unter  allen  bestehenden  Einrichtungen  den  oben  er- 
wähnten Zwecken  auf  jeden  Fall  am  ehesten  gerecht  werden  könnten, 
eine  besondere  Interessenvertretung  überflüssig  machen.  Bei  oberfläch- 
licher Beurteilung  könnte  man  leicht  geneigt  sein,  die  Frage  zu  bejahen, 
um  so  mehr,  als  der  rechtsprechenden  Tätigkeit  der  Kaufmannsgerichte 
ein  weiteres  Betätigungsgebiet,  wie  bei  der  Geschichte  der  Arbeits- 
kammerfrage bereits  ausgeführt  wurde,  hinzugefügt  worden  ist:  als 
Einigungsämter  bei  ausgebrochenen  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern 
und  Angestellten  zu  dienen  und  Gutachten  und  Anträge  in  bezug  auf 
das  kaufmännische  Dienst-  oder  Lehrverhältnis  zu  stellen.  Demnach 
würde  also  ein  wichtiger  und  ziemhch  umfassender  Aufgabenkreis,  der 
den  besonderen  Interessenvertretungen  zufallen  soll,  schon  heute  Gegen- 
stand einer  öffenthch-rechtlichen  Institution  sein  und  eine  weitere  be- 
sondere Einrichtung  überflüssig  machen.  Genauer  zugesehen  ist  das 
indessen  nicht  der  Fall;  im  allgemeinen  sind  die  Kaufmannsgerichte 
dieser  vermittelnden  bezw.  gutachtlichen  Seite  ihres  Aufgabenkreises 
wenig  gerecht  geworden.  Man  hat  bei  der  Schaffung  des  Gesetzes  diese 
Tätigkeit  bereits  als  Notbehelf  bezeichnet,  und  ein  solcher  ist  sie  tat- 
sächlich auch  nur  geblieben,  wie  das  ebenso  gut  von  der  einigungsamt- 
lichen und  gutachtlichen  Tätigkeit  der  Gewerbegerichte  zu  sagen  ist. 

Aus  den  jährlichen  Mitteilungen  des  Reichsarbeitsblattes  läßt  sich 
die  Tätigkeit  der  Kaufmannsgerichte  in  den  Jahren  1905 — 1911  wie 
folgt  entnehmen: 
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Jatir 

Zahl 

der 
Kauf- 
manns- 
gerichte 

Ale 
AIS 

Eini- 
gungs- 
amt 
wurden 

gerufen 
in  Fällen 

auf 
Anruf 
beider 
Teile 

davon 

auf  An- 
ruf der 
Prin- 
zipale 

auf  An- 
ruf der 
Ange- 
stellten 

Einigung 
erfolgte 

in 
Fällen 

Zahl 
der  ge- 
stellten 
Anträge 

Zahl 
der  ab- 
gegebe- 
nen Gut- 
achten 

1905 

227 

1 

— 

— 

1 

1 

14 

34 

1906 

248 

4 

3 

— 

1 

3 

63 

59 

1907 

256 

1 

1 

X 

1 M 

1908 

262 

2 

2 

2 

83 

49 

1909 

267 

3 

1 

2 

1 

51 

35 

1910 

271 

5 

4 

1 

5 

46 

147 

1911 

282 

6 

1 

5 

5 

30 

24 

Als  Einigungsamt  fungierten  also  die  Kaufmannsgerichte  in  den 
sieben  Jahren  im  ganzen  zweiundzwanzigmal,  und  erreichten  dabei  eine 
Einigung  in  17  Fällen.  Auch  die  Zahl  der  gestellten  Anträge  und  ab- 
gegebenen Gutachten,  so  hoch  sie  auch  absolut  erscheinen  mag,  ist 
relativ  doch  sehr  gering.  Im  Durchschnitt  der  sieben  Jahre  entfielen 
auf  fünf  bezw.  vier  Kaufmannsgerichte  zusammen  je  ein  Antrag  bezw. 
ein  abgegebenes  Gutachten.  Das  wird  man  aber  als  durchgreifende,  er- 
folgreiche Interessenpolitik  für  die  Angestellten  nicht  bezeichnen 
können;  daß  die  Kaufmannsgerichte  diesen  Zweig  ihrer  Tätigkeit  nicht 
weiter  ausdehnen,  ist  aber  auch  sehr  leicht  zu  verstehen.  Ihrer  ursprüng- 
lichsten Zweckbestimmung  nach  sind  sie  eine  rechtsprechende  Einrich- 
tung; Streitigkeiten,  die  aus  dem  Dienstverhältnis  zwischen  Angestellten 
und  Unternehmern  hervorgehen,  sollen  hier  rechtsgültig  entschieden 
werden.  Und  das  geschieht  tatsächlich  in  so  reichem  Maße,  daß  die 
Kaufmannsgerichte  mit  dieser  Tätigkeit  vollauf  beschäftigt  sind.  Der 
oben  angedeutete  weitere  Aufgabenkreis  aber  erfordert  soviel  Zeit  und 
Kraft,  daß  er  allein  sicher  genügen  würde,  der  Arbeit  einer  besonderen 
Interessenvertretung  einen  reichen  Inhalt  zu  geben.  Soll  erfolgreich 
gearbeitet  werden,  so  darf  dieses  Betätigungsfeld  nicht  im  Nebenamt, 
sondern  muß  als  Hauptarbeit  ausgeübt  werden.  Von  prinzipiellem  Stand- 
punkt aus  betrachtet  ist  überhaupt  eine  gutachtliche  Tätigkeit  der 
Kaufmannsgerichte  nicht  zu  begrüßen.  Eine  Recht  sprechende  Behörde 
soll  möglichst  wenig  zu  Interessenstreitigkeiten  gutachtlich  Stellung 
nehmen,  wenn  nicht  das  Vertrauen  zu  ihrer  Objektivität  erschütttert 
werden  soll.  Eine  Trennung  der  rein  richterhchen  Funktionen  von 
denen  der  Begutachtung  wäre  m.  E.  dringend  erwünscht,  auch  wenn 
sich  die  Kaufmannsgerichte  selbst,  wie  das  aus  Aeußerungen  einzelner 
Kaufmanns-  und  besonders  Gewerbegerichte  gelegentlich  zu  entnehmen 
war,  dagegen  sträuben  sollten.  Wenn  bis  heute  ernstliche  Schädigungen 
noch  nicht  bekannt  geworden  sind,  so  beruht  das  eben  darauf,  daß  die 
Kaufmannsgerichte  die  gutachtliche  Tätigkeit   bisher  eben  vernach- 
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lässigt  haben.  Theoretisch  wie  praktisch  erscheint  mir  eine  Verquickiing- 
der  objektiv  Recht  sprechenden  und  subjektiv  gutachtUchen  Betätigung- 
der  Kaufmannsgerichte  nicht  empfehlenswert. 

Ueberdies  sind  sie  auch  nur  für  Gemeinden  mit  mehr  als  20  000 
Einwohnern  obligatorisch;  sie  würden  also,  auch  wenn  sie  eine  inten- 
sivere Angestellten-Sozialpolitik  betreiben  wollten,  heute  noch  keine  alle 
Angestellten  einschließende  Interessenvertretung  darstellen. 

Als  Resultat  dieses  Abschnittes  kann  ich  zusammenfassend  die 
Tatsache  hervorheben,  daß  den  Bedürfnissen  nach  sozialem  Frieden 
und  einer  erfolgreichen  Interessenvertretung  der  Privatangestelllten 
keine  der  heute  hierfür  eventuell  in  Betracht  kommenden  Einrichtungen 
gerecht  wird,  daß  also  wohl  eine  auf  die  ganz  besonderen  Zwecke  zu- 
geschnittene autoritative,  öffentlich-rechtliche  Interessenvertretung  durch 
bestehende  Institutionen  keineswegs  überflüssig  gemacht  wäre. 

3.  Wie  aber  könnte  sich  die  Tätigkeit  einer  öffenthch-rechtlichen 
Interessenvertretung  der  Privatangestellten  gestalten? 

Sie  soll  erstens  dienen  dem  sozialen  Frieden  zwischen  Prinzipalen 
und  Angestellten.  Interessenkämpfen  vorzubeugen  und,  soweit  solche 
bestehen,  ihnen  ein  Ende  zu  machen,  einen  Ausgleich  herbeizuführen, 
müßte  sie  bestrebt  sein.  Ganz  allgemein  kann  sie  hier  nützlich  und 
besonders  vorbeugend  wirken  durch  Herbeiführen  einer  persönlichen 
Verständigung  der  Parteien.  Interessengegensätze  dürften  letzten  Endes 
häufig  aus  Vorurteilen  und  Mißverständnissen  entstanden  sein,  die  zu 
beseitigen  ein  mündliches  Verhandeln  allein  imstande  ist.  Die  Kammer 
kann  und  muß  ein  solches  begünstigen,  nicht  allein  für  den  konkreten 
Fall,  sondern  überhaupt.  Sie  soll  dem  Prinzipal  Gelegenheit  geben,  die 
Nöten  der  Angestellten  kennen  zu  lernen,  soll  ihm  Verständnis 
vermitteln  für  deren  Wünsche  und  Forderungen,  damit  er  sie, 
soweit  sie  berechtigt  sind,  anerkenne  und  ihnen  zur  VerwirkHchung 
helfe.  Andererseits  soll  der  Angestellte  Gelegenheit  haben,  einen  Ein- 
blick zu  tun  in  die  nicht  immer  rosige  Lage  und  die  nicht  immer  be- 
neidenswerten Verhältnisse  des  Unternehmers;  er  soll  einsehen  lernen, 
daß  auch  der  Prinzipal  berechtigte  Wünsche  hat,  daß  den  Forderungen 
der  Gehilfenschaft  eine  Grenze  gezogen  ist  in  der  Leistungsfähigkeit 
der  selbständigen  Kaufmannschaft,  und  soll  darauf  Rücksicht  nehmen. 
Diese  Aufklärung  nach  beiden  Seiten  hin  wird  aber  in  einer  paritätisch 
zusammengesetzten  Kammer  stets  gegeben  werden,  wenn  beiderseitig 
berührende  Interessen  zur  Verhandlung  stehen;  wenn  beispielsweise  über 
die  Konkurrenzklausel,  über  Arbeitszeit,  Erholungsurlaub,  Sonntags- 
ruhe oder  die  durch  Andrang  der  weibhchen  Angestellten  im  Handels- 
gewerbe hervorgerufenen  Mißstände  beraten  wird,  kann  eine  offene 
gegenseitige  Aussprache,  unterstützt  durch  geschicktes  verständnisvolles 
Handeln  des  Kammervorsitzenden,  zu  einem  Zusammenfinden  auf  einer 
mittleren  Linie  führen.  Gemeinschaftliches  Arbeiten  dürfte  dazu  ge- 
eignet sein,  den  Klassengegensatz  zu  überbrücken  und  dem  sozialen 
Frieden  zu  dienen. 
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Im  konkreten  Fall  wird  die  Kammer  in  Erfüllung  ihrer  Friedens- 
mission zum  Einigungsamt  bei  ausbrechenden  Streitigkeiten. 

Der  Entwurf  eines  Arbeitskammergesetzes  besagt  in  seinem  §  6: 
„Die  Arbeitskammern  können  bei  Streit  zwischen  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern  der  in  ihnen  vertretenen  Gewerbezweige  über  die  Be- 
dingungen der  Fortsetzung  oder  Wiederaufnahme  des  Arbeitsverhält- 
nisses als  Einigungsamt  angerufen  werden,  wenn  es  an  einem  hierfür 
zuständigen  Gewerbegericht  fehlt,  oder  die  beteihgten  Arbeitnehmer  in 
den  Bezirken  mehrerer  Gewerbegerichte  beschäftigt  sind,  oder  wenn 
die  Einigungsverhandlungen  bei  dem  zuständigen  Gewerbegericht  er- 
folglos verlaufen  sind." 

Den  Charakter  eines  obligatorischen  Einigungsamtes  tragen 
die  Arbeitskammern  nach  dem  Entwürfe  also  nicht.  Vielmehr  bleiben 
als  erste  Instanz  für  Interessenstreitigkeiten  noch  die  Gewerbegerichte 
bestehen,  und  erst  wo  diese  nicht  ausreichen,  sollen  die  Arbeitskammern 
in  Tätigkeit  treten.  Darin  liegt  m.  E.  eine  der  größten  Schwächen  des 
Entwurfs.  Die  Tätigkeit  der  Arbeitskammern  müßte  vor  allem  einmal 
das  Arbeitsfeld  der  Gewerbegerichte  entlasten,  und  diesen  alles  nehmen, 
was  nicht  ureigentlich  ihre  Aufgabe  ist:  die  einigungsamtliche  Tätigkeit 
und  die  Berechtigung,  Anträge  zu  stellen  und  Gutachten  abzugeben. 
Das  sollte  von  der  rechtsprechenden  Tätigkeit  der  Gewerbe-  bezw. 
Kaufmannsgerichte  getrennt  und  den  Arbeits-  bezw.  Kaufmanns- 
kammern  zugewiesen  werden,  denen  zur  erfolgreichen  Betätigung 
zweierlei  zugegeben  werden  müßte:  der  Verhandlungszwang  und  der 
Sitzungszwang.  Mit  vollem  Recht  wird  das  vor  allem  von  Professor 
H  a  r  m  s  gefordert,  von  anderen  der  Schwierigkeiten  wegen  ab- 
gelehnt. 

Sitzungszwang  zu  verlangen  ist  notwendig  angesichts  der  Er- 
fahrungen, die  man  in  ausländischen  Arbeitskammern  gemacht  hat. 
Vorzüglich  in  Belgien  und  Holland  hat  die  stärkere  Partei  durch  Fern- 
bleiben von  der  Sitzung  ihr  unangenehme  Verhandlungen  einfach  un- 
möglich gemacht.  Deshalb  muß  man,  um  die  Tätigkeit  der  Kammern 
vor  Unfruchtbarkeit  zu  behüten,  unter  allen  Umständen  den  Sitzungs- 
zwang verlangen. 

Ferner  müßte  aber  auch  vorgesehen  werden,  daß  drohende 
Interessenstreitigkeiten  den  Arbeitskammern  zu  Einigungsbemühungen 
vorgelegt  werden;  daß  die  Arbeiter  keinen  Streik  beginnen,  die  Unter- 
nehmer keine  Aussperrung  vornehmen,  bevor  nicht  in  der  Kammer  Ver- 
handlungen stattgefunden  haben.  Dabei  müßten  auch  auf  Anrufen  einer 
Partei  die  anderen  Kammermitglieder  erscheinen.  Zwar  erscheint  tech- 
nisch die  Durchführung  dieses  Zwanges  äußerst  schwierig;  nur  Harms 
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ist,  soweit  ich  sehe,  mit  positiven  Vorschlägen  gekommen,  denen  zu- 
folge die  Durchführung  wie  folgt  erzwungen  werden  soll:  „Treten  die 
Arbeiter,  ohne  vorher  die  Vermittelung  nachgesucht  zu  haben,  in  den 
Streik  ein,  so  hat  der  Staat  die  Kassen  der  Berufsvereine,  denen  die 
Rechtsfähigkeit  zu  geben  ist,  mit  Beschlag  zu  belegen,  damit  Bezahlung 
von  Unterstützungsgeldern  verhindert  wird.  Jede  Aufforderung  zu 
öffenthchen  Sammlungen,  jede  Verteilung  von  Drucksachen  und  jede 
Versammlung  ist  in  einem  solchen  Falle  verboten.  Nehmen  die  Arbeit- 
geber ohne  vorherige  Inanspruchnahme  des  Einigungsamtes  eine  Aus- 
sperrung vor,  so  haben  die  Arbeiter  zivilrechtlichen  Anspruch  auf  den 
ausgefallenen  Lohn.  Diese  Bestimmung  kann  durch  Vertrag  nicht  un- 
wirksam gemacht  werden."  Harms  ist  sich  selbst  bewußt,  mit  diesen 
Vorschlägen  auf  Widerstand  stoßen  zu  müssen,  aber,  „ein  Gesetz  auf- 
zustellen, ohne  seine  Durchführung  erzwingen  zu  können,  hieße  die 
Autorität  des  Staates  schwächen." 

Streiks  oder  Aussperrungen,  bei  denen  mehr  als  10  Personen  in 
Betracht  kommen,  müßten  zuvor  der  Kammer  unterbreitet  werden.  Das 
Einigungsverfahren  kann  in  der  Weise  geschehen,  daß,  falls  in  einem 
Gewerbe  ein  Streit  auszubrechen  droht,  der  eine  Ausschheßung  oder 
einen  Streik  zur  Folge  haben  könnte,  die  Vermittelung  der  Kammer  in 
deren  Bureau  anzurufen  ist.  Die  innerhalb  der  Kammer  zu  bildende 
Einigungskommission  besteht  aus  dem  Vorsitzenden  der  Kammer,  aus 
den  beiden  Vorsitzenden  der  Abteilung,  der  das  Gewerbe  angehört,  und 
aus  zwei  weiteren  Kammermitgliedern,  je  einem  Arbeitnehmer  und 
einem  Arbeitgeber.  Je  ein  weiteres  Mitglied  wird  von  den  Parteien 
gewählt.  Handelt  es  sich  um  einen  Streik  oder  eine  Ausschließung 
größeren  Umfanges,  so  können  auf  einstimmigen  Beschluß  der  stän- 
digen Mitgheder  den  Parteien  weitere  Vertreter  zugestanden  werden. 
Das  Verfahren  der  Einigungskommission  regelt  das  Kammerstatut.  Erst 
wenn  die  Verhandlungen  vor  der  Einigungskommission  vergebüch 
waren,  darf  in  den  Streik  eingetreten  oder  die  Aussperrung  vor- 
genommen werden.  Die  Umgehung  dieser  Vorschriften  ist  unter  Strafe 
zu  stellen  (Harms). 

Auch  für  die  Kaufmannskammern,  wie  sie  die  Regierung  in  Aus- 
sicht gestellt  hat,  wären  Sitzungs-  und  Verhandlungszwang  wohl  an- 
gebracht, wenn  auch  hier  die  Gefahr  von  Interessenstreitigkeiten  nicht 
so  groß  ist,  wie  solche  aus  dem  Verhältnis  des  Arbeiters  zum  Unter- 
nehmer dauernd  hervorgehen.  Ohne  Zwangsmaßregeln  irgend  welcher 
Art  wäre  die  einigungsamtliche  Betätigung  der  Kammer  sehr  in  Frage 
gestellt,  und  würde  sich  jedenfalls  nicht  über  die  Bedeutungslosigkeit 
der  von  den  Gewerbe-  bezw.  Kaufmannsgerichten  nach  dieser  Richtung 
hin  ausgeübten  erheben. 

Ein  hervorragendes  Instrument  des  sozialen  Friedens  sind  die 
Tarifverträge.  Eine  Institution,  die  eigens  zum  Zwecke  der  Ver- 
mittelung dieses  Friedens  errichtet  werden  soll,  die  Arbeitskammer,  wird 
also  unbedingt  auch  die  Herbeiführung  von  Tarifverträgen  in  ihr  Tätig- 


—   40  — 


keitsgebiet  aufnehmen  müssen.  Ob  aber  auch  die  für  die  Privat- 
angestellten zu  errichtenden  Kammern  auf  Tarifverträge  hinarbeiten 
sollen,  wird  davon  abhängen,  ob  für  Tarifverträge  im  Privatangestellten- 
stand überhaupt  die  notwendigen  Voraussetzungen  gegeben  sind.  Es 
kann  hier  nicht  auf  diese  Streitfrage,  die  heute  Gegenstand  breiter  Dis- 
kussionen in  und  zwischen  den  Privatbeamten-Organisationen  geworden 
ist,  näher  eingegangen  werden.  Vorzügliches  Material  dazu  hat 
Dr.  W.  T  e  w  e  s  zusammengetragen  in  seiner  Schrift:  „Der  Tarifvertrag 
und  der  Dienstvertrag  der  Privatbeamten.^^) 

Die  materiellen  Voraussetzungen  sind  unbedingt  gegeben, 
da  für  einen  Teil,  den  überwiegenden  unteren  Teil  der  Privatangestellten, 
die  Lohnverhältnisse  genau  dieselben,  wenn  nicht  verhältnismäßig 
schlechtere  sind,  welche  die  Arbeiterschaft  zum  Abschluß  von  Tarif- 
verträgen gedrängt  haben.  Die  umstrittene  Frage  ist  die,  ob  die  for- 
mellen Bedingungen  ebenfalls  gegeben  sind,  und  diese  sind  in  macht- 
vollen, zielbewußten  Organisationen  zu  sehen,  die  so  umfassend  sind, 
daß  sie  den  Arbeitsmarkt  beherrschen  und  unterbietende  Konkurrenz 
fern  halten.  Und  da  ist  m.  E.  Tewes  vollkommen  beizupflichten,  wenn 
er  das  Vorhandensein  dieser  Voraussetzung  auf  selten  der  Angestellten 
vollständig  verneint.  „Wohl  präsentieren  die  verschiedenen  Organi- 
sationen eine  stattliche  Mitgliederzahl.  Damit  allein  aber  sind  die  Vor- 
aussetzungen nicht  schon  völlig  gegeben,  welche  eine  unwiderstehliche 
Aktion  zu  einer  generellen  Regelung  des  Dienstvertrages  entstehen 
lassen  könnten.  In  erster  Linie  fehlt  ein  dahin  zielender,  allen  Organi- 
sationen gemeinsamer  Grundgedanke,  wie  ihn  die  Arbeiterorganisationen 
aufweisen:  Der  Wille  zur  ausschließlichen  Verfolgung  der  wirtschaft- 
lichen Besserstellung  der  Angehörigen  der  Organisationen,  welche  als 
letztes  Mittel  der  Durchführung  ihrer  Zwecke  das  gewerbliche  KoaHtions- 
recht  in  Anspruch  nehmen.  Insbesondere  die  kaufmännischen  Berufs- 
vereine zeigen  überaus  abweichende  Auffassungen  über  die  Aufgaben 
der  Organisation  und  verfolgen  neben  den  rein  wirtschaftlichen  Zielen 
die  verschiedensten  Nebenabsichten.^^)  Aber  auch  ihre  gegensätzliche 
Stellungnahme  zu  manchen  rein  wirtschaftlichen  Fragen  schließt  ein 
gemeinsames  Vorgehen  nach  der  Richtung  von  Tarifverträgen  voll- 
ständig aus.  Ich  habe  bereits  an  anderer  Stelle  auf  die  verschiedenen 
Auffassungen  über  die  Frauenarbeit  im  Handelsgewerbe  hingewiesen. 
Eine  kollektive  Regelung  der  Arbeitsverhältnisse  innerhalb  eines  Berufs- 
standes, der  so  sehr  bereits  das  Betätigungsfeld  der  Frau  geworden  ist, 
wie  der  kaufmännische,  ist  aber  ohne  Einbeziehung  der  Frau  nicht  mög- 
lich. Sie  könnte  nur  dann  in  Erwägung  gezogen  werden,  wenn  durch 
einen  Tarifabschluß  der  Ausschluß  der  Frau  von  der  Konkurrenz  zu  ver- 
einbaren wäre,   eine  aussichstlose  Perspektive!    Dem  grundsätzlichen 
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Gegner  der  Frauenarbeit  müßte  dagegen  dieser  Ausschluß  eine  conditio 
sine  qua  non  für  ein  Tarifabkommen  sein.  Diese  Gegensätzlichkeit 
schheßt  somit  ein  einheitliches  Vorgehen  zur  Erkämpfung  tariflicher 
Abmachungen  einstweilen  aus,  ohne  daß  für  die  nächste  Zukunft  anderes 
zu  erwarten  wäre.^^) 

Bei  einer  derartig  großen  Zersplitterung  und  Uneinigkeit  der  Be- 
rufsvereine scheint  es  auf  absehbare  Zeit  sehr  unwahrscheinUch,  daß 
große,  allgemeine  Tarifverträge  zum  Abschluß  kommen.  Möglich  wäre 
eine  Tarifierung  auch  nur  für  bestimmte  Gruppen  des  großen,  in  sich 
so  mannigfaltig  zusammengesetzten  Privatangestelltenstandes,  und  hier 
wiederum  weniger  leicht  durchzuführen  für  die  Regulierung  des  Gehalts, 
als  für  sonstige  Bestimmungen  des  Dienstvertrages,  wie  Arbeitszeit, 
Sonntagsruhe,  Sommerurlaub,  Kündigungsfristen  u.  a.  m.  LedigUch  für 
die  Anstellungsverhältnisse  der  unteren  Schicht  der  Privatangestellten, 
deren  Tätigkeit  nicht  mehr  den  Stempel  der  individuellen  Leistung  trägt, 
ist  die  Möglichkeit  tarifhcher  Abmachung,  wenigstens  der  Garantierung 
eines  Mindestgehalts  gegeben.  Die  Kammern  werden  mithin,  was  die  Frage 
von  Tarifverträgen  für  das  Handelsgewerbe  angeht,  vor  eine  große  Auf- 
gabe gestellt  sein;  ob  sie  eine  intensive  Tätigkeit  entfalten  und  durch- 
greifende Maßregeln  treffen  werden,  ist  m.  E.  wenigstens  stark  anzu- 
zweifeln. Sollten  sie  aber  auch  nicht  zur  Herbeiführung  tariflicher  Ueber- 
einkommen  gelangen,  so  können  sie  trotzdem,  wenn  sie  im  Sinn  der  im 
Anfang  dieses  Abschnittes  gemachten  Ausführungen  arbeiten,  zu  einer 
Pflegestätte  des  Friedens  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
werden. 

Zweitens  sollen  die  besonderen  Interessen  der  Angestellten  wahr- 
genommen werden.  Noch  weniger  als  die  Arbeiterschaft,  die  doch 
immerhin  durch  eine  Anzahl  von  Vertretern  im  Parlament,  wenn  auch 
ohne  größeren  Einfluß,  an  der  Mitarbeit  beteiligt  war,  haben  die  Privat- 
angestellten Gelegenheit  gehabt,  ihren  Forderungen  an  maßgebender 
Stelle  Ausdruck  zu  verleihen.  Die  Handelskammern  haben  als  Vertreter 
des  Unternehmertums,  wurden  sie  einmal  über  die  Bewertung  irgend 
einer  sozialpolitischen  Maßnahme  seitens  der  staatlichen  oder  kommu- 
nalen Behörden  befragt,  stets  in  unzweideutiger  Weise  ihren  Unter- 
nehmerstandpunkt vertreten;  den  Handlungsgehilfen  und  anderen  An- 
gestellten blieb  lediglich  die  Vertretung  seitens  ihrer  Organisation  ge- 
geben. Dem  soll  durch  die  Schaffung  einer  öffentlich-rechtlichen  Inter- 
essenvertretung ein  Ende  gemacht  werden.  Sie  sollen  nun  selbst  gehört 
werden,  wenn  es  sich  darum  handelt,  auf  dem  Gebiete  der  staatlichen 
oder  kommunalen  Sozialpohtik  Neues  zu  schaffen  oder  bestehende  Zu- 
stände zu  verbessern. 

Sie  sollen  Gutachten  und  Anregungen  abgeben  für  die  Sozial- 
politik des  Staates.  Einiges  sei  hier  angeführt.  Sie  können  zu  einer 
Fundgrube  wertvoller  Anregung  werden,    wenn  es  sich  z.  B.  darum 
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handelt,  die  Schutzgesetzgebung  für  Angestellte  auszudehnen,  wenn 
u.  a.  die  Sonntagsruhe  durch  Reichsgesetz  eine  allgemeine  Regelung 
erfahren  soll,  wenn  die  Arbeitszeit  in  Kontoren  —  über  die  heute  gesetz- 
liche Bestimmungen  noch  fehlen  —  festgelegt  würde,  wenn  es  sich  um 
die  gesetzliche  Gewährung  eines  Erholungsurlaubs  handelt,  wenn  für 
das  Handelsgewerbe  eine  Aufsicht  in  Form  von  Handelsinspektoren  ge- 
schaffen werden  soll.  Die  brennenden  Fragen  der  Konkurrenzklausel, 
des  Zeugniszwangs,  des  §  63  des  HGB.  (Gehalt  in  Krankheitsfällen),  der 
Lehrlingszüchterei  und  -ausbildung,  die  Dauer  der  Lehrzeit  finden  in  der 
Kammer  eingehende  Behandlung.  Desgleichen  könnten  dort  Beratungen 
darüber  stattfinden,  ob  nicht  die  Versicherungsgesetzgebung  eine  Aus- 
dehnung erfahren  soll,  dahingehend,  daß  die  Krankenversicherungspflicht 
auf  alle  Angestellte  mit  einem  Gehalt  bis  zu  3000  Mark  ausgedehnt 
werden  könnte,  ob  es  nicht  erwünscht  sei,  daß  die  Unfallversicherung 
sich  erstrecke  auf  alle  handelsgewerblichen  Betriebe,  Konsumvereine 
und  andere  Genossenschaften  mit  offenen  Verkaufsstellen,  in  denen 
kaufmännische  Angestellte  beschäftigt  werden.  Und  wenn  die  Regie- 
rung sich  über  die  Wirkungen  dieser  sozialpolitischen  Gesetze  unter- 
richten will,  wenn  sie  z.  B.  die  Wirkung  des  neuen  Versicherungsgesetzes 
für  Angestellte  verfolgen  möchte,  so  soll  sie  aus  den  jährlichen  Berichten 
der  Kammer  ihre  Informationen  holen.  Die  Kammern  werden  sich  ferner 
zu  befassen  haben  mit  Fragen,  die  eine  Hebung  und  Sicherung  der  wirt- 
schafthchen  und  sozialen  Stellung  der  Angestellten  betreffen;  ob  nicht 
eine  Erhöhung  des  nicht  pfändbaren  Gehalts  der  Angestellten  ange- 
bracht ist;  ob  Dienstkautionen  nicht  durch  mündelsichere  Eintragung 
auf  den  Namen  des  Vertragschließenden  sichergestellt  werden  sollen; 
in  welcher  Weise  den  heute  mit  der  Frauenarbeit  im  Handelsgewerbe 
verbundenen  Mißständen  ein  Ende  gemacht  werden  kann.  Alles  das 
sind  Wünsche  der  Angestellten,  Forderungen,  die  in  der  Kaufmanns- 
kammer  auf  ihre  Zweckmäßigkeit  und  Berechtigung  geprüft  werden 
könnten. 

Ebenso  bedeutungsvoll  kann  ihre  Tätigkeit  sein,  wenn  es  sich  um 
Stellungnahme  zu  sozialpolitischen  Maßnahmen  der'  Gemeinde 
handelt,  wenn  z.  B.  die  Fragen  der  Einführung  des  8-Uhr-Ladenschlusses, 
der  örtlichen  Regelung  der  Sonntagsruhe,  der  Einführung  des  Fort- 
bildungsschulzwanges, der  Schaffung  von  Ortsstatuten  für  das  Kauf- 
mannsgericht aufgeworfen  werden. 

Die  Aufgabe  der  Kammern  geht  noch  weiter,  sie  liegt  drittens  auf 
dem  Gebiete  der  Statistik.  ,  : 

Statistik  zum  Zwecke  der  Klarstellung  der  wirtschaftlichen, 
sozialen  und  sittlichen  Verhältnisse  der  Angestellten.  Gegenwärtig 
fehlt  es  noch  sehr  an  der  nötigen  Klarheit  und  Uebersicht  über  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  der  Privatangestellten.  Statistische  Er- 
hebungen seitens  der  einzelnen  Organisationen,  wie  sie  seit  einigen 
Jahren  versucht  worden  sind,  leiden  fast  alle  unter  der  Tatsache,  daß 
eine  Beteiligung  aller  Mitglieder  infolge  der  häufig  herrschenden  Inter- 
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esselosigkeit  vollständig-  ausgeschlossen  ist.  So  konnte  beispielsweise 
der  Deutschnationale  Handlungsgehilfen- Verband  bei  einer  1908  vor- 
genommenen Erhebung  von  115  000  ausgesandten  Fragebogen  nur  zirka 
36  000  der  Untersuchung  zugrunde  legen.  Solche  Erhebungen  sind  des- 
halb nur  unvollkommene  Bruchstücke,  die  keinerlei  Anspruch  auf  Ge- 
nauigkeit und  Zuverlässigkeit  machen  können.  Es  genügt,  auf  die  ver- 
schiedenen Ergebnisse  hinzuweisen,  die  als  Resultat  der  einzelnen  Ver- 
bände bei  der  Ermittelung  des  Durchschnittsgehaltes  zum  Vorschein 
gelangt  sind.  L  e  d  e  r  e  r  („Die  Privatangestellten  in  der  modernen 
Wirtschaftsbewegung")  klagt  bei  der  Untersuchung  der  Einkommens- 
verhältnisse sehr  über  den  Mangel  an  zuverlässigem  statistischem 
Grundmaterial,  und  muß  seiner  Arbeit  eine  Reihe  privater  und  öffent- 
licher Erhebungen  mit  den  verschiedensten  Resultaten  zugrunde  legen. 
An  Wert  verlieren  ja  private  Erhebungen  auch  deshalb,  weil  sie  immer 
nur  einen  Bruchteil  des  gesamten  Standes,  die  organisierten  An- 
gehörigen, umfassen  können,  während  die  Verhältnisse  der  Nichtorgani- 
sierten, die  im  Durchschnitt  die  schlechteren  sein  dürften,  jeder  Klar- 
stellung enthoben  sind. 

Hier  könnten  die  Kammern  nutzbringend  wirken.  Die  Stellen- 
losigkeit  nach  Umfang  und  Ursache,  die  Gehaltsfrage,  die  Zahl  der  Lehr- 
linge, der  Umfang  der  Frauenarbeit  und  Kinderarbeit  könnten  zum 
Gegenstand  fortlaufender  Statistiken  gemacht  werden.  Ebenso  könnten 
Kündigungsfristen,  Anwendung  der  Konkurrenzklausel,  Angaben  über 
die  privaten  Versicherungen  der  Betriebe  Objekt  statistischer  Unter- 
suchungen werden.  Die  statistische  Tätigkeit  hätte  sich  ferner  zu  er- 
strecken auf  Wohnungsverhältnisse  und  Gesundheitspflege  der  Ange- 
stellten; darüber,  wie  über  alle  genannten  Dinge  wäre  jährlich  ein  Be- 
richt zu  veröffentlichen.  Für  unsere  ganze  sozialpolitische  Gesetz- 
gebung wird  es  von  großem  Nutzen  sein,  Unterlagen  zu  schaffen,  die 
Anspruch  auf  eine  einwandfreie,  unparteiische  Herkunft  haben  und 
nicht,  von  einzelnen  Interessengruppen  ausgehend,  nach  der  einen  oder 
anderen  Seite  hin.  übertrieben  oder  unterschätzt  sind. 

Des  weiteren  fallen  in  den  Aufgabenkreis  der  Kammern  praktische 
Dinge.  Sie  könnten  teilnehmen  an  der  Regelung  des  kaufmännischen 
Fortbildungsschulwesens,  der  Lehrlingsfrage  u.  a.  m.,  indem  ihnen  zu 
diesem  Zwecke  gewisse  Verwaltungsbefugnisse  und  Aufsichtsrechte  er- 
teilt werden  müßten.  Sie  könnten  ferner  eine  Auskunftsstelle  werden 
für  Fragen  der  sozialen  Gesetzgebung  und  des  Rechtsschutzes.  Wert- 
voll könnten  sie  werden  durch  Maßregeln  zur  Verhütung  der  Stellen- 
losigkeit  oder  doch  wenigstens  der  Milderung  der  durch  sie  hervor- 
gerufenen Not  durch  Errichtung  von  Schreibstuben  für  Stellenlose. 
Ganz  besonders  wichtig  dünkt  mir  die  Möglichkeit,  die  Vermittelung 
des  Arbeitsnachweises  den  Kammern  zu  übertragen.  Abgesehen  von 
der  Stellenvermittelung  durch  Zeitungsannonce,  die  wegen  ihrer  Kost- 
spieligkeit für  die  Angestellten  wenig  in  Betracht  kommt,  beruht  heute 
die  kaufmännische  Arbeitsvermittelung  zu  einem  großen  Teil  mit  mehr 
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oder  weniger  großem  Erfolg  auf  der  Tätigkeit  der  Organisationen.  Es  ist 
indessen,  so  sehr  auch  die  Vermittelungstätigkeit  der  großen  Verbände 
anzuerkennen  ist,  kaum  anzunehmen,  daß  der  kaufmännische  Arbeits- 
markt jemals  von  diesen  allein  beherrscht  werden  könnte.  Sie  haben 
naturgemäß  nur  einen  durch  ihre  Mitglieder  eng  begrenzten  Wirkungs- 
kreis; hinzu  kommt  aber  ferner,  daß  sie  infolge  der  unter  ihnen 
herrschenden  Konkurrenz  den  Weg  zu  gemeinsamem  Ausgleich  von 
Angebot  und  Nachfrage  noch  nicht  haben  finden  können.  Die  Folge 
davon  ist,  daß  der  eine  Angestellten- Verband  eine  Anzahl  passender 
Stellen  nicht  zu  besetzen  vermag,  weil  ihm  gerade  die  Bewerbungen 
fehlen,  die  der  Konkurrenzverband,  nutzlos  vielleicht,  in  Händen  hat. 
So  ist  es  zu  verstehen,  daß  bisher  keiner  der  kaufmännischen  Verbände 
es  über  eine  Vermittelung  von  40  Prozent  der  eingegangenen  Besetzungs- 
aufträge gebracht  hat.^^) 

Die  gewerbsmäßige  Stellenvermittelung  kommt  überhaupt  nicht, 
besonders  seitdem  sie  durch  das  Stellenvermittlergesetz  vom  2.  Juni  1910 
unter  strengere  Aufsicht  gestellt  ist,  in  Betracht.  Dagegen  weisen  die 
Erfolge  des  paritätischen  „Stellennachweises  für  kauf- 
männische Angestellte  zu  Köln"  (errichtet  durch  die 
Handelskammer  und  die  Stadt  Köln)  den  richtigen  Weg.  Die  Möglich- 
keit des  Erfolges  beruht  hier  auf  der  strengen  Parität  der  Einrichtung. 
Die  Handelskammer  tritt  als  Vertreterin  der  Prinzipalität  auf,  die  kauf- 
männischen Verbände  und  Vereine  wirken  als  Vertreter  der  Angestellten 
mit  und  die  Stadtverwaltung  schließt  sich  als  unparteiischer  Faktor  an, 
so  daß  diesem  Arbeitsnachweis  sowohl  seitens  der  Prinzipale  als  der 
Angestellten  volles  Vertrauen  entgegengebracht  wird.  Der  durch  persön- 
liche Vorsprache  und  persönliches  Verhandeln  intensivere  gegenseitige 
Austausch  von  Aufträgen  und  Bewerbungen  erhöht  die  Besetzungs- 
ziffer ganz  wesentlich.  Während  durch  die  Angestellten-Organisationen, 
wie  schon  oben  erwähnt,  kaum  mehr  als  40  Prozent  der  ein- 
gegangenen Besetzungsanträge  erledigt  werden  konnten,  weist  dieser 
Arbeitsnachweis  der  Stadt  Köln  im  letzten  Jahre^^)  für  männliche  An- 
gestellte eine  Vermittelungsziffer  von  65,84  Prozent  der  vorliegenden 
offenen  Stellen  und  von  36,5  Prozent  der  Bewerbungen  auf.  Für  weib- 
liche Angestellte  stellten  sich  die  Zahlen  auf  54,83  bezw.  30,17  Prozent, 
für  kaufmännische  Lehrhnge  auf  61,06  bezw.  34  Prozent.  Der  Erfolg 
könnte  zweifellos  noch  größer  sein,  wenn  derartige  paritätische  Arbeits- 
nachweise nicht  vereinzelt,  sondern  über  das  ganze  Reich  verbreitet 
wären,  da,  bei  gegenseitigem  Austausch  von  Angebot  und  Nachfrage 
die  Erledigungsziffern  sicher  steigen  würden.  Kammern,  die  wie  die 
Kaufmannskammern  das  ganze  Reichsgebiet  umfassen  sollen,  könnten 
diese  Aufgabe  mit  Leichtigkeit  übernehmen  und  der  kaufmännischen 
Arbeitsvermittelung  wertvolle  Dienste  leisten. 

^0  Vgl.  die  vierteljährlichen  Veröffentüchungen  der  Verbände  im 
Reichsarbeitsblatt. 

Bericht  über  das  fünfte  Geschäftsjahr  1909/10. 
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C.  Organisation  einer  Interessenvertretung  der  Privatangestellten. 

1.  Praktisch  dürfte  die  Frage,  ob  für  die  Interessenvertretung  der 
Arbeiterschaft  Arbeiter-  oder  Arbeitskammern  in  Betracht 
kommen,  bereits  gelöst  sein.  Seitdem  die  Verhandlungen  über  Arbeits- 
kammern den  Reichstag  beschäftigt  haben,  hat  sich  die  Regierung  un- 
zweideutig auf  den  Boden  der  paritätisch  aus  Arbeitgebern  und  -nehmem 
zusammengesetzten  Kammern  gestellt  und  demzufolge  auch  die  Ge- 
setzesentwürfe auf  dieser  Grundlage  aufgebaut.  In  der  Begründung  des 
Gesetzentwurfes  heißt  es  darüber:  „Für  die  Gestaltung  der  Arbeits- 
kammern mußte  ihre  grundlegende  Zweckbestimmung  maßgebend  sein, 
wonach  sie  zur  Pflege  des  Friedens  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern dienen  sollte".  In  diesen  Sätzen  wird  es  also  klar  aus- 
gesprochen, daß  man  sich  für  paritätische  Kammern  entschieden  hat, 
weil  man  als  grundlegende  Aufgabe  der  Kammern  die  Pflege  des  fried- 
Hchen  Verhältnisses  zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern  ansieht.  Die 
Aufgaben,  die  man  den  Kammern  überweist,  müssen  maßgebend  sein 
für  ihre  Zusammensetzung,  von  der  die  Durchführung  und  beste  Lösung 
abhängt.  Auch  bezüghch  des  Charakters  der  für  die  Privatangestellten 
zu  errichtenden  Interessenvertretung  herrscht  zwischen  Regierung  und 
der  Mehrzahl  der  Organisationen  der  Angestellten  die  überein- 
stimmende Ansicht,  daß  nicht  reine  Angestelltenkammern,  sondern 
paritätische  Kaufmannskammern  in  Frage  kommen.  Von  den  größeren 
Berufsvereinen  ist  es  nur  der  Verband  deutscher  Handlungsgehilfen^  der 
auf  dem  Boden  reiner  Angestelltenkammern  steht;  aber  auch  er  kann 
dem  Prinzip  der  Parität  seine  Berechtigung  nicht  versagen  und  sucht 
ihm  dadurch  gerecht  zu  werden,  daß  er  „paritätische  Delegationen"  er- 
richtet wissen  will,  denen  die  Aufgabe  zufallen  soll,  die  gemeinsamen 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Angelegenheiten  der  Prinzipale  und  An- 
gestellten wahrzunehmen.  Im  Prinzip  jedoch  fordert  er,  wie  gesagt, 
reine  Angestelltenkammern,  welche  die  besonderen  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Angelegenheiten  der  Handlungsgehilfen  zu  vertreten  hätten. 
Also:  „Reichsgesetzliche  Einführung  von  gesetzlichen  Vertretungen  der 
Handlungsgehilfen  durch  Errichtung  reiner  Handlungsgehilfenkammern 
und  paritätische  Delegationen,  deren  Mitglieder  je  zur  Hälfte  von  den 
reinen  Prinzipalsvertretungen  (Handelskammern,  Gewerbekammern, 
Detaillistenkammern),  zur  Hälfte  von  den  reinen  Handlungsgehilfen- 
kammern gewählt  werden".  Um  den  gegen  die  paritätische  Zusammen- 
setzung der  Kammern  erhobenen  Bedenken  gerecht  zu  werden,  sei  die 
Begründung  dieser  Stellungnahme  hier  mitgeteilt: 

„Die  drei  Aufgaben,  die  der  Kammer  gestellt  sind  (1.  Pflege  des 
Friedens,  2.  Wahrnehmung  der  besonderen  Interessen  der  Angestellten 
und  3.  Mitwirkung  an  der  Ausgestaltung  und  Ueberwachung  des 
Arbeitsschutzes),  können  gleichzeitig  weder  durch  die  einseitige  noch 
durch  die  paritätische  Kammer  erfüllt  werden. 
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Die  einseitige  Kammer  an  sich  dient  noch  nicht  der  Pflege  des 
Friedens  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern.  Vor  allem  in  der 
Industrie  ist  eine  solche,  dem  sozialen  Frieden  dienende  Instanz  dringend 
notwendig,  um  Erschütterungen  des  Wirtschaftslebens,  wie  Streiks  und 
Aussperrungen,  nach  Möglichkeit  fernzuhalten.  Im  Verhältnis  zwischen 
Chef  und  Angestellten  sind  gegenwärtig  diese  Gefahren  nicht  so  erheb- 
Hch,  wie  auf  industriellem  Gebiet;  da  aber  bei  der  gesetzlichen  Ver- 
tretung zweckentsprechend  auch  mit  künftigen  Zuständen,  zu  denen  sich 
immerhin  vor  allem  im  Handelsgroßbetriebe  Spuren  zeigen,  gerechnet 
werden  muß,  so  ist  auch  für  eine  Handlungsgehilfenvertretung  eine  Ein- 
richtung notwendig,  die  es  Prinzipalen  und  Handlungsgehilfen  ermög- 
licht, zusammen  zu  tagen.  Nur  müßte,  wie  mit  Recht  hervorgehoben 
worden  ist,  das  Gesetz  den  Verhandlungszwang  einführen.  Wie  die 
Pflege  des  sozialen  Friedens,  können  auch  andere  Aufgaben  einer 
künftigen  Arbeitsvertretung  nur  bei  einem  Zusammenwirken  von  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  erfüllt  werden,  so  Ausführung  und  Beauf- 
sichtigung der  Arbeiter-  (Angestellten-)  Schutzgesetze,  Festsetzung  von 
Mindestlöhnen,  Regelung  der  Lehrlingsskala.  Auch  die  Feststellung 
eines  Erhebungsplanes  und  die  Erhebungen  über  gemeinsame  An- 
gelegenheiten erfolgen  der  Regel  nach  besser  auf  paritätischer  Grund- 
lage, jedenfalls  gewinnen  sie  hierdurch  an  Ueberzeugungskraft. 

Wenn  so  die  einseitige  Kammer  den  in  den  Kaiserlichen  Erlassen 
ausgesprochenen  und  anderen  notwendigen  Aufgaben  nicht  genügen 
kann,  so  ist  andererseits  zu  bezweifeln,  ob  in  der  paritätischen  Kammer 
ein  freier  Ausdruck  der  Wünsche  und  Beschwerden  der  Arbeitnehmer 
möglich  ist.  Nicht  bloß  im  Arbeiter-,  sondern  auch  im  Angestellten- 
stande droht  heute  dem  Arbeitnehmer  die  Gefahr,  wegen  einer  dem 
Arbeitgeber  mißliebigen  Stellungnahme  gekündigt  zu  werden,  so  daß 
er  Gefahr  läuft,  mit  Weib  und  Kind  dem  Elend  ausgehefert  zu  werden. 
Das  Vorgehen  des  Verbandes  Bayerischer  Metallindustrieller  und  die 
Vorgänge  in  Oberschlesien  beweisen  hinlänglich,  daß  von  einem  Teile 
der  Arbeitgeber  noch  heute  die  Freiheit  der  Meinungsäußerung  unter- 
drückt wird,  indem  sie  den  Arbeitnehmern  und  ihren  Familien  wirt- 
schaftliche Nachteile  in  Aussicht  stellen  und  ihnen  im  gegebenen  Falle 
die  Arbeitsgelegenheit  nehmen.  Wir  geben  freudig  zu,  daß  in  vielen 
Fällen  Arbeitnehmer  sich  von  derartigen  Gefahren  in  der  Bekundung 
ihrer  Ueberzeugung  nicht  beirren  lassen,  wir  halten  es  ferner  für  die 
Aufgabe  der  Organisation,  durch  Ausbau  der  Stellenlosenunterstützung 
dafür  zu  sorgen,  daß  derartige  Vergewaltigungen  durch  die  Arbeitgeber 
erfolglos  bleiben,  weil  die  Gemaßregelten  auch  im  Falle  von  Massen- 
aussperrungen die  Unterstützung  ihres  Verbandes  finden. 

Wie  aber  die  Verhältnisse  heute  noch  liegen,  können  wir  es  nicht 
verantworten,  die  Arbeitnehmer  und  ihre  Familien  den  Gefahren  der 
Maßregelungen  auszusetzen.  Diese  Gefahren  sind  aber  zweifellos  vor- 
handen, wenn  der  Handlungsgehilfe  in  einer  ständigen  Einrichtung  viel- 
•  leicht  wiederholt  und  fortgesetzt  bei  sozialpolitischen  Erörterungen 
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seinem  Chef  entgegentreten  muß  und  mit  seiner  Meinung  gegen  die 
seines  Prinzipals  durchdringt. 

Die  freie  Vertretung  der  Interessen  und  Wünsche  der  Angestellten 
geschieht  folgerichtig  nur  in  reinen  Angestelltenkammern,  die  der  Ar- 
beiter in  reinen  Arbeiterkammern." 

Ferner  führte  auf  dem  Verbandstage  1907  der  genannten  Organi- 
sation ein  Referent  u.  a.  aus:  „Es  kommt  hinzu,  daß  ich  das  Gefühl 
habe,  daß  das  Grundlegende  für  diese  Forderung,  die  Kaiserliche  Bot- 
schaft vom  Februar  1890,  durchaus  nicht  ausgelegt  werden  muß  als 
eine  Verheißung  von  paritätischen  Interessenvertretungen,  sondern 
ebensowohl  ausgelegt  werden  kann,  nach  meinem  Gefühl  sogar  mit 
etwas  mehr  Recht,  als  eine  Verheißung  auf  einseitige  Interessenver- 
tretungen der  arbeitenden  Stände,  wozu  wir  ja  in  gewissem  Grade  auch 
zu  rechnen  sind.  Denn  es  heißt  in  der  Kaiserlichen  Botschaft:  „Für 
die  Pflege  des  Friedens  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  sind 
gesetzliche  Bestimmungen  in  Aussicht  zu  nehmen,  in  denen  die  Arbeiter 
durch  Vertreter,  welche  ihr  Vertrauen  besitzen,  an  der  Regelung  gemein- 
samer Angelegenheiten  beteiligt  und  zur  Wahrnehmung  ihrer  Inter- 
essen bei  Verhandlungen  mit  den  Arbeitgebern  und  mit  den  Organen 
meiner  Regierung  befähigt  werden."  Hier  wird  also  gesagt:  Sie  sollen 
befähigt  werden  zur  Wahrnehmung  ihrer  Interessen  bei  Verhandlungen 
sowohl  mit  den  Arbeitgebern  als  mit  den  Organen  der  Kaiserlichen 
Regierung.  Das  ergibt  —  man  kann  es,  wie  gesagt,  mindestens  so  aus- 
legen —  daß  die  arbeitenden  Stände,  daß  also,  von  uns  gesprochen, 
auch  die  Handlungsgehilfen  ihre  Sonderinteressen  sowohl  dem  Prin- 
zipal als  auch  der  Regierung  gegenüber  —  beiden  gegenüber  so  weit 
es  nötig  ist  —  vertreten  sollen."*") 

Ob  man  sich  für  oder  gegen  die  Parität  der  Kammern  entscheidet, 
wird  davon  abhängen,  ob  man  prinzipiell  in  der  Pflege  des  sozialen 
Friedens,  oder  in  der  Wahrnehmung  der  besonderen  Interessen  der  An- 
gestellten die  Hauptaufgabe  der  Kammern  sehen  will.  Aus  der  Kaiser- 
lichen Botschaft  ist  m.  E.  das  erstere  als  grundlegend  zu  entnehmen  — 
schon  die  einleitenden  Worte:  „Zur  Pflege  des  Friedens  ..."  —  lassen 
diese  Absicht  erkennen.  Aber  selbst  wenn  das  aus  den  Februarerlassen 
nicht  mit  solcher  Deutlichkeit  zu  erkennen  wäre,  würde  ich  prinzipiell 
die  Friedensmission  der  Kammern  in  den  Vordergrund  stellen.  Das 
bedingt  aber,  daß  sie  paritätisch  organisiert  werden;  einseitige  Kammern 
würden  dieser  Aufgabe  nicht  gerecht  zu  werden  vermögen.  Im  Gegen- 
teil, die  heute  vielfach  erbitterte  Kampfesstellung  der  beiden  Parteien 
würde  höchstens  gestärkt  werden,  wenn  nun  in  einseitigen  Kammern 
Beschlüsse,  Resolutionen,  Wünsche  und  Forderungen  laut  würden,  die 
in  keiner  Weise  auch  nur  um  ein  weniges  weniger  radikal  und  vom 


Begründung  der  Eingabe   des  Verbandes  Deutscher  Handlungs- 
gehilfen.  Leipzig  1909.    S.  6. 

Siehe  19.  Schrift  des  V.  D.  H.  Leipzig,  Verbandstag  1907.    S.  84. 
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Standpunkt  der  Prinzipale  weniger  herausfordernd  sein  würden,  als  es 
heute  die  Forderungen  sind,  die  seitens  der  Organisationsleitungen  er- 
hoben werden.  Dem  Frieden  würde  eine  solche  Einrichtung  niemals 
dienen  können,  sie  würde  sogar  die  letzten  Pfeiler  der  Brücke,  die  heute 
noch  der  Verständigung  dienen  kann,  herunterreißen  und  lediglich  zur 
Folge  haben,  daß  auch  auf  dem  anderen  Ufer  die  Erbitterung  wächst 
und  aus  dem  gefährdeten  Frieden  auch  hier  ein  Klassenkampf  entsteht. 
Es  ist  ein  eigentümliches  Schauspiel,  daß  gerade  aus  den  Reihen  des 
genannten  Verbandes  Deutscher  Handlungsgehilfen  heraus,  der  im 
Prinzip  doch  Wert  legt  auf  ein  friedliches  Verhältnis  zur  Prinzipalität 
und  diesen  Grundsatz  zu  betonen  bemüht  ist,  gerade  einseitige  Interessen- 
vertretungen wünscht,  während  der  D.  H.  V.,  und  mit  ihm  auch  fast  alle 
übrigen  Verbände  paritätischer  Natur  einstimmig  den  Wunsch  nach 
paritätischen  Kammern  geäußert  haben. 

Interessant  ist  die  Stellungnahme  der  Arbeitgeberschaft,  die,  nach 
der  radikaleren  Richtung  hin  durch  die  Deutsche  Arbeitgeber-Zeitung 
vertreten,  in  Nr.  49  von  1908  der  paritätischen  Zusammensetzung  der 
Arbeitskammer  ein  „Unannehmbar"  entgegenhielt.  Sie  hält  es  für 
widersinnig,  daß  in  Arbeitskammern  zwei  Berufsgruppen  mit  so 
„kontrastierenden  Interessen",  wie  sie  diejenigen  der  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  nun  einmal  unter  allen  Umständen  sein  müßten,  zu  e  i  n  e  r 
Interessenvertretung  vereinigt  werden  sollen. 

Ganz  zu  Unrecht  leugnet  indessen  die  Deutsche  Arbeitgeber- 
Zeitung  die  vielen  gemeinsamen  Interessen,  die  Unternehmer  und  Ar- 
beiter miteinander  verknüpfen.  „Im  allgemeinen",  sagt  Harms*^), 
„kann  schon  der  nationalökonomische  Abc-Schütze  nach  dieser  Rich- 
tung hin  das  Register  ziehen.  Es  liegt  ja  auch  auf  der  Hand.  Die 
höchste  Leistungsfähigkeit  eines  Betriebes  wird  erzielt,  wenn  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  in  gutem  Verhältnis  zueinander  stehen,  wenn 
sie  friedhch  zusammenarbeiten  und  sich  mit  Vertrauen  begegnen.  Dieses 
Ziel  zu  erreichen  liegt  im  Interesse  beider  Parteien."  Die  Zusammen- 
gehörigkeit von  Unternehmern  und  Arbeitern,  von  Prinzipal  und  An- 
gestellten, ist  eine  organische,  die  Interessengemeinschaft  beider  Fak- 
toren bewegt  sich  in  ideeller  und  materieller  Richtung.  Die  Unter- 
suchungen über  die  tieferen  Ursachen  von  Streiks  und  Aussperrungen 
führen  letzten  Endes  immer  zu  der  Tatsache,  daß  es  an  gegenseitigem 
Verständnis  als  Folge  jeden  Mangels  an  persönlichen  Beziehungen, 
persönHcher  Fühlungnahme  fehlt.  Wenn  auch  das  Kapital,  das  in 
Unternehmungen  investiert  ist,  „unpersönlich"  wird  und  die  Aktionäre 
und  Anteilsbesitzer,  aus  der  Betriebsführung  ausgeschlossen,  mit  den 
Arbeitern  fast  keine  persönHche  Fühlung  haben,  so  bleibt  doch  die 
Interessengemeinschaft  in  weitem  Maße  bestehen.  Von  dem  Verhalten 
der  Arbeiter  ist  ihr  eigenes  Geschäftsinteresse  berührt,  und  wenn  die 
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Kapitalbesitzenden  nicht  selbst  in  der  Lage  sind,  die  wünschenswerten 
l^eziehungen  zur  Arbeiterschaft  aufrecht  zu  erhalten,  so  können  dies 
doch,  und  auch  zu  deren  Nutzen,  diejenigen,  die  innerhalb  des  Betriebes 
ihre  Stelle  vertreten,  die  leitenden  Angestellten,  deren  materielle  Inter- 
essen in  Form  von  Gehältern  und  Tantiemen  auch  an  einen  geregelten, 
blühenden  Geschäftsgang  geknüpft  sind.  „Es  wachsen",  sagt 
S  c  h  m  0  1 1  e  r  „durch  unsere  moderne  Volkswirtschaft  zwischen 
und  neben  den  alten  Formen  menschlicher  Gesellschaft,  neben  Staat 
und  Kirche,  Gemeinde,  geselligen  und  sozialen  Verbänden  diese  neuen 
eigentümlichen  Formen  komplizierter  Geschäftsgemeinschaften,  welche 
der  Zugehörigkeit  zu  demselben  Unternehmen  entspringen.  Es  sind 
Gemeinschaften,  die  Leute  ganz  verschiedenen  Besitzes,  verschiedener 
Bildung,  verschiedenen  Einkommens  umfassen,  welche  zugleich  Inter- 
essengegensätze, oft  recht  harter  Art,  umschheßen,  die  aber  doch  wie- 
der durch  tägliche  Lebensgemeinschaft,  durch  gemeinsame  Arbeit  und 
durch  dasselbe  Interesse  des  Gedeihens  oder  Rückganges  derselben  wirt- 
schaftlichen Existenzquelle  zusammengeschmiedet  sind.  Es  sind  wahre 
Interessengemeinschaften,  die  ihren  Mitgliedern,  vom  ersten  bis  zum 
letzten,  jedem  sein  Gepräge  aufdrücken,  jedem  den  Hauptinhalt  seines 
Lebens,  seines  Denkens,  Hoffens,  Wünschens  bestimmen,  es  sind  soziale 
Gebiete,  die  vielfach  wichtiger  sind,  als  die  lose  gewordenen  Gemeinde- 
genossenschaften, zumal  als  die  kleinen  Duodezgemeinden  mit  50  bis 
100  Seelen,  die  namentlich  wichtiger  sind  als  die  zahlreichen  sozialen 
und  geselligen  Vereine  der  verschiedensten  Art." 

Es  fehlt  auch  nicht  an  Stimmen  aus  Arbeitgeberkreisen,  die  der 
Errichtung  paritätischer  Kammern  durchaus  sympathisch  gegenüber 
stehen.  So  äußerte  sich  gelegentlich  der  bereits  erwähnten  General- 
versammlung des  Verbandes  Arbeiterwohl  in  Straßburg  1898  der  Fabrik- 
besitzer Franz  Brandts,  M.-Gladbach  „Jedenfalls  bleibt  es  eine  der 
wichtigsten  Aufgaben  der  Gegenwart,  diese,  das  Gesamtwohl  ebenso 
wie  die  betreffenden  ständigen  Gruppen  und  vor  allem  die  einzelnen 
Glieder  derselben  schwer  schädigenden  Kämpfe  und  ihre  Folgen  mög- 
hchst  abzuschwächen.  Als  eines  der  wirksamsten  Mittel  dazu  darf  wohl 
die  Errichtung  von  Arbeitskammern  gerechnet  werden,  in  denen  Arbeiter 
und  Arbeitgeber  zusammen  unter  neutralem  Vorsitz  die  gemeinsamen 
sowie  die  besonderen  Interessen  beider  Teile  beraten.  In  vielen,  viel- 
leicht den  meisten  Fällen  ist  wohl  auf  Grund  ruhiger,  sachhcher  Aus- 
einandersetzung eine  Verständigung  zu  erwarten.  Damit  wird  wenigstens 
schon  eine  Verringerung  der  Kampf  Objekte  erreicht.  Der  Kampf  wird 
dadurch  weniger  heftig  zum  Vorteil  derer,  die  doch  darauf  angewiesen 
sind,  miteinander  zu  leben  und  zu  arbeiten." 

Gustav  Schmoller:  Ueber  Wesen  und  Verfassung  der  großen 
Unternehmungen.    Leipzig  1890.    S.  4  ff. 

Bedeutung  und  Organisation  der  Arbeitskammern.  Volksvereins- 
verlag, M.Gladbach  1901.    S.  27. 
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Auch  von  den  Handelskammern  sind  zum  Teil  Gutachten  ab- 
gegeben worden,  die  paritätische  Kammern  für  durchaus  angebracht 
und  wünschenswert  erachten. 

Was  hier  von  Arbeitern  gilt,  trifft  auch  für  die  Privatangestellten 
zu,  wenn  auch  das  Verhältnis  zu  den  Prinzipalen  noch  nicht  so  gegen- 
sätzlich geworden  ist,  wie  es  leider  zwischen  Arbeiter  und  Unternehmer 
heute  erscheint.  Auf  keinen  Fall  aber  dürfte  eine  Interessenvertretung 
auch  nur  die  Möglichkeit  bieten,  eine  Wendung  zum  Schlimmen  zu  ver- 
anlassen; eine  solche  Gefahr  liegt  aber  m.  E.  vor,  wenn  die  Kammern 
eine  einseitige  Zusammensetzung  erhalten  sollten.  Der  Einwurf,  daß 
im  Falle  paritätischer  Zusammensetzung  der  Arbeitskammern  die 
Prinzipahtät  eine  doppelte  Vertretung  erhalte,  ist  m.  E.  nicht  stichhaltig, 
ebensowenig  wie  man  gegen  einseitige  Angestelltenkammern  einwenden 
kann,  die  Handelskammern  seien  nicht  Prinzipalsvertretungen,  sondern 
die  Vertretung  von  Handel  und  Industrie,  einschließlich  also  auch  der 
Angestellten.  Letzterer  Einwand  ist  um  so  weniger  aufrecht  zu  halten, 
als  sich  die  Handelskammern  bis  heute,  von  verschwindend  wenigen  Aus- 
nahmen abgesehen,  nicht  mit  den  Wünschen  und  Forderungen  der  Ange- 
stellten befaßt  haben;  vielmehr  haben  sie  fast  stets  ihren  einseitigen  Unter- 
nehmerstandpunkt herausgekehrt,  ohne  berechtigten  Ansprüchen  der  An- 
gestellten auch  nur  die  geringsten  Konzessionen  zu  machen.  Niemand 
würde  im  Ernst  die  Handelskammern  als  geeignete  Interessen- 
vertretungen der  Angestellten  ansprechen,  auch  die  in  Bayern  und  an- 
deren Bundesstaaten  angeschlossenen  Gehilfenausschüsse  sind,  wie 
bereits  gezeigt,  zu  vollkommener  Bedeutungslosigkeit  verurteilt. 
Andererseits  hat  Harms  vollständig  recht,  wenn  er  sagt:  „Die  Handels- 
kammern sind  keine  reine  Interessenvertretungen  der  Unternehmer, 
—  sollen  es  wenigstens  nicht  sein.  Ihnen  liegt  vielmehr  ob  die  Förde- 
rung von  Handel  und  Industrie  im  allgemeinen.  Können  sie  sich 
in  dieser  Arbeit  des  Erfolges  erfreuen,  so  ist  das  von  Vorteil  für  Unter- 
nehmer und  Arbeiter.  An  der  Blüte  der  Industrie  haben  die  Arbeiter 
sogar  das  vornehmste  Interesse.  Alle  Arbeiten  der  Handelskammern 
nach  dieser  Richtung  bedeuten  also  im  vollsten  Sinne  des  Wortes  auch 
eine  Interessenwahrnehmung  der  Arbeiter.  Die  Formulierung:  weil 
Handelskammern  —  deshalb  Arbeiter-Kammern,  ist  darum  falsch,  wohl 
aber  wird  man  so  sagen  müssen:  weil  die  besonderen  Arbeiter- 
interessen in  den  Handelskammern  nicht  genügend  berücksichtigt  wer- 
den, wohl  aber  die  besonderen  Unternehmerinteressen,  so  ist  es  durch- 
aus bilhg,  auch  den  Arbeitern  eine  Vertretung  zu  geben,  in  der  sie  ihre 
besonderen  Interessen  wahrnehmen  können."**)  Was  hier  von  Arbeitern 
gesagt  ist,  gilt  wiederum  in  gleicher  Weise  von  den  Angestellten. 

Daß  die  vielen  gemeinsamen  Interessen  beider  Parteien  am  zweck- 
mäßigsten in  paritätischen  Kammern  ihre  Pflege  finden,  dürfta  ohne 
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weiteres  einleuchten;  trifft  das  aber  auch  für  die  b  e  s  o  n  d  e  r  e  n  Forde- 
rungen der  Angestellten  zu? 

Meines  Erachtens  ja!  Ohne  weiteres  muß  allerdings  zugegeben 
werden,  daß  in  reinen  Angestelltenkammern  ganz  sicher  die  Anschau- 
ungen der  Angestellten  am  unverfälschtesten  zum  Ausdruck  gelangen 
würden;  zu  verstehen  sind  auch  die  Befürchtungen,  daß  den  Angestellten 
der  „freie"  Ausdruck  ihrer  Wünsche  und  Beschwerden  durch  die  An- 
wesenheit der  Unternehmer  erschwert  wird.  In  Wirklichkeit  aber  ist  die 
Gefahr  nicht  sehr  groß,  denn  hinter  den  Kammermitgliedern  stehen  die 
starken  Organisationen  (die  doch  in  den  Kammern  das  Feld  beherrschen 
werden),  welche  ihren  MitgHedern  Halt  und  Stütze  geben  und  ihnen  den 
Rücken  decken  werden,  und  die  es  dadurch  wohl  möghch  machen,  daß 
in  der  Kammersitzung  ihre  Wünsche  und  Beschwerden  mit  der  ganzen 
Deuthchkeit,  die  ihnen  notwendig  erscheint,  zur  Verhandlung  gebracht 
werden.  Wahrscheinlich  aber  wird  die  Anwesenheit  der  Unternehmer 
den  Erfolg  haben,  daß  seitens  der  Angestellten  die  Forderungen  etwas 
weniger  hoch  gespannt  und  in  maßvollerer  Form,  und  damit  für  die  an- 
dere Partei  annehmbarer,  erhoben  werden.  Die  Interessen  beider  Par- 
teien werden  objektiv  gewürdigt  werden,  Kompromisse  werden  da« 
Resultat  sein.  Niemand  wird  dann  behaupten  können,  sie  seien  den 
Interessen  der  durch  sie  Vertretenen  untreu  geworden.  Sollte  es  aber 
trotz  aller  Vermittelungsversuche  durch  den  neutralen  Vorsitzenden 
nicht  zu  einer  Einigung  der  Parteien  kommen,  so  ist  der  Minderheit  das 
Recht  des  Separatvotums  zu  geben,  wodurch  sie  auch  dann  noch 
Gelegenheit  hat,  ihren  Beschlüssen  in  unverfälschter  Weise  Ausdruck 
zu  verleihen.  Selbstverständhch  ist  Grundbedingung,  daß  der  Minder- 
heit, oder  im  Falle  des  schroffen  Gegenüberstehens  beider  Parteien  jeder 
einzelnen  von  ihnen  dieses  Recht  verliehen  wird.  Das  sichert  ihnen  voll- 
ständig den  freien  Meinungsausdruck  und  macht  die  oben  mitgeteilte 
vom  Verband  Deutscher  Handlungsgehilfen  gewünschte  Errichtung 
besonderer  Handlungsgehilfenkammern  vollständig  überflüssig.  Ein- 
seitige Kammern  werden  nach  meiner  Ansicht  den  Angestellten  mehr 
Schaden  als  Nutzen  stiften.  Sollte  einmal  die  Regierung  die  Notwendig 
keit  verspüren,  sich  über  die  Berechtigung  oder  Nichtberechtigung  der 
so  wichtigen  Konkurrenzklausel  zu  informieren,  so  würde  sie,  falls  ein- 
seitige Angestelltenkammern  vorhanden  wären,  diese  als  Vertreter  der 
Angestellten  um  ihr  Gutachten  ersuchen,  während  sie  wahrscheinhch 
die  Handelskammern  um  die  Meinung  der  Prinzipahtät  befragen  würde. 
Was  wäre  das  Resultat?  Zwei  vollständig  diametral  sich  gegenüber 
stehende  Gutachten.  Die  Angestellten  verlangen  radikale  Beseitigung 
der  sie  schwer  in  ihrer  Bewegungsfreiheit  und  Fortkommensmöghchkeit 
beeinträchtigenden  Klausel,  die  Handelskammer  jedoch  wird  die  Not- 
wendigkeit und  Berechtigung  dieser  Maßnahme  in  allen  Farben  schil- 
dern und  nicht  bereit  sein,  auch  nur  einen  Zoll  von  dem  bisherigen  Recht 
abzutreten.  Was  soll  nun  die  Regierung  mit  einem  derartigen  Resultat 
beginnen?    Sie  wird  einen  Mittelweg  sucjtien  müssen,    und  da  ist  es 
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aber  m.  E.  im  Interesse  beider  Teile  besser,  wenn  sie  durch  eigene, 
persönliche  Aussprache  zu  einer  Einigung-  gelangen,  als  daß  sie  es  der 
Regierung  überlassen,  einen  Ausweg  zu  finden,  der  nachher  vielleicht 
keine  der  beiden  Parteien  befriedigt.  Wenden  sich  aber  die  Angestellten 
aus  eigener  Initiative  mit  Anträgen  an  Kommunal-  oder  Staatsbehörden, 
so  ist  zweifellos,  daß  man  solchen  Wünschen,  die  aus  einer  einseitig 
zusammengesetzten  Organisation  heraus  geboren  wurden,  stets  ein  mehr 
oder  weniger  berechtigtes  Mißtrauen  entgegenbringen  wird.  Wenn  im 
Verband  Deutscher  Handlungsgehilfen  die  Ansicht  herrscht  :  „und  so 
wird  durch  die  Schaffung  einer  reinen  Handlungsgehilfenvertretung  zur 
Vertretung  unserer  Wünsche  und  Interessen,  zur  Prüfung  unserer 
Wünsche  und  Klarstellung  unserer  Verhältnisse  durch  Erhebungen  usw. 
zweifellos  das  Verantworthchkeitsgefühl  in  unseren  Reihen,  vor  allen 
Dingen  aber  —  und  das  ist  das  Ausschlaggebende  dabei  —  in  den  Reihen 
derer,  die  in  solche  Körperschaften  berufen  werden  aus  unseren  Kreisen, 
ganz  bedeutend  erhöht  und  gestärkt.  Das  ist  dann  eine  durchaus  er- 
wünschte, von  uns  behauptete  Erscheinung,  die  auch  eintreten  wird. 
Es  wird  nicht  einseitig  immer  mehr  gefordert  werden,  nicht  der  krasse, 
einseitige  —  ich  möchte  in  Anwendung  hierauf  beinahe  sagen  —  un- 
verantwortliche Interessenegoismus  wird  zum  Ausdruck  kommen, 
sondern  ein  sich  seiner  großen  Verantwortung  dem  ganzen  Volke  gegen- 
über bewußter  Interessenegoismus,  und  damit  ist  natürlich  alle  Schärfe 
von  vornherein  ausgeschieden",  so  zeugt  das  von  großem  Optimismus, 
der  aber  durch  nichts  berechtigt  ist.  Es  hieße  die  ganze  Vergangenheit 
vergessen,  alle  Kämpfe  und  erbitterten,  vielfach  persönlichen  Reibereien 
unter  den  Verbänden  und  die  Fehden  mit  den  Prinzipahtätsverbänden 
verleugnen,  sollte  eine  Mäßigung  möglich  werden,  wie  sie  oben  so  schön 
geschildert  wurde.  Ich  habe  im  Gegenteil  die  Befürchtung,  daß  die 
Forderungen  und  Wünsche  keineswegs  geläutert  aus  der  Kammer  her- 
vorgehen werden,  daß  sie  vielmehr  an  RadikaKsmus  eher  gewinnen  als 
verheren.  Zweifellos  hegt  die  Gefahr  nahe,  daß  die  einzelnen  Berufs- 
organisationen, wie  das  auch  bisher  des  häufigeren  geschehen  ist,  sich 
nicht  stets  vom  Interesse  der  Allgemeinheit  leiten  lassen,  sondern  der 
Versuchung  erliegen,  für  ihre  Organisationen  für  diese  oder  jene  Frage 
Kapital  zu  schlagen  und  durch  möghchst  radikale  Forderungen  unter 
kurzsichtigen  Kollegen  auf  Mitghederfang  auszugehen.  Das  darf  aber 
nicht  die  Aufgabe  sein,  Forderungen  über  Forderungen  zu  erheben; 
praktische  Arbeit  —  sie  beruht  auf  Kompromissen  —  wird  aber  nur  ent- 
stehen in  paritätischen  Kammern.  Praktische  Arbeit  mit  dem  Erfolg, 
daß  die  maßgebenden  Stellen,  Kommunal-  oder  Staatsbehörden  und  die 
Parlamente  den  Gutachten  und  Wünschen,  die  Resultate  der  Be- 
sprechung in  paritätischen  Kammern  sind,  weit  mehr  Bedeutung  zu- 
kommen lassen  und  mehr  Beachtung  schenken  werden,  als  solchen,  die, 
wenn  auch  manchmal  vielleicht  unberechtigterweise,  den  Stempel  des 
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Radikalismus  auf  der  Stirn  tragen.  Daran  hat  auch  die  Deutsche  Arbeit- 
geber-Zeitung gedacht,  wenn  sie  einmal  schrieb:  „Die  einseitige  Zusammen- 
setzung bietet  die  Gewähr,  daß  die  Gesetzgebung  und  die  Verwaltungs- 
organe ihre  Anträge  und  Beschwerden  mit  kritischem  Auge  betrachten 
wird."  Und  das  würde  mit  vollem  Recht  geschehen.  Also  verlangt  auch 
die  Wahrnehmung  der  Sonderinteressen  der  Angestellten  keineswegs 
reine  Angestelltenkammern,  paritätische  Institutionen  würden  dieser 
Aufgabe  mindestens  ebenso  gut,  wenn  nicht  noch  erfolgreicher  gerecht 
werden.  So  werden,  um  mit  Prof.  Harms  zu  reden,  zwei  Fliegen  mit 
einer  Klappe  geschlagen,  wenn  paritätische  Interessenvertretungen  ge- 
schaffen werden;  eine  Wahrnehmung  der  besonderen  Interessen  der  An- 
gestellten und  der  gemeinsamen  von  beiden  Teilen  ist  in  ihnen  sehr  gut 
möglich.  Wenn  man  ferner  bedenkt,  daß  paritätischen  Kammern 
wahrscheinlich  in  viel  weiterem  Maße  verwaltungsrechtliche  Befugnisse, 
z.  B.  hinsichtlich  der  Ueberwachung  der  Schutzgesetzgebung,  des  Lehr- 
lingswesens, des  Fortbildungsschulwesens  usw.,  eingeräumt  werden  als 
einseitigen  Institutionen,  so  kann  man  m.  E.  auch  vom  Standpunkt  des 
Angestellten  aus  nur  paritätischen  Kammern  den  Vorzug  geben.  Zur 
Pflege  des  Friedens  aber  kommen  nur  sie  in  Betracht.  Ich  komme  des- 
halb zu  dem  Resultat,  daß  im  Interesse  unserer  Volkswirtschaft,  des 
gesamten  Gewerbes  und  seiner  einzelnen  Mitglieder  der  zu  schaffenden 
Institution  zugrunde  liegen  muß 

das  Prinzip  der  Parität. 

2.  Die  vielen  Zusammenhänge  zwischen  einer  Interessenvertretung 
der  Arbeiter  und  einer  solchen  der  Privatangestellten,  wie  sie  aus  dem 
Gesagten  hervorgehen,  lassen  die  Frage  entstehen,  ob  man  nicht  vorteil- 
hafterweise beide  in  einem  einzigen  Gebilde  miteinander  verschweißen 
könnte.  Es  dreht  sich  darum,  ob  es  zweckmäßig  ist,  beide  miteinander 
zu  verbinden,  oder  aber  ob  die  Divergenz  der  Interessen  beider  Gruppen 
so  groß  ist,  daß  eine  Trennung  beider  in  besondere  Einrichtungen  vor- 
teilhafter erscheint. 

Eine  mehr  oder  weniger  weit  gehende  Verschmelzung  ist,  so  weit 
ich  sehe,  bisher  hauptsächlich  von  drei  Seiten  aus  befürwortet  worden. 
Für  eine  vollständige  Gleichstellung  von  Arbeitern  und  Angestellten 
in  den  Kammern  hat  sich  aus  natürlichen  Gründen  niemand  erwärmen 
können,  alle  Vorschläge  wollen  die  Teilnahme  der  Privatangestellten 
an  den  Arbeitskammern  dadurch  ermöghchen,  daß  ihnen  besondere  Ab- 
teilungen innerhalb  dieser  eingeräumt  werden. 

Einmal  erscheint  das  als  Wunsch  eines  Teiles  der  organisierten 
Privatangestellten  selbst.  Der  Zentral  verband  der  Hand- 
lungsgehilfen und  Gehilfinnen  Deutschlands,  eine 
unter  sozialdemokratischem  Einfluß  stehende  Organisation,  sieht  in  der 
allgemeinen  großen  gemeinsamen  Interessenvertretung  einen  weiteren 
Schritt  zur  Verwischung  aller  Grenzen  zwischen  der  als  „Stehkragen- 
proletariat" bezeichneten  Angestelltenschaft  und  dem  Arbeiterprole- 
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tariat.  Demzufolge  verlangte  er  zuletzt  am  20.  März  1909  in  einer  Ein- 
gabe an  den  Reichstag,  den  nach  der  ersten  Lesung  des  Arbeitskammer- 
gesetzentwurfes wie  folgt  gefaßten  §  7,  Abs.  3: 

„Ausgenommen  bleiben  die  Handlungsgehilfen  und  Handlungs- 
lehrhnge,  die  Arbeiter  in  Handelsgeschäften  sowie  die  Gehilfen,  Lehr- 
linge und  Arbeiter  in  Apotheken.  Ausgenommen  bleiben  ferner  die 
Unternehmer  von  Apotheken  und  Handelsgeschäften." 
zu  streichen,  also  insbesondere  die  Handlungsgehilfen  und  -lehrlinge 
in  das  Gesetz  einzubeziehen.  Dementsprechend  soll  zur  Ergänzung  in 
den  §  8  eingeschoben  werden  Absatz  2: 

„Für  Handlungsgehilfen  und  Lehrlinge  einerseits,  sowie  für  tech- 
nische Angestellte  andererseits  sind  besondere  Arbeitskammern  oder 
Abteilungen  zu  errichten." 

Die  Angestellten  sollen  demnach  in  besonderen  Abteilungen  für 
Techniker  und  Handlungsgehilfen  der  Arbeitskammer  angeschlossen 
werden. 

Der  Bund  technisch-industrieller  Beamten  hat  im 
Jahre  1905  durch  seinen  Sekretär  Karl  Sohlich*^)  einen  Entwurf  aus- 
arbeiten lassen.  Damals  lag  die  Wahrscheinlichkeit  vor,  daß  die  Arbeits- 
kammern durch  einen  entsprechenden  Ausbau  der  Gewerbegerichte  zu- 
stande kommen  würden,  weshalb  der  ganze  Organisationsvorschlag  des 
Bundes  technisch-industrieller  Beamter  auf  diesem  Grunde  aufgebaut 
ist.  Sohlich  denkt  sich  nun,  unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Zu- 
ständigkeit der  Gewerbegerichte  auf  alle  Arbeitnehmer  mit  einem  Gehalt 
bis  zu  5000  Mark  ausgedehnt  wird,  die  Interessenvertretung  der  An- 
gestellten in  folgender  Weise: 

Für  die  vier  folgenden  Beisitzer^Kategorien  wären  die  Wahlen  vor- 
zunehmen: 1.  Arbeiter,  2.  Arbeitgeber  der  Arbeiter,  3.  Angestellte, 
4.  Arbeitgeber  der  Angestellten.  Bei  sämtlichen  Wahlen  wird  die  gleiche 
Anzahl  von  Vertretern  gewählt,  so  daß  die  Gewerbegerichtsbeisitzer  zur 
Hälfte  aus  Arbeitgebern  —  in  zwei  Wahlgängen  gewählt  —  bestehen 
und  zur  Hälfte  aus  Arbeitnehmern  —  ebenfalls  in  zwei  Wahlgängen 
gewählt  und  bestehend  aus  Angestellten  und  Arbeitern.  Doppelmandate 
sind  bei  den  Beisitzerwahlen  ausgeschlossen.  Diese  Wahlen  schaffen 
den  Unterbau  für  die  Arbeitskammern.  Die  genannten  vier  Beisitzer- 
gruppen werden  nach  ihrer  Wahl  zu  besonderen  Sitzungen  einberufen, 
um  aus  sich  heraus  die  Mitglieder  der  Arbeitskammer  zu  wählen.  Hier- 
für ist  das  Proportionalwahlrecht  ebenfalls  maßgebend.  Die  Arbeits- 
kammer muß  in  ihrer  Zusammensetzung  das  Bild  erhalten,  das  dem  Er- 
gebnis der  Beisitzerwahlen  entspricht.  Die  gewählten  Beisitzer  der 
Arbeiter-  und  derjenigen  Arbeitgebergruppe,  die  Arbeiter  beschäftigen, 
bilden  eine  abgeschlossene  Abteilung  der  Arbeitskammer,  die  der  An- 
gestellten-  und   derjenigen   Arbeitgebergruppe,   die   Angestellte  be- 
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schäftigen,  die  andere  Abteilung  der  Arbeitskammer.  Jede  dieser  beiden 
Abteilungen  erhält  durch  Zuweisung  des  Gewerbegerichtsdirektors 
einen  unparteiischen  Vorsitzenden,  der  weder  Arbeitgeber  noch  Arbeit- 
nehmer sein  darf. 

Der  Schwerpunkt  der  Arbeitskammertätigkeit  liegt  demnach  in 
den  beiden  Abteilungen.  Jede  hält  ihre  besonderen  Sitzungen  ab  und 
beschheßt  ganz  nach  eigenem  Ermessen.  Beiden  Gruppen  jeder  Ab- 
teilung ist  das  Recht  des  Separatvotums  zu  geben. 

Ungeachtet  dieses  Vorschlages  sollen  jedoch  selbständige  Kammern, 
also  nicht  mit  den  Gewerbegerichten  verbundene,  als  Ideal  betrachtet 
werden;  sollte  die  Regierung  sich  zu  der  Errichtung  selbständiger 
Rammern  entschließen  können,  so  bliebe  die  Organisation  so  wie  sie 
vorhin  gezeichnet  wurde,  mit  der  Aenderung,  daß  die  Beisitzerwahlen 
unabhängig  von  den  Gewerbegerichtswahlen  zu  erfolgen  hätten. 

Der  Verein  für  Handln  ngs-Kommis  von  1858  (Sitz 
Hamburg)  äußerte  zuletzt  in  einer  Eingabe  im  Februar  1911  an  den 
Reichstag  den  Wunsch,  den  §  42a  Abschnitt  1  des  Entwurfs  wie  folgt 
zu  gestalten: 

„Der  Arbeitskammer  sind,  sofern  ein  Bedürfnis  besteht,  besondere 
Abteilungen  für  Angestellte  anzugliedern.  Als  Angestellte  gelten  die 
in  den  beteiligten  Betrieben  beschäftigten  Handlungsgehilfen,  Hand- 
lungslehrlinge (Buch  I  Abschnitt  6  HGB.)  sowie  Betriebsbeamte,  V\^erk- 
meister,  Techniker  (Titel  VH  Abschnitt  IHb  der  RGO.)." 

Hauptsächlich  begründet  wird  dieses  Verlangen  mit  der  Befürch- 
tung, daß  die  Privatangestellten,  falls  ihre  Interessenvertretung  nicht 
zugleich  mit  derjenigen  der  Arbeiterschaft  zustande  käme,  „mit  einer 
endlosen  Verschiebung"  ihrer  Forderungen  zu  rechnen  haben  würden. 
„Sollte  die  Regierung",  so  heißt  es  indessen  an  einer  anderen  Stelle 
der  Eingabe,  „entgegen  allen  Aussichten,  Zweck  und  Inhalt  des  „be- 
sonderen Vorgehens"  für  Handlungsgehilfen  später  durch  Gründung 
andersgearteter  Kaufmannskammern  endlich  näher  umschreiben,  woran 
freilich  zurzeit  nicht  ein  Viertel  der  Interessenten  glauben  dürfte,  so  wäre 
es  immer  noch  leicht,  die  Parallelität  zwischen  Kaufmannskammern 
und  Angestelltenabteilungen  der  Industriekammern  (gemeint  sind 
Arbeitskammern)  durch  Ueberführung  der  Handlungsgehilfen  der 
Industrie  in  die  Kaufmannskammer  zu  beseitigen."  Taktische  Er- 
wägungen haben,  wie  daraus  hervorgeht,  diese  Stellungnahme  veran- 
laßt. 

Einen  wiederum  ganz  anderen  Vorschlag  hinsichtlich  der  inneren 
Organisation  hat  der  viel  auf  dem  Gebiet  der  Angestellten-Sozialpolitik 
tätige  Dr.  Heinz  Pott  hoff  in  seiner  Broschüre:  Die  A'^ertretung 
der  Angestellten  in  Arbeitskammern^^)  ausgearbeitet.  Im  wesentlichen 
stimmt  er  den  Grundgedanken  zu,  die  der  Bromberger  Handelskammer- 
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Syndikus  Dr.  M.  K  a  n  d  t  in  den  Volkswirtschaftlichen  Blattern*^)  ent- 
wickelt hat. 

Potthoff,  der  die  Kammern  heber  als  Arbeiterkammern  errichtet 
wissen  will,  schließt  sich  in  seinem  Vorschlage  jedoch  dem  von  der 
Regierung  betonten  Paritätsprinzip  an,  weil  reine  Arbeiterkammern  doch 
keine  Aussicht  auf  Verwirklichung  besäßen.  Die  paritätischen  Kammern 
will  er  nun  folgendermaßen  organisiert  wissen: 

Sie  sollen  errichtet  werden  im  Anschluß  an  die  Handelskammern. 
Die  Parität  soll  am  besten  durch  eine  Teilung  der  Kammern  in  drei 
gleichstarke  Gruppen  erreicht  werden,  so  daß  sie  sich  zusammensetzt 
aus  1.  Unternehmern,  2.  Arbeitern,  3.  Angestellten.  Jede  Abteilung 
ist  selbständig,  es  können  —  und  unter  Umständen  müssen  —  sowohl 
gesonderte  als  gemeinsame  Beratungen  stattfinden. 

Wie  die  drei  anderen  bereits  erwähnten  Vorschläge  sieht  also  auch 
dieser  die  Vereinigung  von  Arbeitern  und  Angestellten  in  einer  Kammer 
vor.  Auf  einen  wiederum  anderen  Standpunkt  stellt  sich  der  Gesetz- 
entwurf, indem  er  die  technischen  Angestellten  in  das  Gesetz  einschließt 
durch  Schaffung  besonderer  Abteilungen  für  sie  in  den  Arbeitskammern, 
die  kaufmännischen  Angestellten  jedoch  durch  Errichtung  besonderer 
selbständiger  Kaufmannskammern  zufrieden  stellen  will. 

Wenn  wir  diese  Vorschläge  auf  ihre  Brauchbarkeit  prüfen,  haben 
wir  vor  allum  die  Fragen  zu  untersuchen,  ob  es  zweckmäßig  ist,  die 
Angestellten  aller  Kategorien  oder  einzelne  Gruppen  von  ihnen 
in  das  Arbeitskammergebiet  einzubeziehen,  oder  aber  ob  ihre  Inter- 
essen eine  selbständige,  von  den  Arbeitskammern  unabhängige  Ver- 
tretung in  Kaufmannskammern  notwendig  machen. 

Daß  die  Interessen  von  Arbeitern  und  Angestellten  sich  keineswegs 
decken,  wird  auch  von  den  Freunden  der  Einbeziehung  der  Angestellten 
in  das  Arbeitskammergesetz  zugegeben,  das  beweist  ihr  Verlangen  nach 
getrennten  Abteilungen  und  Beratungen.  Es  beruht  das  eben  auf  der 
ganz  besonderen,  dem  Stand  eigentümlichen  Stellung,  in  welcher  er  sich 
zwischen  Arbeitern  und  Unternehmern  befindet,  zu  deren  Charakteri- 
sierung es  genügt,  die  zwei  Bezeichnungen  gegenüber  zu  stellen,  die  so 
oft  auf  die  Privatangestellten  Anwendung  finden:  „Stehkragenproletariat" 
-  „Neuer  Mittelstand"!  Die  erstgenannte  Bezeichnung,  die  das  Be- 
streben erkennen  läßt,  die  Privatangestellten  der  Lohnarbeiterschaft 
gleichzustellen  und  sie  mit  dieser  sowohl  gesellschaftlich  als  wirtschaft- 
lich zu  identifizieren  (ein  Verfahren,  das  hauptsächlich  von  selten  des 
heutigen  Sozialismus  beliebt  wird  und  ganz  im  Sinne  der  Marxschen 
Lehre  von  den  Entwickelungtendenzen  der  Gesellschaft  konstruiert  ist) 
hat  eine  gewisse  Begründung  darin,  daß  für  die  Situation  der  An- 
gestellten maßgebend  ist  einerseits  die  mit  der  Lohnarbeiterschaft  ge- 
meinsame Abhängigkeit  vom  Kapital  und  die  damit  verbundene  Un- 
sicherheit der  Existenz,  und  andererseits  die  Tatsache,    daß  für  die 
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untere  breite  Schicht  der  Angestellten  die  Einkommensverhältnisse  in 
der  Tat  keineswegs  bessere  sind,  als  die  des  oberen  Teiles  der  Arbeiter- 
schaft. Wirtschaftlich  hat  somit  das  Wort  vom  Stehkragenproletariat 
einige  Berechtigung,  aber  es  deutet  schon  darauf  hin,  daß  gesellschaft- 
lich eine  gewisse  Kluft  die  beiden  Gruppen  trennt,  daß  der  Angestellte 
sich  gesellschaftlich  nicht  mit  dem  Arbeiter  identifizieren  läßt,  daß  er 
sich  vielmehr  zum  Mittelstand  gerechnet  wissen  will.  Ueber  die  Klassen- 
lage der  Angestellten  verbreitet  sich  Lederer  in  der  bereits  erwähnten 
Arbeit:  „Die  Privatangestellten  in  der  modernen  Wirtschaftsentwicke- 
lung" und  weist  mit  Recht  darauf  hin,  daß  die  in  ihrem  Effekt  entgegen^ 
gesetzten  Momente  —  einerseits  der  Aggregierung  an  das  Proletariat 
infolge  der  Abhängigkeit  vom  Kapital,  andererseits  des  Zusammen- 
hanges mit  der  Bourgeoisie  durch  die  Gemeinsamkeit  der  Lebenshaltung 
mit  dieser  —  gewiß  mitwirken,  aber  es  frage  sich,  ob  sie  das  Ent- 
scheidende seien;  „ob  sie  nicht  bloß  den  standart  of  life,  sondern  den 
ganzen  Umkreis  der  Interessen  und  die  Stellung  zum  öffenthchen  Leben 
genau  so  bestimmen,  daß  er  dem  des  Proletariats,  respektive  des  Mittel- 
standes analog  wird".*^)  Sie  erschöpfen  aber  keineswegs  die  Situation 
der  Angestellten,  ja  sie  kommen  nicht  einmal  ihrer  Gesamtheit  zu. 
Aber  abgesehen  davon  ist  das  entscheidende  Moment  in  der 
Klassenlage  der  Angestellten  ihre  Stellung  im  Betrieb.  Diese  ist 
namentlich  bei  der  Gruppe  der  industriellen  Angestellten  von  großer  Be- 
deutung. „Wenn  wir  die  großen  Gruppen  der  industriellen  Angestellten- 
schaft beobachten,  so  können  wir  feststellen,  und  das  ist  vielleicht 
charakteristisch,  daß  dieselben  in  recht  eigentümlicher  Weise  „zwischen 
den  Klassen"  stehen.  Das  ist  technisch  schon  dadurch  gegeben,  daß 
die  kompakten  großen  Massen  der  industriellen  Angestelltenschaft  (so- 
wohl mit  technischer  als  auch  kaufmännischer  Tätigkeit)  im  Betriebe 
als  unselbständig  Berufstätige  wirken,  ihrer  technischen  Leistung  nach 
jedoch  dirigieren,  oder  wenigstens  organisieren,  zusammenfassen.  Es 
sind  spezielle  Elemente  unselbständiger  und  selbständiger  Berufstätig- 
keit vermengt  und  damit  zugleich  Elemente  heterogener  Klassenlage 
gegeben."  Das  zweite  mittelständische  Element,  das  die  Klassen- 
lage der  Angestellten  färbt,  gelangt  ganz  besonders  zum  Durchbruch 
in  der  Angestellten-Sozialpolitik.  Wenn  auch,  wie  Lederer  sagt,  die 
soziale  Politik  der  Angestellten  im  großen  ein  Spiegelbild  der  Arbeiter- 
sozialpolitik ist,  so  hat  sie  doch  infolge  der  Gemeinsamkeit  der  Lebens- 
haltung mit  dem  Mittelstand  einen  speziell  „mittelständischen"  Ein- 
schlag, eine  konservierende  Grundtendenz,  den  Angestellten  eine  mittel- 
ständische, höhere  Lebenshaltung  zu  sichern.  Die  Sozialpolitik  der  An- 
gestellten erstrebt  Sicherung:  sie  ist  eine  Reaktionserscheinung  auf  die 
zerstörenden  Wirkungen  des  Industriesystems  hinsichthch  der  An- 
gestelltenschaft.   Die  Sozialpolitik  soll  eine  „gehobene  Lebenshaltung" 
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der  Angestellten  garantieren  ,  .  .  Zum  Unterschied  von  den  Forde- 
rungen der  Arbeiterschaft,  deren  Erfüllung  auch  im  Bewußtsein  der 
Fordernden  nur  eine  Etappe  darstellt  —  eine  Etappe  nicht  nur  für  die 
radikalsten  und  aktivsten  Teile.  Die  soziale  Politik  der  Angestellten 
strebt  (auch  im  Bewußtsein  der  Angestellten  selbst)  einem  Beharrungs- 
zustande zu,  der  die  Elemente  der  „mittelständischen"  Lebensweise, 
der  gesicherten,  mittelständischen  Existenz  auf  Basis  einer  un- 
selbständigen Berufstätigkeit  realisieren  soll."  Sie  bewegt  sich  also 
in  wesentlich  anderen  Bahnen,  und  eine  Vereinigung  von  Arbeitern  und 
Angestellten  in  Institutionen,  die  zur  Pflege  einer  Sozialpolitik  für  die 
in  ihr  vertretenen  Gruppen  geschaffen  werden  soll,  kann  m.  E.  bei 
der  gezeigten  grundlegenden  Verschiedenheit  der  Richtung,  in  der  sich 
die  soziale  Politik  bewegen  muß,  nicht  als  zweckmäßig  betrachtet 
werden. 

Die  kaufmännischen  Angestellten  haben  in  ihrer  Mehrheit  eine 
Einbeziehung  in  die  Arbeitskammern  energisch  aus  diesem  Gefühl  und 
Bewußtsein  heraus  abgelehnt  und  erklärt,  Heber  auf  eigene  Interessen- 
vertretungen noch  warten  zu  wollen,  als  mit  Arbeitskammern  vorlieb 
zu  nehmen,  die  ihren  Interessen  nicht  gerecht  werden  könnten.  Die 
technischen  Verbände  haben  hingegen  eine  Teilnahme  an  der  Arbeits- 
kammer gewünscht,  weil  sie  sich  nicht  auf  die  Zukunft  wollten  ver- 
trösten lassen.  Ihrem  Drängen  ist  es  denn  auch  zuzuschreiben,  w^enn 
Regierung  und  Reichstag  sich  bestimmen  ließen,  den  technischen  Be- 
amten, Betriebsbeamten,  Werkmeistern  und  Technikern  in  den  Arbeits- 
kammern besondere  Abteilungen  einzuräumen.  Vielleicht  hat  man  damit 
auch  die  gewiß  wertvollen  Kenntnisse  der  technischen  Angestellten, 
die  ja  immerhin  den  Arbeitern  näher  stehen  als  die  kaufmännischen 
Angestellten,  da  sie  mit  ihnen  im  Betrieb  zusammen  tätig  sind,  ver- 
werten wollen.  Man  darf  aber  nicht  übersehen,  daß  die  technischen  An- 
gestellten in  den  Arbeitskammern  in  eine  recht  schwierige  und  im- 
angenehme  Lage  versetzt  werden  können.  Sie  werden  sich  auf  der 
einen  Seite,  wenn  sie  bei  gemeinsamen  Beratungen  mit  den  Arbeitern 
stimmen,  leicht  das  Wohlwollen  der  Arbeitgeber  verscherzen,  und  können 
auf  der  anderen  Seite  das  Vertrauen  der  Arbeiter  verlieren,  wenn  sie 
auf  die  Seite  der  Unternehmer  treten.  Sie  werden  so  stets  das  Zünglein 
an  der  Wage  bilden,  ganz  besonders  nach  dem  Potthoffschen  Vorschlage, 
und  diese  schiefe  Lage  dürfte  für  sie  keineswegs  angenehm  und  wenig 
vorteilhaft  sein.  Die  kaufmännischen  Angestellten  der  Industrie  jedoch 
sollen  mit  den  Handlungsgehilfen  zusammen  in  Kaufmannskammern 
vertreten  sein,  und  das  ist  m.  E.  mit  voller  Berechtigung  so  beschlossen 
worden.  Nichts  wäre  für  die  soziale  Pohtik  der  Angestellten  verderb- 
licher und  hemmender,  als  ihren  Stand  auseinander  zu  zerren;  für 
sie  ist  eine  einheitliche  Sozialpolitik  notwendig,  weil  sich  ihre  Inter- 
essen zum  überaus  großen  Teil  doch  decken. 
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Auch  diese  Notwendigkeit  einer  einheitlichen  Vertretung  des 
Standes  spricht  gegen  die  Teilnahme  der  Angestellten  an  den,  nach  dem 
Entwurf  auf  fachlicher  Grundlage  zu  errichtenden  Arbeits- 
kammern. Die  Kammern  der  Angestellten  müßten  territorial  ge- 
gliedert sein.  Die  fachliche  Zusammensetzung  der  Arbeitskammern 
würde  die  Angestellten  in  die  einzelnen  Gewerbe  auseinander  zerren. 
Eine  einheitliche,  großzügige  Sozialpolitik  wäre  damit  aber  nicht 
mögUch,  ein  geschlossenes  Zusammenarbeiten  der  Kammer  sehr  er- 
schwert. Sollte  z.  B.  in  einer  Großstadt  mit  zehn  fachlich  getrennten 
Arbeitskammern  (die  Zahl  ist  in  Anbetracht  der  in  den  Großstädten  zu- 
sammengeworfenen mannigfaltigen  Gewerbearten  nicht  zu  hoch  ge- 
nommen) für  die  verschiedenen  Gewerbe  eine  Untersuchung  über  die 
wirtschaftliche  Lage  der  Privatangestellten  dieser  Stadt  angestellt 
werden,  dann  wären  zu  diesem  Zwecke  sämtliche  zehn  kaufmännischen 
Abteilungen  dieser  Kammern  in  Bewegung  zu  setzen.  Ob  das  stets 
gelingen  würde,  ist  mehr  als  zweifelhaft;  Voraussetzung  wäre  die  völlige 
Uebereinstimmung  aller  Kammern  über  die  Notwendigkeit  einer  solchen 
Erhebung,  die  bei  der  Minderheit  der  Angestellten  gegenüber  den  übrigen 
Mitgliedern  der  Kammer,  den  Arbeitern  und  Unternehmern,  nicht  immer 
zu  erwarten  ist.  Vielleicht  lassen  auch  andere  Arbeiten  der  Kammer 
eine  Beteiligung  an  den  gewünschten  Erhebungen  im  Augenblick  nicht 
zu,  kurz,  der  ganze  Prozeß  ist  mit  großen  Umständen  und  Schwierig- 
keiten verknüpft,  die  nur  durch  eine  territoriale  Gliederung  der  Kammern 
zu  umgehen  wären.  Eine  weitere  Schwierigkeit  würde  aber  auch  durch 
die  Frage  der  Parität  entstehen.  Wenn  für  die  Angestellten  eine  Inter- 
essenvertretung geschaffen  werden  soll,  oder  wenn  sie  an  der  Inter- 
essenvertretung der  Arbeiter  teilnehmen  sollen,  so  muß  ihnen  auch  in 
der  Kammer  der  ihnen  gebührende  Einfluß  durch  eine  angemessene 
Zahl  von  Vertretern  eingeräumt  werden.  Das  wird  aber,  wenn  die  An- 
gestellten an  der  Arbeitskammer  teilnehmen  sollen,  große  Schwierig- 
keiten hervorrufen.  Selbst  wenn  die  Vertreterwahlen  nach  dem  Pro- 
portionalwahlsystem vorgenommen  werden,  so  würden  ihnen  bei  der 
gewaltigen  Ueberzahl  der  Arbeiter  nur  ganz  verschwindend  wenige  Sitze 
zufallen.  Es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  die  Arbeiter,  die  infolge  der 
Gewerkschaftskämpfe  selbst  nach  einer  möglichst  großen  Vertreterzahl 
streben  werden,  ihnen  einige  Sitze  freiwillig  abtreten  würden.  Die  Folge 
wäre,  daß  die  Angestellten  stets  mit  leeren  Händen  ausgehen  würden. 
Sollte  aber  der  Potthoffsche  Vorschlag  verwirklicht  werden,  was  ja 
nicht  anzunehmen  ist,  so  würde  infolge  der  Dreiteilung  von  Unter- 
nehmer, Arbeiter  und  Angestellten,  die  zu  gleichen  Teilen  die  Kammer- 
sitze erhalten  sollen,  die  Parität  vollständig  negiert  werden.  Mit  Recht 
würden  die  Unternehmer  gegen  die  Majorität  der  Arbeitnehmer 
protestieren.  Andererseits  würden,  wenn  die  Arbeitnehmergruppe  in 
zwei  gleiche  Teile  von  Arbeitern  und  Angestellten  gespalten  würde, 
die  Arbeiter  mit  Fug  und  Recht  auf  ihr  numerisches  Uebergewicht 
pochen  und  den  Angestellten  eine  gleich  große  Vertreterzahl  nicht  ein- 
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zuräumen  gewillt  sein,  abgesehen  davon,  daß  damit  keinem  der  beiden 
Teile  gedient  sein  würde. 

Außer  den  prinzipiellen  Bedenken  der  Verschiedenartigkeit  von 
Arbeiter-  und  Angestellteninteressen  stellen  sich  also  der  Einbeziehung 
der  Angestellten  in  die  Arbeitskammer  auch  technische  Schwierigkeiten 
in  den  Weg. 

Wenn  man  bezüglich  der  Organisationsfrage  zu  dem  Ergebnis  ge- 
kommen ist,  daß  die  Interessenvertretung  der  Angestellten  unabhängig 
von  derjenigen  der  Arbeiter  erfolgen  soll,  so  bleibt  noch  die  MögUch- 
keit  offen,  sie  in  der  erstrebten  paritätischen  Form  durch  entsprechende 
Angliederung  an,  oder  zweckmäßigen  Ausbau  von  bestehenden  Ein- 
richtungen zu  ermöglichen.    Dabei  hat  man  zuerst  an  die 

Handelskammern 

gedacht  und  in  Verbindung  mit  diesen,  wie  ja  schon  ausgeführt,  in  der 
Form  der  Gehilfenausschüsse  bei  den  Handelskammern  einen  Notbehelf 
errichtet,  der  bei  keiner  Seite  Anerkennung  finden  konnte. 

Schon  Prof.  Hitze  hat  in  der  erwähnten  Generalversammlung 
des  Verbandes  Arbeiterwohl  im  Jahre  1898  m  Straßburg  ausgeführt: 
„Die  Gehilfen  des  Kaufmannsstandes  würden  wohl  am  besten  in  den 
Handelskammern  durch  Vertreter  beteihgt  werden'V^)  welchen  Ge- 
danken der  Bromberger  Handelskammersyndikus  Dr.  M.  K  a  n  d  t  1904 
in  den  Volkswirtschaftlichen  Blättern^^)  weiter  gesponnen  hat,  indem  er 
ihre  Organisation  dann  in  etwa  folgender  Weise  vorschlägt:  Die  Hand- 
lungsgehilfen eines  Handelskammerbezirkes  wählen  unter  Zugrunde- 
legung des  Proportionalwahlsystems  zu  der  für  den  Bezirk  der  Handels- 
kammer errichteten  Handlungsgehilfenkammer  ebensoviel  Mitglieder, 
als  die  Handelskammer  zählt.  Die  Handlungsgehilfenkammer  bildet 
einen  Ausschuß  der  Handelskammer.  Die  Handelskammer  ist  berechtigt, 
in  allen  Fragen,  d.  h.  also  auch  in  Verkehrsfragen,  Zollfragen  usw.,  das 
Votum  der  Handlungsgehilfenkammer  einzuholen,  sie  ist  verpflichtet, 
es  in  allen  Fällen  zu  tun,  wo  die  Interessen  der  Handlungsgehilfen  direkt 
berührt  werden.  Weicht  das  Votum  der  Handelskammer  von  dem  der 
Gehilfenkammer  ab,  so  kann  mit  Einverständnis  der  Vorsitzenden  der 
beiden  Kammern  eine  gemeinsame  Beratung  im  Plenum  oder  eines 
Ausschusses  stattfinden,  anderenfalls  ist  die  Handelskammer  ver- 
pfhchtet,  die  Voten  getrennt  abzugeben.  Die  Handlungsgehilfenkammer 
ist  berechtigt,  auch  Initiativanträge  zu  stellen,  falls  die  Handelskammer 
sich  weigert,  solche  Anträge  an  die  zuständigen  Stellen  weiter  zu  geben. 

Dieser  Vorschlag  wird  hauptsächhch  damit  begründet,  daß  damit 
neue  Vertretungskörper  nicht  geschaffen  zu  werden  brauchten  und  neue 
Wahlen  erspart  blieben,  daß  ferner  Schwierigkeiten  bezüglich  der  ohne- 
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hin  schon  durch  andere  Ehrenämter  durch  die  Handelskammern,  Kauf- 
mannsgerichte usw.  belasteten  selbständigen  Kaufleute  nicht  entstehen 
würden,  daß  auf  diese  Weise  auch  die  Kenntnisse  und  die  Routine  der 
bereits  in  der  Handelskammer  tätigen  Prinzipale  verwertet  werden 
könnten.  Diesem  Organisationsplan  wurde  aber  vor  allem  entgegen- 
gehalten, daß  nach  der  Organisation  der  Handelskammern  (Gesetze  vom 
24.  Februar  1870  und  19.  August  1897)  weite  Gebiete  mit  Handels- 
kammern nicht  versehen  sind  und  ferner  kleine  Kaufleute  und  Gewerbe- 
treibende von  der  Teilnahme  an  der  Handelskammer  vollständig  aus- 
geschlossen bleiben.  Somit  wäre  die  Vertretung  der  Angestellten  und 
selbständigen  Kaufleute  in  diesen  Kammern  eine  unvollständige.  So- 
wohl von  Seiten  der  Handelskammern  selbst  als  von  selten  der  An- 
gestellten ist  gegen  diesen  Gedanken  energischer  Widerspruch  geltend 
gemacht  worden;  von  den  Handelskammern,  weil  sie,  die  sie  sich  stets 
als  Arbeitgeberkammern  betätigt  haben,  ungern  auf  die  bisherige  Art 
der  Vertretung  der  Interessen  ihrer  Mitglieder  verzichten,  von  den  An- 
gestellten deshalb,  weil  sie  stets  mit  Mißtrauen  den  Handelskammern 
begegnen,  die  bisher  ihren  Wünschen  und  Forderungen  in  ihrer  über- 
großen Mehrzahl  kein  Verständnis  entgegengebracht,  sondern  mitunter 
recht  einseitig  ihren  Unternehmerstandpunkt  in  Gutachten  usw.  dargetan 
haben.  Auch  die  Erfahrungen,  die  von  selten  der  Angestellten  in  den 
Bayerischen  Angestellten-Ausschüssen  bei  den  Handelskammern  in 
dieser  Hinsicht  gemacht  worden  sind,  dienen  nur  dazu,  sie  in  ihrer 
Ueberzeugung,  daß  von  solchen  Institutionen  nichts  zu  erwarten  sei,  zu 
bestärken. 

Die  Bedenken  der  Privatangestellten  sind  durchaus  zu  verstehen 
und  können  zum  Teil  sicher  gewürdigt  werden.  Von  einer  Organisation 
der  gewünschten  Interessenvertretungen  durch  Ausbau  der  Handeis- 
kammern ist  aber  m.  E.  auch  im  Interesse  der  Handelskammern  selbst 
abzuraten.  In  ihrem  bisherigen  Wirkungskreis  haben  sie  doch  als  Ver- 
treterinnen des  Handels  recht  fruchtbar  und  anregend  gearbeitet  und 
ihre  Tätigkeit  ist  durchaus  erwünscht  im  Interesse  eines  in  unserer 
Volkswirtschaft  so  bedeutend  gewordenen  Erwerbszweiges.  Und  des- 
halb sollte  man  nicht  die  Tätigkeit  der  Kammern  mit  neuer  Arbeit 
belasten,  die  wahrscheinlich  zum  Teil  auf  Kosten  der  anderen  geschehen 
würde.  Auch  aus  diesem  Grunde  dürfte  diese  Art  der  Organisation 
abzulehnen  sein. 

Auf  den  Vorschlag,  die  Interessenvertretung  der  Angestellten  durch 
Ausbau  und  Erweiterung  der 

Kaufmannsgerichte, 

die  heute  einen  Teil  der  jenen  zufallenden  Aufgaben  schon  erledigen 
sollen,  zu  organisieren,  sei  hier,  nach  dem  an  anderer  Stelle  bereits 
darüber  Gesagten,  nur  noch  in  Kürze  eingegangen.  Zweifellos  spricht 
für  eine  derartige  Verschmelzung  vor  allem  die  Tatsache,  daß  in 
den  paritätisch   zusammengesetzten  Kaufmannsgerichten   schon  allen 
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Anforderungen  einer  den  Zwecken  des  sozialen  Friedens  dienenden  In- 
stanz genügt  ist,  und  daß  deshalb  ein  ganz  neuer  Apparat,  neue  Ver- 
waltungen und  Kosten,  neue  Wahlen  usw.  erspart  bleiben  würden.  Diese 
Vorteile  haben  indessen  den  damit  verbundenen  Nachteilen  nicht  die 
Wage  halten  können.  Schwerer  waren  die  Bedenken,  die  ich  bereits 
erwähnt  habe,  und  von  denen  Harms  sagt:^*)  „M.  E.  sollte  man  mit 
der  Vermischung  von  tausenderlei  Aufgaben  endlich  einmal  aufhören. 
Den  Gewerbegerichten  (und  Kaufmannsgerichten)  was  ihnen  zukommt: 
die  gewerbliche  Rechtsprechung,  aber  sonst  nichts.  Ein  Gericht  sollte 
losgelöst  werden  von  den  Interessenkämpfen  der  Parteien.  Für  das 
Gericht  gelten  die  Normen  des  Rechts.  Je  weniger  der  Richter  Gelegen- 
heit nimmt,  in  den  wirtschaftspolitischen  Kämpfen  zugunsten  des  einen 
oder  des  anderen  Stellung  zu  nehmen,  desto  größer  wird  das  Vertrauen 
in  seine  Rechtsprechung  sein.  Ein  Mann,  der  Recht  zu  sprechen  hat, 
darf  nicht  noch  gezwungen  werden,  wirtschaftlichen  Dingen  gegenüber 
Stellung  zu  nehmen." 

Resultat:  Der  Ausbau  der  Har^delskammern  oder  die  Erweiterung 
der  Kaufmannsgerichte  führen  nicht  zu  einer  zweckmäßigen  autoritativen 
Interessenvertretung  der  Privatangestellten.  Eine  Verschmelzung  der 
erstgenannten  beiden  Institutionen  mit  der  letzteren  würde  nach  keiner 
Seite  hin  vorteilhaft  sein.  Es  bleibt  somit  nur  übrig:  vollständig 
selbständige  paritätische  Kaufmannskammern  zu  schaffen. 

3.  Nach  dem  oben  festgestellten  Ergebnis  bleibt  zu  untersuchen, 
wie  diese  durchaus  selbständige  Organisation  im  einzelnen  auszu- 
bauen ist. 

Wie  schon  aus  den  mitgeteilten  Hitzeschen  Leitsätzen  hervorgeht, 
können  die  den  Kammern  zugedachten  Aufgaben  eine  Dreiteilung  in 
Lokalkammern,  Bezirks-  (Landes-)  kammern  und  Reichsarbeitsamt  er- 
wünscht erscheinen  lassen.  Prof.  Harm  s^'^)  denkt  sich  diesen  Auf- 
bau folgendermaßen: 

„Im  Deutschen  Reich  werden  überall  dort,  wo  sich  ein  Bedürfnis 
dafür  herausstellt,  Arbeitskammern  und  Kaufmannskammern  errichtet. 

Die  Arbeitskammern  sind  gesetzliche  Interessenvertretungen  für 
alle  Kategorien  von  industriellen  Lohnarbeitern  und  deren  Arbeitgeber. 
Die  Kaufmannskammern  sind  gesetzliche  Interessenvertretungen  für  alle 
Kategorien  von  „Angestellten"  und  deren  Arbeitgeber. 

Jede  Kammer  besteht  aus  so  vielen  Abteilungen,  als  Gruppen  von 
verwandten  Gewerben  vorhanden  sind. 

Arbeits-  und  Kaufmannskammern  sind  nicht  im  Anschluß  an  die 
Gewerbe-  und  Kaufmannsgerichte,  sondern  als  selbst^-ndige  Organi- 
sationen ins  Leben  zu  rufen. 

Alle  Arbeits-  und  Kaufmannskammern  eines  Landes  ressortieren 


')  Deutsche  Arbeitskammern.    S.  76. 

')  Arbeitskammern  und  Kaufmannskammern.    S.  51  ff. 
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von  einem  für  jeden  Bundesstaat  (ev.  für  mehrere  gemeinsam)  zu  er- 
richtenden Landes-Arbeitsamt,  bezw.  Landes-Kaufmannsamt. 

An  der  Spitze  der  Gesamtorganisation  wird  ein  dem  Staatssekretär 
des  Innern  zu  unterstellendes  Reichsarbeitsamt  bezw.  Reichskaufmanns- 
amt gebildet. 

Um  den  Kammern  eine  ersprießliche  Wirksamkeit  zu  sichern,  sind 
sie  mit  dem  Sitzungs-  und  Verhandlungszwang  auszustatten.'' 

Diesem  Dreiteilungsvorschlag  stimme  ich  zu  mit  dem  Vorbehalt, 
daß  es  sich  m.  E.  besser  empfehlen  würde,  statt  vom  Landesarbeitsamt 
bezw.  Landeskaufmannsamt  von  Landesarbeits  k  a  m  m  e  r  n  bezw. 
Landeskaufmanns  k  a  m  m  e  r  n  zu  sprechen.  Die  Bezeichnung  „Amt" 
kann  die  Meinung  entstehen  lassen,  daß  es  sich  hier  nur  um  eine  über 
den  Lokalkammern  stehende  Behörde  handelt;  die  Mitwirkung  von 
Angestellten  und  Prinzipalen,  die  von  den  Lokalkammern  in  die  Landes- 
kammern zu  delegieren  sind,  läßt  mir  die  Bezeichnung  „Kammer"  auch 
für  diese  Oberinstanz  treffender  erscheinen. 

Im  einzelnen  würden  dann  diese  Kammern  in  folgender  Weise  zu 
organisieren  sein: 

a)  Die  Lokalkammern. 

Sie  werden  überall  da,  wo  ein  Bedürfnis  dazu  vorhegt,  auf  terri- 
torialer (nicht  sachhcher)  Grundlage  für  alle  Kategorien  von  Privat- 
angestellten und  deren  Arbeitgeber  errichtet.  Die  Entscheidung  über 
die  Bedürfnisfrage  dürfte  nicht  allein  der  Behörde  überlassen  werden; 
einem  entsprechenden  Antrag  eines  bestimmten  Bruchteils,  vielleicht 
zwei  Drittel  aller  in  einem  Bezirk  tätigen  Angestellten  und  deren  Arbeit- 
geber, oder  auch  nur  einer  Partei,  müßte  Folge  geleistet  werden.  Die 
Anzahl  der  Kammermitglieder  muß  von  der  Größe  des  Bezirks  ab- 
hängig gemacht  werden.  Ein  zu  großes  Parlament  mit  der  MögHchkeit 
langer  und  unfruchtbarer  Debatten,  Reden  zum  Fenster  hinaus,  ist  im 
Interesse  eines  schnellen  Geschäftsganges  nicht  erwünscht.  Harms 
glaubt  an  die  Notwendigkeit,  für  bestimmte  Gruppen  von  Gewerben 
besondere  Abteilungen  errichten  zu  müssen,  und  jeder  Abteilung  eine 
gewisse  Mitgliederzahl  schon  bei  den  Wahlen  garantieren  zu  sollen.  Diese 
besonderen  Abteilungen  sollen  die  eigentliche  Arbeit  verrichten  und  zu 
gemeinschaftlichen  Sitzungen  Vertreter  entsenden.  So  würde  sich  nach 
seinem  Vorschlag  z.  B.  eine  Kaufmannskammer  in  Berlin  folgendermaßen 
gestalten.^^)  „Sie  würde  enthalten  je  eine  Abteilung  für  Handlungs- 
gehilfen, Werkmeister,  Kontorbeamte,  Techniker,  Bureaubeamte  (Rechts- 
anwaltsgehilfen usw.),  Angestellte  des  Hotel-  und  Gastwirtsgewerbes 
(Kellner  usw.).  Die  Vertreter  der  Abteilungen  (je  zwei  oder  vier  Mit- 
glieder) hätten  dann  die  eigentliche  Kammer  zu  bilden." 

Das  Bedürfnis  nach  geteilten  Verhandlungen  leuchtet  ohne  weiteres 
ein.    Die  Bildung  besonderer  Abteilungen  würde  indessen  nicht  ohne 


')  A.  a.  0.  S.  50. 
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Schwierigkeiten  geschehen  können.  Einmal  dürfte  die  Feststellung 
nicht  so  leicht  sein,  für  welche  im  Bezirk  der  Kammer  vorhandenen 
Kategorien  von  Angestellten  besondere  Abteilungen  notwendig  sind. 
Wer  soll  auch  hier  über  die  Bedürfnisfrage  entscheiden?  Der  nach 
einzelnen  Angestelltenkategorien  unterscheidende  Wahlmodus  würde 
ebenfalls  zum  mindesten  umständUch  und  schwierig  sein.  Aber  m.  E. 
auch  überflüssig,  und  zwar  deshalb,  weil,  falls  die  Wahlen  nach  dem 
Proporzsystem  geschehen  würden,  doch  alle  Kategorien  von  Angestellten 
in  der  Kammer  vertreten  sein  würden.  Derartige  Wahlen  werden  — 
das  ist  eine  Erfahrung,  die  man  bei  den  Kaufmannsgerichtsbeisitzer- 
wahlen und  den  Vertrauensmännerwahlen  für  die  Angestelltenver- 
sicherung gemacht  hat  —  heute  von  den  Organisationen  gemacht,  so 
daß  sowohl  die  Verbände  der  Handlungsgehilfen,  Bankbeamten, 
Techniker,  Werkmeister  als  alle  übrigen  in  den  Kammern  vertreten 
sein  würden.  Zur  Verarbeitung  von  Fragen,  die  nur  das  Interesse  ein- 
zelner Gruppen  berühren,  müßten  dann  besondere  Kommissionen  ge- 
wählt werden,  denen  natürlich  die  Mitglieder  der  betreffenden  Gruppe 
speziell  anzugehören  hätten.  Sie  können  von  Fall  zu  Fall  gewählt 
werden,  oder  ständige  sein.  Für  die  vielen  gemeinsamen  Interessen  aller 
Angestellten  kämen  dann  ebenfalls  Kommissionen  oder  das  Plenum  in 
Betracht. 

Das  aktive  Wahlrecht  müßte  Personen  beiderlei  Ge- 
schlechts zustehen  unter  gewissen  Bedingungen.  Daß  auch  die  weib- 
lichen Angestellten  an  der  Kaufmannskammer  teilnehmen  sollen,  ist 
durchaus  begründet  durch  die  Tatsache,  daß  1907  schon  rund  300  000 
Frauen  als  kaufmännische  Angestellte  tätig  waren,  und  daß  gerade  die 
Frauenarbeit  im  Handelsgewerbe  heute  noch  große  Mißstände  hinsicht- 
lich des  Dienstvertrags  zeitigt,  an  deren  Beseitigung  die  Kaufmanns- 
kammern arbeiten  sollen. 

Als  Altersgrenze  für  das  aktive  Wahlrecht  dürfte  das  vollendete 
21.  Lebensjahr  wohl  in  Betracht  kommen. 

Das  passive  Wahlrecht,  ebenfalls  Personen  beider  Geschlechter 
zustehend,  dürfte  an  eine  Altersgrenze  von  25  Jahren  zu  knüpfen 
sein.  Meinungsverschiedenheiten  sind  darüber  entstanden,  ob  es  nur 
solchen  Angestellten  zugestanden  werden  soll,  die  tatsächlich  im 
Angestelltenverhältnis  leben,  d.  h.  ob  man  die  Verbandssekretäre  nicht 
in  die  Kammern  hineinlassen  soll.  Diese  Frage  ist  bekanntHch  bei  den 
Reichstagsverhandlungen  im  Dezember  1910  die  Klippe  gewesen,  an  der 
die  ganze  Vorlage  scheiterte,  ein  Zeichen,  welche  Bedeutung  seitens  der 
Regierung  sowohl  als  auch  seitens  der  Reichstagsmehrheit  dieser  Frage 
beigemessen  wurde.  Für  die  Regierung  waren  für  die  Nichtzulassung 
der  Arbeitersekretäre  vor  allem  die  Bedenken  ausschlaggebend,  daß 
mit  dem  Eindringen  der  bezahlten  Beamten  in  die  Kammern  die  Gefahr 
eintrete,  daß  sie  zum  Tummelplatz  der  parteipolitischen  oder  gewerk- 
schaftKchen  Kämpfe  werden.  Derartige  Bedenken  liegen  sehr  nahe,  ein 
Mißbrauch  der  Kammern  ist  sehr  wohl  mögUch.    Der  anderen  Ansicht 
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muß  aber  auch  darin  recht  gegeben  werden,  daß  es  den  Arbeitern  doch 
häufig  an  den  nötigen  Voraussetzungen  fehlt,  ja  fehlen  muß,  die  zu 
einem  tatkräftigen  Mitarbeiten  in  den  Kammern  notwendig  sind,  daß 
es  vor  allem  nicht  möglich  ist,  von  ihnen  eine  Kenntnis  der  einschlägigen 
Gesetzeskunde  zu  verlangen,  wie  sie  nun  einmal  zu  praktischen  Arbeiten 
unbedingt  erforderlich  ist.  Das  sollen  eben  die  kundigeren  Sekretäre 
ersetzen.  Damit  aber  nicht  deren  Anschauungen  und  Wünsche, 
sondern  die  der  Arbeiter  selbst  zutage  treten,  sollen,  so  war  der  Vor- 
schlag des  Reichstags,  nicht  mehr  als  ein  Viertel  aller  Mitglieder  Ver- 
bandsbeamte sein.  Die  Bedenken  gegen  die  Zulassung  dürften  m.  E. 
durch  eine  derartige  Beschränkung  gemildert  sein;  ich  würde  deshalb 
Verbandsbeamte  in  dieser  beschränkten  Anzahl  auch  für  die  Kaufmanns- 
kammern als  zulässig  betrachten,  um  so  mehr  als  die  Mißbrauchsgefahr 
hier  nicht  so  groß  ist,  als  sie  durch  Arbeitersekretäre  heraufbeschworen 
werden  könnte,  in  deren  Gewerkschaften  die  Gegensätze  viel  härter 
aufeinander  platzen. 

Als  Wahlmodus  käme  m.  E.  nur  die  Verhältniswahl,  wie  sie 
mit  gutem  Resultat  ja  schon  bei  den  Beisitzerwahlen  zu  den  Kaufmanns- 
gerichten und  den  Vertrauensmännerwahlen  für  die  Angestelltenver- 
sicherung angewandt  wird,  in  Frage.  Sie  bietet  die  beste  Garantie 
dafür,  daß  die  Kammern  nicht  von  einzelnen  besonders  starken  Gruppen 
der  Angestellten  beherrscht  werden,  daß  vielmehr  auch  kleine  Kategorien 
Vertreter  hinein  entsenden  können. 

An  der  Spitze  der  Lokalkammer  muß  ein  Vorsitzender 
stehen,  der,  um  erfolgreich  tätig  sein  zu  können,  dieses  Amt  haupt- 
beruflich auszuüben  hätte.  Der  Vorsitz  eines  Arbeitgebers  oder  Arbeit- 
nehmers ist  aus  mancherlei  Gründen  unzweckmäßig.  Einmal  deshalb, 
weil  mit  diesem  Amt  eine  umfangreiche  Tätigkeit  verbunden  sein  würde, 
die  im  Nebenamt  schwerlich  ausgeübt  werden  könnte,  andererseits  auch 
deshalb,  weil  von  dem  Vorsitzenden  völlige  Neutralität  und  Objektivität 
unbedingt  verlangt  werden  müßte.  Von  seiner  vermittelnden  Tätigkeit 
ist  der  Erfolg  in  hohem  Maße  bedingt,  und  dazu  muß  er  das  volle  Ver- 
trauen beider  Parteien  genießen.  Außerdem  wäre  es  äußerst  erwünscht, 
wenn  der  Vorsitzende  mit  gründhchen  volkswirtschaftlichen  Kenntnissen 
ausgerüstet  wäre.  Alle  diese  Voraussetzungen  können  nur  durch  einen 
besonderen  Beamten  erfüllt  werden.  Ihm  könnte,  wenn  die  Größe  der 
Kammer  und  ihre  Arbeiten  es  nötig  machen,  ein  Sekretär  zur  Seite 
gestellt  werden. 

Die  Sitzungen  der  Kammern  müssen  so  oft,  als  sich  eine  Not- 
wendigkeit herausstellt,  stattfinden,  in  gewissen  Zeitabschnitten  sollten 
sie  außerdem  regelmäßig  abgehalten  werden.  Sie  können  einberufen 
werden  durch  den  Vorsitzenden  oder  auf  Verlangen  eines  Teiles  der 
Mitglieder. 

Der  Aufgabenkreis  der  Lokalkammern  und  ihre  Tätigkeit 
würden  sehr  umfangreich  sein.  Vor  allem  kämen  sie  als  Einigungsamt 
und  Verhandlungsort  für  drohende  oder  ausgebrochene  Streitigkeiten 
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zwischen  Angestellten  und  deren  Arbeitgeber  in  Frage.  Den  Kauf- 
mannsgerichten sollte  deshalb  der  Charakter  als  Einigungsamt  ge- 
nommen, und  diese  Funktion  allein  den  Kaufmannskammern  übertragen 
werden.  Würde  man  sich  nicht  dazu  entschließen,  so  ständen  sie  hinter 
den  Kaufmannsgerichten  als  letzte  Instanz,  wenn  die  Einigungsverhand- 
lungen dort  gescheitert  wären.  Die  Lokalkammer  wäre  ferner  der  Ort, 
an  dem  sozialpolitische  Standesfragen  der  Privatangestellten  begutachtet, 
diskutiert  oder  zum  Gegenstand  von  Anträgen  gemacht  würden.  Hier 
kann  entweder  in  den  Kommissionen  oder  im  Plenum  über  Fragen  des 
Dienstverhältnisses,  die  auch  die  Arbeitgeber  interessieren,  eine  Aus- 
sprache herbeigeführt  werden.  Gesetzesentwürfe,  welche  die  Interessen 
der  Angestellten  und  Arbeitgeber  treffen,  müßten  den  Lokalkammern 
zur  Begutachtung  vorgelegt  werden.  Sie  hätten  Stellung  zu  nehmen 
zu  kommunalen  Fragen,  die  für  beide  Teile  Interesse  haben,  entweder 
Vorlagen  der  Gemeinde  zu  prüfen  oder  an  sie  Anregungen  ergehen  zu 
lassen.  Praktisch  können  sie,  wie  bereits  ausgeführt,  tätig  sein  durch 
Errichtung  von  Schreibstuben  für  stellenlose  Angestellte,  durch  Aus- 
übung der  Stellenvermittelung,  Mitwirkung  beim  kaufmännischen  Fort- 
bildungsschulwesen durch  Ueberwachung  und  Aufsicht,  desgleichen  für 
die  Ausbildung  der  Lehrlinge  und  die  Durchführung  der  Schutzgesetz- 
gebung. Sie  haben  die  Grundlagen  für  statistische  Erhebungen  zu  ver- 
schaffen, z.  B.  über  die  wirtschaftHche  Lage  der  im  Bezirk  der  Kammer 
tätigen  Angestellten,  über  Arbeitszeit,  Gehaltsfrage,  Umfang  und  Art 
der  Frauenarbeit,  Lehrlingswesen  u.  dgl.  Das  wäre  in  großen  Zügen  ihr 
Betätigungsgebiet. 

b)DieBezirks  -  (Landes-)  kammern. 

Sie  stellen  die  Vereinigung  der  Lokalkammern  eines  größeren  Be- 
zirks, vielleicht  eines  Bundesstaats  oder  mehrerer,  dar.  An  ihrer  Spitze 
müßte  ein  im  Hauptberuf  tätiger  Vorsitzender  stehen,  der  mit  einer 
Anzahl  wissenschaftUcher  und  subalterner  Hilfsarbeiter  die  Geschäfte 
der  Kammer  zu  erledigen  und  in  den  Sitzungen  den  Vorsitz  zu  führen 
hätte.  Alle  Kammern  des  Bezirks  entsenden  in  die  Bezirkskammer  eine 
Anzahl  Vertreter  aus  den  Arbeitgebern  und  Angestellten,  so  daß  auch 
in  der  B^zirkskammer  das  Prinzip  der  Parität  streng  durchgeführt  ist 
Die  Zahl  der  Mitgheder  sollte  nicht  zu  groß  sein;  sie  wird  sich  richten 
müssen  nach  der  Zahl  der  im  Bezirk  vorhandenen  Lokalkammern.  Die 
Sitzungen  hätten  periodisch  und  außerdem  im  Bedarfsfalle  auf  Ein- 
berufung des  Vorsitzenden  oder  einer  bestimmten  Anzahl  der  Lokal- 
kammern stattfinden.  Ihr  Wirkungskreis  ergibt  sich  von  selbst  aus 
ihrer  Stellung.  Sie  ist  Sammelpunkt  für  Gutachten,  statistische  Er- 
hebungen usw.,  und  Zentrale  für  Einrichtungen,  die  über  lokalen 
Charakter  hinausgehen.  Interessenstreitigkeiten  größeren  Umfangs 
würden  zweckmäßig  der  Landeskammer  zur  Vermittelung  zugewiesen 
werden. 

Außerdem  müßte  ihnen  das  Recht  zugestanden  werden,  selbständig 
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den  Zentralbehörden  Vorschläge  zu  unterbreiten  und  Anträge  an  sie 
zu  richten.  Sie  wären  Sammelpunkt  für  das  in  den  Lokalkammern 
ihres  Bezirkes  gesammelte  statistische  Urmaterial. 

c)  Das  Reichskaufmannsamt 
wäre  die  Zentrale  der  Gesamtorganisation  und  hätte  den  Charakter 
eines  Amts  zu  tragen,  d.  h.  es  bestünde  lediglich  aus  Reichsbearaten,  und 
würde  als  besondere  Abteilung  dem  Reichsamt  des  Inneren  zu  unter- 
stellen sein.  Neben  der  Verwaltung  des  ganzen  Organismus  läge  ihm 
die  Verarbeitung  und  Verwertung  des  aus  den  Lokal-  und  Bezirks- 
kammern ihm  zufließenden  Materials  ob,  ganz  besonders  die  Ver- 
arbeitung der  Angestelltenstatistik.  Das  Reichskaufmannsamt  müßte 
überhaupt  als  Zentralstelle  für  alle  Angestelltensozialpolitik  betrachtet 
werden. 

4.  Eine  wichtige,  zum  Schluß  noch  zu  erörternde  Frage  ist  die,  wie 
die  durch  den  großen  Organismus  entstehenden  Kosten  aufgebracht 
werden  sollen.  Die  notwendigen  Geldmittel  werden  keine  geringen 
sein,  aber  ohne  ausreichende  Mittel  wird  Erfolgreiches  nicht  geleistet 
werden  können.  Harms  weist  da  auf  das  Beispiel  der  Holländischen 
Kammern  hin,  die  durch  Geldmangel  in  ihrer  Tätigkeit  fast  lahm  gelegt 
werden.  Große  Mittel  erfordert  die  Verwaltung  der  Kammern  durch 
Besoldung  der  Kammerbeamten,  Entschädigungs-  und  Reisevergütungs- 
pflicht an  die  Mitglieder,  Einrichtung  und  Unterhaltung  der  ständigen 
Bureaus  u.  a.  m.  Mittel  sind  auch  notwendig  zur  Durchführung  ihrer 
Aufgaben,  z.  B.  für  statistische  Erhebungen,  Arbeitsnachweise  usw. 
Wie  andere,  so  ist  auch  Harms  der  Ansicht,  daß  das  Reich  die  Kosten 
übernehmen  solle;  die  Regierung  wollte  indessen  mit  Uebereinstimmung 
des  Reichstags  die  Kosten  den  im  Bezirk  der  Kammern  liegenden  Ge- 
meinden auflegen,  welche  sie  wiederum  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer verteilen  sollen.  Der  §  21  des  Gesetzentwurfs^^)  besagt  zu 
diesem  Zweck:  „Die  aus  der  Errichtung  und  Tätigkeit  der  Arbeits- 
kammern erwachsenden  Kosten  sind  für  jede  Arbeitskammer  von 
denjenigen  in  ihrem  Bezirk  belegenen  Gemeinden  zu  tragen,  in  welchen 
sich  Betriebsstätten  der  in  den  Kammern  vertretenen  Gewerbezweige 
befinden. 

Dabei  werden  die  Kosten  je  zur  Hälfte  auf  die  beteiligten  Be- 
triebsstätten und  auf  die  in  ihnen  beschäftigten  Arbeitnehmer  rechnerisch 
verteilt  und  die  Beiträge  ermittelt,  die  auf  die  einzelnen  Betriebsstätten 
und  Arbeitnehmer  entfallen. 

Bei  Ermittelung  der  auf  die  einzelnen  Betriebsstätten  entfallenden 
Beträge  ist  die  Zahl  der  beschäftigten  Arbeitnehmer  nach  näherer  Be- 
stimmung der  Aufsichtsbehörde  zu  berücksichtigen.  Die  auf  die  Arbeit- 
nehmer entfallenden  Beträge  sind  nach  der  Kopfzahl  zu  verteilen." 


Nr.  523  der  Reichstagsdrucksachen,  12.  Legislaturperiode,  II.  Ses- 
sion 1909/10. 
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Dieser  Art  der  Kostenverteilung  möchte  ich  nicht  beistimmen,  ob- 
wohl sie  das  für  sich  hat,  daß  Arbeitgeber  und  -nehmer  an  den  Kammern 
mehr  interessiert  würden,  wenn  sie  zu  ihrer  Unterhaltung  beitragen 
müßten.  Ich  kann  dem  Gedanken  deshalb  nicht  zustimmen,  weil  zu 
den  vielen  Geldöpfern,  die  für  unser  Versicherungswesen  seitens  beider 
Parteien  gebracht  werden  müssen,  hier  nun  wieder  ein  nicht  unwesent- 
liches neues  hinzukäme.  Auch  in  den  Kreisen  der  Privatangestellten 
würde  das  Widerstand  hervorrufen,  um  so  mehr,  als  ihnen  gerade  jetzt 
erst  durch  das  Versicherungsgesetz  z.  T.  doch  ziemlich  große  Opfer  auf- 
erlegt worden  sind.  Vielleicht  ließe  sich  ein  Ausweg  in  der  Weise 
finden,  daß  die  Arbeitgeber  und  -nehmer  nur  zu  einem*  kleineren  Teil 
der  Unterhaltungskosten  herangezogen  würden,  während  der  Rest  durch 
Zuschüsse  des  Reiches  und  der  Gemeinden  aufgebracht  werden  könnte. 


IV.  Ausblick. 


Die  Ansichten  darüber,  ob  das  Arbeitskammerproblem  in  Bälde 
einer  Lösung  entgegensehen  darf,  und  darüber,  ob  sich  alsdann  die  an 
diese  Institution  geknüpften  Hoffnungen  erfüllen  werden,  sind  sehr 
geteilt. 

Als  der  Widerstand  der  Regierung  das  Gesetz  im  Jahre  1910  zum 
Scheitern  brachte,  hat  man  befürchtet,  die  Vorlage  bis  auf  weiteres  zu- 
rückstellen zu  müssen.  Infolge  jedoch  der  zurzeit  für  die  kommende 
Reichstagssession  bereits  vorliegenden  Anträge  verschiedener  Parteien 
wird  die  Frage  alsbald  wieder  aufgerollt  werden.  Es  ist  zweifelhaft, 
ob  die  Regierung  von  ihrem  bisher  so  hartnäckig  verteidigten  Stand- 
punkt abgehen  wird,  oder  ob  die  Parteien  im  Interesse  des  Zustande- 
kommens des  Gesetzes  sich  zur  Herabsetzung  ihrer  Forderungen  be- 
wegen lassen.  Ein  beiderseitiges  Entgegenkommen  auf  einer  mittleren 
Einigungsbasis  wäre  dringend  erwünscht. 

Aber  wird  alsdann,  wenn  die  Kaiserliche  Botschaft  die  Erfüllung 
vielleicht  endhch  gefunden  hat,  die  Kammer  die  Segnungen  bringen,  die 
man  von  ihr  erhofft  hat? 

Politische  Momente  waren  es,  die  lange  Zeit  die  Regierung  zum 
Zaudern  veranlaßten.  Die  Sozialdemokratie,  die  ja  doch  das  Feld  be- 
herrschen werde,  so  argumentierte  sie,  strebe  nicht  nach  sozialem  Frie- 
den, den  man  niemand  aufdrängen  könne,  der  ihn  nicht  wolle.  Die 
Regierung  hat  ihren  Widerstand  aufgegeben,  doppelt  stark  ist  er  heute 
noch  auf  selten  der  radikalen  Richtung  der  Unternehmer  (vgl.  Deutsche 
Arbeitgeber-Zeitung),  die  an  gemeinsame  Interessen  und  friedlichen 
Ausgleich  nicht  glauben.  Auf  der  anderen  Seite  verbindet  man  mit  dem 
Arbeitskammergesetz  die  Erwartung,  daß  durch  die  Einführung  dieses 
staatlich  organisierten  Mittels  friedlicher  Verständigung  den  Schäden 
wirtschaftlicher  Kämpfe  vorgebeugt  wird,  und  hält  es  unter  allen  Um- 
ständen für  angebracht,  wenigstens  einen  Versuch  damit  anzustellen. 
Professor  Köppe^^)  erwartet  von  ihnen:  Es  könnten  bei  uns  die 
Ansätze  friedlicher  Verständigung,  wie  sie  im  Deutschen  Tarifsvertrags- 
wesen sich  entwickelt  haben,  sich  fortbilden  lassen  durch  die  Hilfe  der 
Arbeitskammern  als  gesetzlich  berufener  Organe  für  die  Pflege  alles 
dessen,  was  zwischen  den  wirtschaftlichen  Kämpfen  der  Gegenwart  an 
Friedensbestrebungen  und  Betätigungen  aufwächst.  Die  Arbeitskammern 


In  Conrads  Jahrbuch  für  Nationalökonomie  und  Statistik.    43.  Bd. 
1912:  „Die  Arbeitskammer  und  die  Lohnausschüsse." 
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könnten  bei  gutem  Willen  beider  Teile  —  und  jeder  Teil  versichert  von 
sich,  von  diesem  guten  Willen  beseelt  zu  sein  —  das  Tarifsvertrags- 
wie  das  Einigungswesen  stützen  und  fördern,  die  staatliche  Sozialpolitik, 
die  jetzt  ohne  Anhören  der  Arbeiter,  für  welche  sie  doch  gemacht  wird, 
operiert,  gutachtlich  mit  sachverständigem  Urteil  beraten,  der  ganz 
besonders  schwierigen  Regelung  der  Verhältnisse  in  der  Heimarbeit 
hilfreiche  Hand  bieten,  schheßlich  auf  dem  ganzen  Gebiet  des  gewerb- 
lichen Arbeitsverhältnisses  bei  allen  Schwierigkeiten  ratend,  vermittelnd, 
helfend  und  ausgleichend  eingreifen.  Aber  auch  für  die  höchst  wün- 
schenswerte Beratung  der  Regierung  bei  der  Fortführung  der  staat- 
lichen Sozialpolitik  durch  die  Interessenten  selbst,  die  Objekte  dieser 
Pohtik,  und  vielleicht  noch  mehr  mit  Rücksicht  auf  das  den  Arbeits- 
kammern zugedachte  Recht  eigener  Initiative  nach  dieser  Richtung  so- 
wie überhaupt  nach  derjenigen  der  Verbesserung  bestehender  Zustände, 
wäre  das  Zustandekommen  des  Gesetzes  sehr  wichtig  und  erfreulich 
gewesen." 

Diesen  Ausführungen  schließe  ich  mich  an,  indem  ich  sie  gleich- 
zeitig auf  die  für  die  Privatangestellten  erstrebte  Interessenvertretung 
ausdehne.  Man  hat  des  öfteren  der  Regierung  den  vielleicht  nicht  un- 
berechtigten Vorwurf  gemacht,  sie  habe  den  geeigneten  Augenbhck  für 
die  Einrichtung  der  Arbeitskammern  versäumt  und  komme  heute  zu 
spät  mit  ihren  guten  Absichten.  Vieles  hätte  sie  verhindert,  manchen 
Interessenstreit  unterdrückt,  wenn  sie  vor  zwanzig,  dreißig  Jahren  ein 
Friedensorgan  zur  Vermittlung  geschaffen  hätte.  Daraus  möge  sie 
erkennen,  daß  sie  wenigstens  den  Privatangestellten  und  deren  Arbeit- 
gebern noch  zur  rechten  Zeit  die  rechte  Basis  zeigt,  auf  der  sie  sich 
treffen  können,  ehe  der  Geist  der  Unzufriedenheit  und  des  Klassen- 
kampfes eine  friedliche  Verständigung  erschwert,  wenn  nicht  unmöglich 
macht. 
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